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Zwischen Nahost-Konflikt und Palästina-Frage 
Lösungsbemühungen der Vereinten Nationen im Spannungsfeld 
von Genfer Konferenz und Camp David FRIEDEMANN BÜTTNER 

Seit im Frühjahr 1979 zunehmend deutlich wurde, daß die 
Rahmenvereinbarungen von Camp David wohl zu einem bila­
teralen ägyptisch-israelischen Friedensvertrag, nicht aber zu 
einer umfassenden, gerechten und dauerhaften Friedenslö­
sung im Nahost-Konflikt führten, haben sich die Vereinten 
Nationen wieder verstärkt mit der Situation im Nahen Osten 
befaßt. Dies drückte sich besonders in den Beratungen des 
UN-Sicherheitsrats aus, der allein in den ersten acht Mona­
ten des Jahres 1980 mehr Resolutionen zu Nahost-Fragen 
verabschiedet hat als in irgendeinem vollen Jahr seit 1948. 
Nachdem bereits die Resolutionen der 34. Generalversamm­
lung 1979 einen ungeduldigeren und schärferen Ton erkennen 
ließen, trat die Generalversammlung im Juli 1980 wegen der 
Palästina-Frage zu ihrer 7. Notstandssondertagung zusammen 
und nahmen jüngst auf der Tagesordnung der 35. Generalver­
sammlung Nahost-Themen einen breiten Raum ein. Diese 
verstärkten Aktivitäten sind als Versuch der überwiegenden 
Mehrheit der Mitgliedstaaten zu werten, die Bemühungen um 
eine Friedenslösung wieder in den Rahmen der Vereinten Na­
tionen zurückzuholen, dabei auf eine Gesamtlösung anstelle 
von Teilabkommen zu drängen und über die Resolutionen des 
Sicherheitsrats hinaus auch Resolutionen der Generalver­
sammlung zur Grundlage einer solchen Lösung zu machen. 

I. Die Genfer Friedenskonferenz für den Nahen Osten 

Als gemeinsame Grundlage für eine Friedenslösung im Na­
hen Osten werden allein die Resolutionen des Sicherheitsra­
tes 338(1973) und 242(1967) von Konfliktbeteiligten auf bei­
den Seiten akzeptiert. Mit seiner Resolution 338 vom 22. Ok­
tober 1973 hatte der Sicherheitsrat die im vierten Nahost-
Krieg kämpfenden Parteien zur Feuereinstellung und zur un­
verzüglichen Erfüllung seiner Resolution 242(1967) aufgefor­
dert und zugleich »bestimmt, daß Verhandlungen unverzüg­
lich . . . zwischen den betroffenen Parteien unter geeigneter 
Schirmherrschaft mit dem Ziel beginnen, einen gerechten und 
dauerhaften Frieden im Nahen Osten herzustellen« 1. Diplo­
matisch vorbereitet vom amerikanischen Außenminister Hen­
ry Kissinger, trat bereits am 21./22. Dezember 1973 in Genf 
unter der Schirmherrschaft der Vereinten Nationen und mit 
der Sowjetunion und den Vereinigten Staaten als Ko-Präsi-
denten die Friedenskonferenz für den Nahen Osten zusam­
men. Die Außenminister der Konfliktbeteiligten Ägypten, Is­
rael und Jordanien — der Platz Syriens war leer geblieben — 
bekannten sich zu einer Verhandlungslösung auf der Basis 
der Resolution 242 vom 22. November 1967, legten deren Text 
jedoch unterschiedlich aus. 
Lord Caradon, der 1967 als britischer Delegierter die Resolu­
tion im Sicherheitsrat eingebracht hatte, nannte es vor einem 
Jahr in dieser Zeitschrift das Bemerkenswerteste an der Re­
solution 242, daß sie einstimmig verabschiedet worden ist. Das 
eindrucksvolle Überleben der Resolution bis heute führte 
Caradon auf die seltene internationale Übereinstimmung in 
der Nahost-Politik zurück, die damals erzielt worden war2. 
Die Resolution bekräftigte als Grundsätze eines gerechten 
und dauerhaften Friedens in Nahost einerseits den »Rückzug 
der israelischen Streitkräfte aus Gebieten, die während des 
jüngsten Konflikts besetzt wurden« und andererseits die 
»Anerkennung der Souveränität, der territorialen Unver­
sehrtheit und der politischen Unabhängigkeit eines jeden 
Staates in diesem Gebiet und die seines Rechtes, innerhalb 
sicherer und anerkannter Grenzen frei von Drohungen und 

Akten der Gewalt in Frieden zu leben« 3. Wegen der allge­
meinen Formulierungen konnten Ägypten, Israel und Jorda­
nien die Resolution explizit und Syrien implizit als Grundla­
ge einer Friedenslösung akzeptieren; allerdings verhinderten 
unterschiedliche Interpretationen der bewußt vage formulier­
ten4 Rückzugsklausel, daß sich die Konfliktbeteiligten in den 
Jahren nach 1967 bzw. auf der Genfer Konferenz 1973 näher­
gekommen sind. Israel verstand — und versteht bis heute — 
den Rückzug »aus besetzten Gebieten« so, daß die auszuhan­
delnden sicheren Grenzen größere Gebietskorrekturen zu sei­
nen Gunsten mit sich bringen können und aus Sicherheits­
gründen auch müssen: Wie weit israelische Vorstellungen 
über derartige Korrekturen gehen, machte der jetzige Mini ­
sterpräsident Menachem Begin deutlich, als er im Zusammen­
hang mit den ägyptisch-israelischen Verhandlungen Anfang 
1978 erklärte, die Resolution 242 erfordere keinen Rückzug 
aus »Judäa und Samaria« (womit Israel das gesamte besetzte 
Westjordanland bezeichnet) — ein Anspruch, der durch die 
intensivierte Siedlungspolitik der letzten Jahre unterstrichen 
worden ist. Die Araber auf der anderen Seite bestehen auf 
dem vollständigen Rückzug Israels aus allen 1967 besetzten 
Gebieten, da sie die Rückzugsforderung im Zusammenhang 
mit dem Vorspruch der Resolution sehen. Dieser betont die 
»Unzulässigkeit, Gebiete durch Krieg zu erwerben« — eine 
Formulierung, die auch auf die im Palästina-Krieg 1948 be­
setzten Gebiete angewandt werden könnte und die Aner­
kennung der Waffenstillstandslinien von 1949 als Grenzen zu 
einem großzügigen Kompromiß der arabischen Seite machen 
würde. Für ihre Kritiker hat die Resolution 242 neben der 
unbestimmten Rückzugsformel zwei weitere gravierende 
Schwächen: In ihren Formulierungen stehen Probleme zwi­
schen Israel und seinen arabischen Nachbarstaaten (Gebiete, 
Grenzen, Souveränität, internationale Wasserwege) im Mittel­
punkt, während die Zukunft der Palästinenser, das Kernpro­
blem des ursprünglichen Konfliktes 1947/48, nur als gerecht 
zu regelndes Flüchtlingsproblem genannt wird. Die Jerusa­
lem-Frage wird in der Resolution sogar ganz ausgeklam­
mert5. 
Der Konflikt um die Auslegung der Resolution 242 wurde auf 
der Genfer Friedenskonferenz jedoch verschoben, da sich die 
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Konferenz gleich nach der Eröffnung vertagte, um zunächst 
das Ergebnis der von Kissinger vorbereiteten Truppenent­
flechtungsverhandlungen abzuwarten. Eine in Genf gebildete 
Militärkommission arbeitete das entsprechende Abkommen 
aus, das am 18. Januar 1974 von Ägypten und Israel unter­
zeichnet wurde. Ungleich schwieriger gestalteten sich ent­
sprechende Verhandlungen mit Syrien, das die Truppenent­
flechtung als Teil einer allgemeinen Friedensregelung ver­
standen wissen wollte, schließlich aber doch am 31. Mai 1974 
in Genf das Entflechtungsabkommen mit Israel unterzeich­
nete. Noch am selben Tag beschloß der Sicherheitsrat, eine 
Truppe zur Beobachtung der Durchführung des Abkommens 
(UNDOF) aufzustellen8. 
Solange die arabischen Staaten Kissingers Diplomatie der 
kleinen Schritte eine Chance gaben, verzichteten sie darauf, 
die Bemühungen um eine Konfliktlösung in den institutio­
nellen Rahmen der Vereinten Nationen zurückzuholen: Die 
29. Generalversammlung endete im Dezember 1974 ohne die 
auf der Tagesordnung vorgesehene Nahost-Debatte7. Auch als 
im März 1975 eine Nahost-Reise Kissingers ohne konkrete Er­
gebnisse endete und darauf die von Kissingers Diplomatie aus 
Lösungsversuchen im Nahen Osten weitgehend ausgeschlos­
sene Sowjetunion die Wiedereinberufung der Genfer Konfe­
renz wünschte, nahmen die Konfliktbeteiligten diesen Vor­
schlag nicht auf. Erneute Vermittlungsbemühungen Kissingers 
im August 1975 führten zwar zur Unterzeichnung des zweiten 
Truppenentflechtungsabkommens zwischen Ägypten und Is­
rael am 4. September. Die Mehrheit der arabischen Staaten, 
insbesondere Syrien, sah in dem Abkommen jedoch eine 
ägyptische Kapitulation vor amerikanischen und israelischen 
Interessen. Im November 1975 stimmte Syrien deswegen der 
Verlängerung des UNDOF-Mandats nur unter der Bedingung 
zu, daß im Sicherheitsrat eine Debatte des gesamten Nahost-
Problems einschließlich der Palästina-Frage unter Beteili­
gung der Palästinensischen Befreiungsorganisation (PLO) 
stattfinden würde. 

II . Die Anerkennung der »legitimen 
Rechte des palästinensischen Volkes« 

Die erste umfassende Nahost-Debatte des Sicherheitsrats seit 
1973 fand im Januar 1976 statt und endete mit einem Veto der 
Vereinigten Staaten gegen einen mehrheitlich gebilligten Re­
solutionsantrag, in dem »Israels Hartnäckigkeit in der Beset­
zung arabischer Gebiete« bedauert und der Rückzug Israels 
»aus allen seit Juni 1967 besetzten arabischen Gebieten« ge­
fordert wurde. Zugleich bekräftigte der Resolutionsentwurf, 
»daß das palästinensische Volk in den Stand versetzt werden 
sollte, sein unveräußerliches nationales Recht auf Selbstbe­
stimmung auszuüben, einschließlich des Rechtes, einen unab­
hängigen Staat in Palästina in Übereinstimmung mit der 
Charta der Vereinten Nationen zu errichten« 8. Kein anderes 
Ratsmitglied stimmte gegen den Resolutionsantrag; Großbri­
tannien, Italien und Schweden enthielten sich der Stimme. 
Auch zu Beginn der Debatte hatten bei drei Enthaltungen 
(Großbritannien, Frankreich, Italien) nur die Vereinigten 
Staaten dagegengestimmt, daß die PLO mit den Rechten eines 
Mitgliedstaates zur Debatte eingeladen wurde, obwohl die 
PLO — wie der amerikanische Chefdelegierte betonte — kein 
Staat sei und überdies das Existenzrecht Israels und die 
Sicherheitsrats-Resolutionen 242 und 338 ablehne. 
Die Debatte zeigte, in welchem Maß die Rechte der Palästi­
nenser internationale Anerkennung gefunden hatten und wie 
sehr sich Israel und die Vereinigten Staaten politisch isoliert 
hatten. Sie machte insbesondere deutlich, daß sich zu diesem 
Zeitpunkt bereits alle in die Nahost-Problematik involvierten 
und an ihr interessierten Parteien mit Ausnahme Israels dar­
in einig waren, daß das Problem der Palästinenser als politi­
sche Frage angesehen werden muß. Da auch die Vereinigten 
Staaten anerkannten, daß die legitimen Interessen der Palä­

stinenser berücksichtigt werden müssen, entsprach die Reso­
lution 242 zumindest in diesem Punkt nicht mehr der polit i­
schen Realität 9. Die Vereinigten Staaten sahen durch den 
Resolutionsentwurf jedoch die einzig gemeinsame Verhand­
lungsbasis gefährdet, die sie durch ihr Veto erhalten wollten 
— womit sie de facto Israel unterstützten, das seinen Rechts­
standpunkt durch die Resolution 242 abgesichert sah und des­
wegen bis heute jede Änderung der Resolution oder jede in ­
haltliche Modifizierung durch neue Resolutionen strikt ab­
lehnt. 
Das Problem der Vertretung der Palästinenser hatte von An­
fang an Bemühungen um eine Wiedereinberufung der Genfer 
Konferenz erschwert, vor allem nachdem der Palästinensi­
sche Nationalrat — eine Ar t Exilparlament der Palästinenser 
— Anfang Juni 1974 in einem Zehn-Punkte-Programm die 
Resolution 242 als unzureichende Grundlage einer Friedenslö­
sung ausdrücklich zurückgewiesen hatte. Eine Mehrheit der 
PLO, besonders in dem von Jasir Arafat geführten Exekutiv­
komitee, fand sich jedoch in den nächsten Monaten — zum 
Teil unter dem Druck arabischer Regierungen — bereit, das 
begrenzte Ziel eines palästinensischen Staates in den von Is­
rael besetzten Gebieten zu akzeptieren. Daraufhin beantrag­
ten 43 Staaten, darunter die 20 Mitglieder der Arabischen L i ­
ga, die >Palästina-Frage< auf die Tagesordnung der 29. Ge­
neralversammlung zu setzen, die dann am 14. Oktober 1974 
mit der Auffassung, daß »das palästinensische Volk die Haupt­
partei in der Palästina-Frage ist«, die Palästinensische Be­
freiungsorganisation »als die Vertreterin des palästinensi­
schen Volkes« einlud, an den Plenarberatungen über die Pa­
lästina-Frage teilzunehmen10. 
Noch ehe am 13. November 1974 die Rede des Vorsitzenden des 
Exekutivkomitees der PLO, Jasir Arafat, vor der UN-General­
versammlung die politische Bedeutung des Palästinenser-Pro­
blems unterstrich, hatten die arabischen Staaten auf der 
7. Gipfelkonferenz der Arabischen Liga vom 26. bis 29. Okto­
ber in Rabat der PLO als einzig legitimen Vertreterin des 
palästinensischen Volkes das Recht zugesprochen, eine unab­
hängige nationale Autorität über alle befreiten Gebiete zu 
errichten. Da König Hussein von Jordanien auf alle Ansprü­
che in den besetzten Gebieten verzichtete, konnte die Gene­
ralversammlung bei der Palästina-Debatte das Recht des pa­
lästinensischen Volkes auf Selbstbestimmung anerkennen, 
ohne sich an der Auffassung Israels und der Vereinigten 
Staaten orientieren zu müssen, die die Lösung des Nahost-
Konfliktes ausschließlich als Problem zwischen bestehenden 
Staaten ansahen. 
Am 22. November 1974, dem siebten Jahrestag der Resolution 
242, verabschiedete die Generalversammlung zwei Resolutio­
nen zur Palästina-Frage: Mit 89 Stimmen gegen die Stimmen 
Israels, der Vereinigten Staaten und sechs weiterer Staaten 
und bei 37 Enthaltungen (darunter die Bundesrepublik 
Deutschland), bestätigte die Generalversammlung in ihrer 
Resolution 3236 »die unveräußerlichen Rechte des palästinen­
sischen Volkes in Palästina, einschließend a) das Recht auf 
Selbstbestimmung ohne Einmischung von außen, b) das Recht 
auf nationale Unabhängigkeit und Souveränität«. Zugleich 
wurde anerkannt, »daß das palästinensische Volk ein Haupt­
beteiligter an der Schaffung eines gerechten und dauerhaften 
Friedens im Nahen Osten ist« 1 1. Mit ihrer Resolution 3237 
lud die Generalversammlung die PLO ein, als Beobachter an 
den Tagungen und Arbeiten der Generalversammlung und 
aller internationalen Konferenzen im Rahmen der Vereinten 
Nationen teilzunehmen12. 
Seit die Generalversammlung 1969 erstmals unveräußerliche 
Rechte der Palästinenser anerkannt hatte, war das Palästina-
Problem zunehmend als Kern des Nahost-Konflikts gesehen 
worden, das nicht mehr ausschließlich auf der Basis der Re­
solution der Generalversammlung 194(111) vom 11. Dezember 
1948 als Flüchtlingsfrage behandelt werden konnte. Mit den 
Resolutionen der Generalversammlung vom 22. November 
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1974 hatte die PLO den entscheidenden Durchbruch erzielt: 
Nicht nur war sie als Vertreterin des palästinensischen Volkes 
anerkannt worden; die Generalversammlung hatte auch das 
Selbstbestimmungsrecht des palästinensischen Volkes, das sie 
erstmals mit der Resolution 181(11) vom 29. November 1947 
(dem >Teilungsbeschluß<) anerkannt und in den Jahren seit 
1970 mehrfach bestätigt hatte13, geographisch durch den Hin­
weis auf Palästina und in der Form durch die Anerkennung 
des Rechtes auf nationale Unabhängigkeit und Souveränität 
konkretisiert14. Aus dem Nahost-Konflikt, der ursprünglich 
einmal als Palästina-Frage vor die Vereinten Nationen ge­
kommen war, war wieder wesentlich auch eine Palästina-Fra­
ge geworden. 
Als im folgenden Jahr die Hoffnungen der arabischen Staaten 
auf israelische Konzessionsbereitschaft bzw. auf weitere Er­
folge der Kissinger-Diplomatie geschwunden waren, versuch­
ten sie, gestützt auf eine Mehrheit der blockfreien und sozia­
listischen Staaten in der Generalversammlung, den Sicher­
heitsrat auf die Positionen der Generalversammlung festzule­
gen und darüber die Teilnahme der PLO besonders an der 
Genfer Friedenskonferenz sicherzustellen. In der Palästina-
Frage forderte die 30. Generalversammlung am 10. November 
1975 mit 101 gegen 8 Stimmen (darunter auch die Bundesre­
publik), die PLO gleichberechtigt mit anderen Parteien an al­
len Bemühungen, Verhandlungen und Konferenzen über den 
Nahen Osten teilnehmen zu lassen, die unter der Schirmherr­
schaft der Vereinten Nationen abgehalten werden. Gleichzei­
tig wurde der Sicherheitsrat ersucht, »die erforderlichen 
Maßnahmen zu erörtern und zu treffen, um das palästinensi­
sche Volk in Stand zu setzen, seine unveräußerlichen nationa­
len Rechte . . . auszuüben« 1 5. Die Generalversammlung setzte 
einen Ausschuß für die Ausübung der unveräußerlichen Rech­
te des palästinensischen Volkes ein, dessen Berichte und Emp­
fehlungen dem Sicherheitsrat vorgelegt werden sollten16. 
Nach der Debatte über die Lage im Nahen Osten wurde die 
Position formuliert, die die Generalversammlung in den fol­
genden Jahren mit immer schärferer Akzentuierung gegen­
über dem Sicherheitsrat bzw. in erster Linie gegenüber der 
amerikanischen und israelischen Position eingenommen hat. 
Unter Punkt 4 der Resolution 3414 vom 5. Dezember 1975 

wird der Sicherheitsrat aufgefordert, alle erforderlichen Maß­
nahmen für eine rasche Verwirklichung sämtlicher Resolutio­
nen der Generalversammlung und des Sicherheitsrats zu tref­
fen, die auf einen gerechten und dauerhaften Frieden abzie­
len. Aus den weiteren Formulierungen dieses Punktes lassen 
sich folgende Prinzipien ablesen: Die Generalversammlung 
erstrebt »eine umfassende Regelung, die unter Mitwirkung 
aller beteiligten Parteien, einschl. der Palästinensischen Be­
freiungsorganisation, im Rahmen der Vereinten Nationen aus­
gearbeitet ist und sowohl den vollständigen Abzug Israels aus 
sämtlichen besetzten arabischen Gebieten als auch die volle 
Anerkennung der unveräußerlichen nationalen Rechte des 
palästinensischen Volkes und die Verwirklichung dieser Rech­
te gewährleistet« 1 7. Negativ formuliert: Die Generalver­
sammlung wi l l keine weiteren Teilregelungen wie das zweite 
Truppenentflechtungsabkommen; sie möchte nicht nur die 
Mitwirkung von Staaten, sondern auch von Vertretern der 
Palästinenser; sie wünscht keine bilateralen Verhandlungen, 
wie sie Israel bevorzugt, sondern eine Konferenzlösung im 
Rahmen der Genfer Friedenskonferenz oder des Sicherheits­
rats; sie erkennt die mehr oder weniger umfangreichen Ge­
bietskorrekturen, die Israel im Rahmen der Resolution 242 
für möglich hält, nicht an; sie betrachtet das Palästinenser-
Problem nicht als Problem von Flüchtlingen, sondern als das 
eines Volkes, das politische Rechte hat und sich selbst vertre­
ten kann. 

III . Die Blockierung des Sicherheitsrats 
und die Friedensinitiativen Carters und Sadats 

Der erste Versuch, den Sicherheitsrat auf die Position der Ge­
neralversammlung festzulegen, scheiterte nach der von Sy­
rien erzwungenen Debatte am Veto der Vereinigten Staaten. 
Zwei Monate später verhinderte am 25. März 1976 wiederum 
nur das Veto der USA eine von allen anderen Ratsmitglie­
dern angenommene Resolution, in der der Sicherheitsrat sei­
ne Besorgnis über die Errichtung israelischer Siedlungen und 
über Menschenrechtsverletzungen in den besetzten Gebieten 
ausdrückte. Israel wurde aufgefordert, Maßnahmen zu unter­
lassen bzw. aufzuheben, die den physischen, kulturellen, de-

Der erste und bisher ein­
zige Friedensvertrag, den 
Israel mit einem arabischen 
Staat schließen konnte, ist 
der mit Ägypten; unser Bild 
zeigt (v. 1. n. r.) den ägypti­
schen Präsidenten Anwar 
al-Sadat, US-Präsident J im­
my Carter und den israe­
lischen Ministerpräsidenten 
Menachem Begin am 26. 
März 1979 in Washington 
kurz nach Unterzeichnung 
des Vertrags. Der durch die 
im September 1978 in Camp 
David getroffenen Rahmen­
vereinbarungen eingeleitete 
Friedensprozeß ist mittler­
weile in eine kritische Pha­
se getreten; zwischen Israel 
und Ägypten umstritten ist 
insbesondere die Frage ei­
ner Autonomieregelung für 
die besetzten Gebiete. 
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mographischen und religiösen Charakter der besetzten Gebie­
te, im besonderen des Stadtkerns von Jerusalem, veränder­
ten 1 8. Anhaltende Unruhen und Zusammenstöße zwischen 
Bevölkerung und Militärverwaltung in den besetzten Gebie­
ten führten im Mai und im November zu zwei weiteren Si-
cherheitsratsdebatten über die Situation in den besetzten Ge­
bieten. In beiden Fällen verzichtete der Sicherheitsrat in Er­
wartung eines amerikanischen Vetos auf eine Resolution, gab 
aber seine Haltung durch abgestimmte >Erklärungen< des 
Präsidenten des Rates wieder, in denen jeweils betont wur­
de, daß die Vierte Genfer Konvention von 1949 über den 
Schutz von Zivilpersonen in Kriegszeiten auf die von Israel 
besetzten Gebiete anwendbar ist. Maßnahmen, die der Kon­
vention widersprechen, können das Ergebnis der Friedens­
suche nicht vorwegnehmen und stellen ein Hindernis für den 
Frieden dar19. 
Das dritte Veto der Vereinigten Staaten innerhalb eines hal­
ben Jahres folgte am 29. Juni 1976 gegen einen Resolutions­
entwurf, mit dem der Bericht des Ausschusses für die Aus­
übung der unveräußerlichen Rechte des palästinensischen 
Volkes zur Kenntnis genommen und das palästinensische 
Selbstbestimmungsrecht »einschließlich des Rechts auf Rück­
kehr und des Rechts auf nationale Unabhängigkeit und Sou­
veränität in Palästina« bestätigt werden sollten20. Ange­
sichts der Blockierung des Sicherheitsrats durch die Vereinig­
ten Staaten forderte die Generalversammlung am 9. Dezem­
ber 1976 mit 122 Stimmen gegen 2 (Israel, USA) bei nur 8 Ent­
haltungen die Wiedereinberufung der Friedenskonferenz über 
den Nahen Osten bis spätestens 31. März 1977. Zuvor hatte die 
Generalversammlung am selben Tag in ihrer Resolution 31/61 
ebenfalls mit großer Mehrheit ihre Auffassungen zur Palästi­
na-Frage entsprechend der Resolution 3414 vom Vorjahr be­
kräftigt 2 1. Im März 1977 konnte Generalsekretär Kurt Wald­
heim dem Sicherheitsrat berichten, daß sich alle beteiligten 
Parteien für eine baldige zweite Runde der Nahost-Friedens­
konferenz ausgesprochen hatten. Dennoch kam es nicht zur 
Konferenz, weil die Auffassungen der arabischen Seite und 
Israels, aber auch der Ko-Präsidenten Sowjetunion und Ver­
einigte Staaten insbesondere in der Vorfrage der Vertretung 
der Palästinenser bzw. der Teilnahme der PLO zu weit aus­
einandergingen22. 
Parallel zu den Bemühungen Waldheims begann mit dem 
Amtsantritt von Präsident James Earl Carter Anfang 1977 
eine neue amerikanische Nahost-Initiative. Bereits im Febru­
ar lud er den ägyptischen Präsidenten Anwar al-Sadat und 
den israelischen Ministerpräsidenten Yitzhak Rabin nach 
Washington ein. Carter unterstützte Israel in der Forderung 
nach »verteidigungsfähigen Grenzen<, sah jedoch den Rück­
zug aus den 1967 besetzten Gebieten mit nur geringen Kor­
rekturen als notwendigen Bestandteil einer dauerhaften Lö­
sung an. Nach der Abreise Rabins sprach Carter von einer 
> Heimstätte ( (homeland), die für die Palästinenser geschaf­
fen werden sollte. Auf innenpolitischen Druck hin mußte 
Carter diese Formulierung jedoch abschwächen. 
Carters Hoffnung, die PLO werde angesichts der neuen Nah­
ost-Initiativen eine flexiblere Haltung gegenüber einer Ver­
handlungslösung einnehmen, erfüllte sich nicht: Statt sie ab­
zuändern, bekräftigte der Palästinensische Nationalrat bei 
seiner Sitzung im März die Palästinensische National-Charta, 
die es als Ziel der Befreiung bezeichnet, den Zionismus in 
Palästina zu tilgen 2 3. Zwar war der Nationalrat bereit, »die 
Errichtung eines unabhängigen nationalen Staates auf natio­
nalem Grund und Boden«, d. h. einen Kleinstaat in den von 
Israel zu räumenden Gebieten, zu akzeptieren, alle Lösungen 
und Regelungen, die ohne Beteiligung der Palästinenser be­
schlossen wurden, insbesondere »alle Formen kapitulationi-
stischer amerikanischer Lösungen«, lehnte er jedoch ab24. Als 
weiterer Rückschlag für Carters Initiative ist der Wahlsieg 
des rechten Likud-Blocks in Israel am 17. Mai zu werten, 
denn bereits kurz nach der Amtsübernahme betonte der neue 

Ministerpräsident Menachem Begin bei verschiedenen Gele­
genheiten, er werde unter keinen Umständen mit der PLO 
verhandeln oder eine palästinensische >Heimstätte< auch 
nur erwägen Im September 1977 übermittelt das israelische 
Kabinett der amerikanischen Regierung einen Lösungsvor­
schlag, der eine eng begrenzte Selbstverwaltung unter per­
manent aufrechterhaltener israelischer Besetzung des gesam­
ten Westufers und des Gaza-Streifens vorsah. 
Die »ernste Behinderung der Bemühungen um die Erzielung 
eines gerechten und dauerhaften Friedens« durch Maßnah­
men und Aktionen Israels in den besetzten Gebieten, insbe­
sondere die verstärkte Siedlungspolitik, führte zu einer Ent­
fremdung in den amerikanisch-israelischen Beziehungen: Als 
die Generalversammlung am 28. Oktober 1977 die »jüngsten 
illegalen Maßnahmen Israels« lebhaft beklagte, stimmte Is­
rael zum ersten Mal allein gegen die mit 131 Stimmen ange­
nommene Resolution 32/5; die Vereinigten Staaten hatten 
sich mit sechs anderen Staaten enthalten25. Im Sicherheitsrat 
hatten die USA bereits im November 1976 überraschend der 
Erklärung des Präsidenten zur Lage in den besetzten Gebie­
ten zugestimmt (in den Ratsdebatten der folgenden Jahre zu 
diesem Thema enthalten sie sich bei zwei Resolutionen und 
stimmen schließlich am 1. März 1980 der damit einstimmig 
angenommenen Resolution 465 zu2 6). Als Zeichen dafür, daß 
die amerikanische Regierung nun zu der seit langem erwar­
teten Konfrontation mit Israel bereit sei, werteten die ara­
bischen Staaten die Erklärung vom 1. Oktober 1977, in der die 
Außenminister der Sowjetunion und der Vereinigten Staaten 
in ihrer Eigenschaft als gemeinschaftliche Vorsitzende der 
Friedenskonferenz über den Nahen Osten zu einer Nahost-
Lösung aufriefen, die »die legitimen Rechte der Palästinen­
ser« sichert. 
Ehe jedoch die sowjetisch-amerikanische Erklärung zu neuen 
Aktivitäten im Bereich der Vereinten Nationen führen konn­
te, zog Präsident Sadat die Initiative an sich, als er am 9. No­
vember 1977 vor dem ägyptischen Parlament erklärte, er 
sei der ewigen Verfahrensdebatten müde und würde an 
jeden Ort der Welt, selbst in die israelische Knesset, gehen, 
um einen Frieden herbeizuführen. Sadat hatte seit Jahren 
betont, daß die Vereinigten Staaten den Schlüssel für einen 
Nahostfrieden in der Hand hätten, da nur sie hinreichend 
Druck auszuüben vermöchten, um Israel zu substantiellen 
Konzessionen zu bewegen. In seinem dramatischen Friedens­
appell vor der Knesset in Jerusalem am 20. November 1977 
erklärte Sadat, Ägypten sei bereit, mit Israel auf der Grund­
lage einer gerechten und dauerhaften Gesamtlösung in Frie­
den zusammenzuleben. Als Grundlage dieser Lösung nannte 
er den Rückzug Israels aus den 1967 besetzten Gebieten, die 
Errichtung eines palästinensischen Staates auf dem Westufer 
des Jordan und im Gaza-Streifen, internationale Sicherheits­
garantien und wechselseitigen Gewaltverzicht. — Die Ge­
schichte der sich anschließenden ägyptisch-israelisch-amerika­
nischen Verhandlungen bis zu den Rahmenabkommen von 
Camp David vom 17. September 1978 und zur Unterzeichnung 
des ägyptisch-israelischen Friedensvertrages am 26. März 1979 
sind nicht Gegenstand dieser Darstellung. Ihr Bezug zu den 
Bemühungen der Vereinten Nationen muß jedoch hergestellt 
werden. 
Wenige Tage nach Sadats Jerusalem-Reise forderte die Ge­
neralversammlung in ihrer Resolution 32/20 vom 25. Novem­
ber 1977 zur Situation im Nahen Osten mit großer Mehrheit 
(102:4:29) »erneut die baldige Einberufung der Friedenskon­
ferenz« unter den bekannten Bedingungen und bat »die Par­
teien des Konflikts und alle anderen interessierten Parteien 
eindringlich, auf die Erzielung einer umfassenden Regelung 
hinzuarbeiten, die alle Aspekte des Problems erfaßt und die 
im Rahmen der Vereinten Nationen unter Teilnahme aller be­
teiligten Parteien ausgearbeitet wird« 2 7 . Aus dieser Formu­
lierung sprach die Sorge, Sadat könne sich ägyptischer Inter­
essen willen auf bilaterale Verhandlungen und letztlich einen 
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Separatfrieden einlassen, der Israel von der Gefahr eines 
Zweifrontenkrieges befreien und damit seine Position in der 
Palästina-Frage verhärten würde. Insbesondere Syrien und 
die PLO lehnten Sadats Initiative ab und gründeten mit A l ­
gerien, Libyen und dem Süd-Jemen die > Front des Wider­
standes und der Konfrontation^ 
Sadat strebte mit seinem Alleingang durchaus eine Gesamt­
lösung an und lud als nächsten Schritt zum 14. Dezember 1977 
zu einer Vorkonferenz zur Wiedereinberufung der Genfer 
Friedenskonferenz nach Kairo ein. Nur Israel, die Vereinigten 
Staaten und der durch einen Beobachter vertretene General­
sekretär der Vereinten Nationen nahmen an. Die mit allen 
anderen Konfliktbeteiligten eingeladene PLO schlug die 
Chance aus, mit Israel am Verhandlungstisch zu sitzen; die 
Sowjetunion als Ko-Präsident der Friedenskonferenz machte 
sich den Standpunkt Syriens und der PLO zu eigen. Auch 
Jordanien ließ sich nicht einbeziehen. 

IV. Die Vereinten Nationen und 
der > Durchbruch < von Camp David 

Wie schon in der Phase von Kissingers >Pendeldiplomatie< 
und in den ersten Monaten der Carter-Initiative verhielten 
sich die Vereinten Nationen nach Sadats Initiative zunächst 
wieder abwartend. Dies wird am Sicherheitsrat, dem mäch­
tigsten Organ der Vereinten Nationen, besonders deutlich: In 
den fast zwei Jahren von der Eröffnung der Genfer Friedens­
konferenz bis zum zweiten ägyptisch-israelischen Truppen­
entflechtungsabkommen hat sich der Sicherheitsrat nur ein­
mal mit einem anderen Gegenstand als der Entflechtung auf 
den Golan-Höhen und dem Sinai befaßt 2 8. Nach der von 
Syrien erzwungenen umfassenden Debatte über das Nahost-
Problem einschließlich der Palästina-Frage fanden dann 1976 
noch sieben Debatten zu Nahost-Fragen statt: Zwar wurden 
nur zur Mandatsverlängerung für UNDOF und UNEF insge­
samt drei Resolutionen verabschiedet; die drei Vetos der Ver­
einigten Staaten und insgesamt drei Erklärungen des Präsi­
denten des Sicherheitsrats reflektieren jedoch die Intensität 
der Bemühungen um Nahost-Probleme. Vom Beginn der Car­
ter-Initiative Anfang 1977 bis zum Abschluß der ägyptisch­
israelischen Friedensverhandlungen Mitte März 1979 befaßte 
sich der Sicherheitsrat wiederum nur in einer Resolution29 

mit einem Problem des Nahen Ostens, das nicht im Zusam­
menhang mit den Friedenstruppen der Vereinten Nationen 
stand30. Auch die 33. Generalversammlung beschränkte sich 
im wesentlichen auf eine Bestätigung bekannter Positionen. 
Lediglich die Resolution 33/28A zur >Palästina-Frage< vom 
7. Dezember 1978 erklärte — ohne die inzwischen unterzeich­
neten Rahmenabkommen von Camp David zu erwähnen —, 
daß Abkommen zur Lösung des Palästina-Problems nur gül­
tig seien, wenn sie sich im Rahmen der Vereinten Nationen 
und ihrer Charta sowie ihrer Resolutionen zur Palästina-Fra­
ge bewegten31. 
An der Verbindung (link) zwischen einem ägyptisch-israeli­
schen Friedensvertrag und dem zweiten Rahmenabkommen 
von Camp David über die Prinzipien einer allgemeinen Nah­
ost-Friedensregelung drohten die festgefahrenen ägyptisch­
israelischen Friedensverhandlungen im Frühjahr 1979 end­
gültig zu scheitern. Die Einigung in letzter Minute, die der 
amerikanische Präsident Carter mit seiner dramatischen Nah­
ost-Reise Anfang März erzielen konnte, bestätigte die Be­
fürchtungen der arabischen Staaten, Ägypten könne sich 
letztlich auf einen separaten Friedensvertrag einlassen, ohne 
ausreichende Garantien für die Erfüllung des zweiten Rah­
menabkommens erhalten zu haben. Selbst während der Ver­
handlungen in Camp David hatten die Amerikaner immer 
noch gehofft, daß auch andere arabische Staaten, zumindest 
Jordanien, im letzten Moment an den Abkommen beteiligt 
werden könnten. Für diese Hoffnung bestand nun kein Grund 
mehr. 

Noch ehe der ägyptisch-israelische Friedensvertrag am 26. 
März 1979 in Washington unterzeichnet wurde, äußerte sich 
der Sicherheitsrat auf Antrag Jordaniens zum ersten Mal seit 
1976 wieder zur Lage in den von Israel besetzten Gebieten. 
Unter Hinweis auf die Vierte Genfer Konvention stellte der 
Sicherheitsrat in seiner Resolution 446 vom 22. März ohne Ge­
genstimme bei drei Enthaltungen (darunter die Vereinigten 
Staaten) fest, »daß die israelische Politik und Praxis der Er­
richtung von Siedlungen in den palästinensischen und ande­
ren seit 1967 besetzten arabischen Gebieten keine rechtliche 
Gültigkeit haben und ein ernsthaftes Hindernis für die Er­
zielung eines umfassenden, gerechten und dauerhaften Frie­
dens im Nahen Osten darstellen«. Eine Kommission aus drei 
Mitgliedern des Rates sollte die Siedlungssituation in den be­
setzten Gebieten untersuchen32. Die Kommission hat im Juli 
1979 einen ersten Bericht vorgelegt, dessen Empfehlungen 
vom Sicherheitsrat angenommen wurden 3 3. Nach Vorlage 
eines weiteren Berichtes verabschiedete der Rat am 1, März 
1980 einstimmig seine bisher ausführlichste Kri t ik an den 
israelischen Maßnahmen in den besetzten Gebieten einschließ­
lich Jerusalems34. 
Trotz der Divergenzen mit Israel wegen der Siedlungspolitik 
hoffte die amerikanische Regierung im Sommer 1979 noch, bei 
Israel genügend Konzessionsbereitschaft zu finden, so daß sie 
die Abkommen von Camp David in den Rahmen der Verein­
ten Nationen einbinden könnte. Die Chance kam einen Mo­
nat nach Beginn der Autonomieverhandlungen, als der Si­
cherheitsrat Ende Juni über einen Bericht des Ausschusses 
für die Ausübung der unveräußerlichen Rechte des palästi­
nensischen Volkes zu debattieren begann. Der Zeitpunkt er­
wies sich jedoch als ungünstig: Die Autonomieverhandlun­
gen, in denen sich der historische >Durchbruch< hätte be­
weisen müssen, blieben schon bald in Schwierigkeiten stek­
ken. Als sich der amerikanische Chefdelegierte Andrew 
Young privat mit PLO-Vertretern traf, mußte er zurücktre­
ten, nachdem Israel der amerikanischen Regierung schon vor­
geworfen hatte, sie wolle wegen des arabischen Öls die PLO 
anerkennen. Präsident Carter versuchte dennoch, die Zustim­
mung Ägyptens und Israels zu einem Resolutionsentwurf 
über die palästinensischen Rechte zu bekommen, mußte die­
sen Plan aber aufgeben. Während Ägypten jeden neuen Ver­
such begrüßte, die palästinensischen Rechte anzuerkennen, 
und darin einen weiteren Schritt auf dem in Camp David 
begonnenen Wege sah, lehnte Israel jede inhaltliche Verände­
rung oder Ergänzung der Resolution 242 (1967) ab. Die arabi­
schen Staaten wollten dem amtierenden Ratspräsidenten 
Young nach seinem Rücktritt wohl ersparen, bei seiner Ab­
schiedssitzung für die USA ein Veto einlegen zu müssen — je­
denfalls vertagte sich der Sicherheitsrat ohne Abstimmung 
und neuen Termin. Ihr Veto legten die Vereinigten Staaten 
dann später ein, als ein Resolutionsantrag zum gleichen The­
ma am 30. Apri l 1980 zur Abstimmung stand, mit dem u. a. 
das Recht der Palästinenser »auf Errichtung eines unabhän­
gigen Staats in Palästina« anerkannt werden sollte35. 
Seit dem Sommer 1979 haben sich die Chancen für eine Kon­
fliktlösung ständig verschlechtert: Die Generalversammlung 
bedauerte, daß die Vereinbarungen von Camp David außer­
halb des Rahmens der Vereinten Nationen und ohne Teilnah­
me der PLO abgeschlossen worden waren. Nachdrücklich 
wurden in mehreren Resolutionen »alle Teilvereinbarungen 
und Separatverträge (verurteilt), die eine flagrante Verlet­
zung der Rechte des palästinensischen Volkes, der Prinzipien 
der Charta und der in den verschiedenen internationalen 
Foren verabschiedeten Resolutionen zur Palästina-Frage dar­
stellen« 3 6. Zur Lage im Nahen Osten verweist die General­
versammlung auf die internationale Unterstützung, die »die 
gerechte Sache des palästinensischen Volkes und der anderen 
arabischen Länder in ihrem gerechten Kampf gegen israeli­
sche Aggression« erhalten haben37. Die Resolution über die 
universelle Verwirklichung des Selbstbestimmungsrechts be-
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tont mit eindeutigem Bezug auf Palästina die Legitimität 
auch des bewaffneten Kampfes in der Verfolgung von Un­
abhängigkeit, nationaler Einheit und zur Beendigung fremder 
Besetzung38. 
1980 kommt es wegen der Siedlungspolitik wieder zu anhal­
tenden Unruhen in den besetzten Gebieten, besonders in He­
bron (Khalil), als das israelische Kabinett dort die Ansiedlung 
von Juden im Stadtgebiet zuließ. Mehrfach wurde der Sicher­
heitsrat angerufen: nach der Deportation der Bürgermeister 
von Hebron und Halhoul sowie des Scheria-Richters von 
Hebron39, nach Bombenanschlägen auf drei andere Bürger­
meister, von denen zwei schwer verletzt wurden4 0, und nach­
dem in der israelischen Knesset legislative Maßnahmen zur 
Änderung des Status der Stadt Jerusalem eingeleitet worden 
waren4 1. 
In dieser Situation beantragte der Vorsitzende des Ausschus­
ses für die Ausübung der unveräußerlichen Rechte des pa­
lästinensischen Volkes eine Notstandssondertagung der Ge­
neralversammlung zur Palästina-Frage, wobei er seinen An­
trag auf die Resolution »Gemeinsames Vorgehen für den 
Frieden <42 stützte, deren Anwendbarkeit mit dem amerika­
nischen Veto gegen die Empfehlungen des Ausschusses vom 
31. März begründet wurde. Die Notstandssondertagung fand 
vom 22.—29. Juli 1980 statt und wurde nur vertagt, so daß sie 
bei Bedarf wieder einberufen werden kann. Die Generalver­
sammlung bekräftigte in ihrer Resolution ES-7/2 vom 29. Juli 
1980 (vgl. den Text in diesem Heft, S. 218f.) mit 112 gegen nur 
7 Stimmen bei 24 Enthaltungen die Grundprinzipien einer 
Friedenslösung, wie sie die Generalversammlung seit 1974 
formuliert hat, wobei sowohl die Resolutionen der General­
versammlung 3236(XXIX) und 3237 (XXIX) vom 22. Novem­
ber 1974 als auch die jüngsten Resolutionen des Sicherheits­
rats 465(1980) und 476(1980) ausdrücklich erwähnt werden, 
nicht jedoch die Resolutionen 242(1967) und 338(1973). 
Seit dem Frühjahr 1979 haben die Vereinigten Staaten ver­
sucht, die Rahmenabkommen von Camp David zur Grundlage 
einer Lösung des Nahost-Konfliktes auf der Basis der Resolu­
tion 242 zu machen. Doch je länger sich zwischen Ägypten, 
Israel und den Vereinigten Staaten die Verhandlungsrunden 
über die palästinensische Autonomie ergebnislos hinziehen, 
desto geringer sind die Aussichten geworden, daß die Mehr­
heit der Vereinten Nationen noch von ihren seit 1974 unver­
änderten Grundpositionen abweichen wird: Denn De-facto-
Gegenstand der Autonomieverhandlungen ist nicht der Ab­
zug der israelischen Streitkräfte und die Verwirklichung der 
unveräußerlichen nationalen Rechte des palästinensischen 
Volkes, sondern eine begrenzte Autonomie für die palästinen­
sische Bevölkerung unter fortdauernder militärischer Be­
setzung; die Lösungsbemühungen finden nicht im Rahmen 
der Vereinten Nationen statt, zielen nicht erkennbar auf eine 
umfassende Regelung aller Aspekte des Konfliktes und f in­
den nicht unter Mitwirkung aller Beteiligten einschließlich 
der PLO statt; die Palästinenser als die Hauptbetroffenen des 
Konfliktes sind eineinhalb Jahre nach Verhandlungsbeginn 
überhaupt noch nicht vertreten. 

Als Sonderbeauftragter des Generalsekretärs hatte Gunnar 
Jarring vor 1973 versucht, im Rahmen der Vereinten Natio­
nen eine Lösung des Konfliktes auf der Grundlage der Resolu­
tion 242 von 1967 zu finden, und war damit gescheitert. Der 
Versuch, nach 1973 den Nahost-Konflikt außerhalb der Ver­
einten Nationen auf der Grundlage der Resolution 242 zu lö­
sen, muß aber ebenso als gescheitert bezeichnet werden: Sie­
ben Jahre nach dem letzten Nahost-Krieg scheinen die ge­
gensätzlichen Standpunkte weiter voneinander entfernt als 
bei der Eröffnung und Vertagung der Genfer Friedenskon­
ferenz. Heute stellt sich eher die Frage, ob der Nahost-Kon­
flikt einschließlich der Palästinenser-Frage überhaupt umfas­
send, gerecht und dauerhaft zu lösen ist. Ein baldiges Ende 
des Konfliktes, wie es die Vertragspartner von Camp David 
erhoffen mochten, ist zumindest nicht in Sicht. 
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Souveränität Ober Jerusalem 
Rechtliches und Zeitgeschichtliches zum politischen Problem MANFRED RIEDMAIR 

Nachdem der Begründer der — angesichts der Verfolgungen 
und Massaker an Juden sowie unter dem Eindruck der gerin­
gen Erfolge der Assimilationsbestrebungen entstandenen — 
zionistischen Bewegung, Theodor Herzl, anfänglich indifferent 
bezüglich der Wahl desjenigen Landes gewesen war, in dem 
der jüdische Staat errichtet werden sollte, begriff er bald die 
mächtige Wirkung einer Anknüpfung an die eschatologische 
Zionshoffnung des Judentums: 
»Ein Volk von einem Wohnort nach einem anderen zu verset­
zen . . . vermag nur eine Idee. Die Staatsidee hat wohl solche Ge­
walt. Die Juden haben die ganze Nacht ihrer Geschichte hindurch 
nicht aufgehört, diesen königlichen Traum zu träumen. >Übers 
Jahr in Jerusalems ist unser altes Wort. . .« l 

Daß die Jerusalem-Idee ein selbständiges, von den politischen 
Absichten der Verantwortlichen weitgehend unabhängiges Le­
ben führt, hat sich jüngst auch bei den Vorgängen um die 
parlamentarische Behandlung und schließliche Verabschie­
dung des > Grundgesetzes über Jerusalem< durch das israeli­
sche Parlament am 30. Juli 1980 gezeigt, mit dem die An­
nexion von Altstadt und weiten Randgebieten jetzt unmißver­
ständlich und demonstrativ ausgesprochen ist. Ursprünglich 
wurde es von der Abgeordneten Geula Cohen als Gesetz über 
die »unteilbare« und »ewige Hauptstadt Israels« eingebracht2. 
Die Streichung des zweiten Adjektivs für die endgültige Fas­
sung3 war offenbar die einzige Abschwächung der Initiative; 
einer Initiative, die von Oppositionspolitikern wie Dayan, 
Peres oder Eban4 als inopportun kritisiert wurde. Dennoch 
sahen auch sie sich genötigt, ihre Zustimmung zu geben, da 
der nahezu einhellige nationale Konsens in der Frage ihnen 
keine andere Wahl ließ. 

Anfänge der Einbeziehung Jerusalems 
Ein ähnliches Dilemma hatte sich schon am Anfang der israe­
lischen Herrschaft in Jerusalem gezeigt. Nachdem im Ergebnis 
der Kämpfe um die Jahresmitte 1948 der Westteil der Stadt 
in israelischer Hand verblieben war, machte sich die Tendenz 
bemerkbar, diese Hälfte des im Teilungsbeschluß der Resolu­
tion 181 der UN-Generalversammlung vom 29. November 1947 
zum internationalen »corpus separatum< vorgesehenen Ge­
biets an Israel anzuschließen. Die provisorische jüdische Re­
gierung unternahm diesbezüglich zunächst aber nichts »wegen 
in den Beziehungen zu den UN befürchteter Komplikatio­
nen« 5. Trotz der Aufforderung des Gemeinderats der West­
stadt vom 15. Juli 1948, »West-Jerusalem zu einem Teil des 
Staates Israel zu machen«, proklamierte die provisorische Re­
gierung am 1. August8 den jüdisch kontrollierten Teil des 
vorgesehenen internationalen Jerusalem lediglich als »israe­
lisch besetztes Gebiet« und setzte den dortigen Befehlshaber 
Dov Joseph als Militärgouverneur ein; die Regelung sollte 
rückwirkend vom Mandatsende, dem 15. Mai 1948, an als Aus­
füllungsmaßnahme gelten, weil die Vereinten Nationen keine 
Regelung für Jerusalem in Kraft gebracht hätten. Schließlich 
setzte der Militärgouverneur am 26. September 1948 bei der 
»provisorischen Regierung< Israels durch, daß auf dem An­
schluß West-Jerusalems an Israel bestanden wurde7. So nah­
men die Bewohner West-Jerusalems an den Wahlen zur ge­
setzgebenden Versammlung Israels, der »Ersten Knesset <, im 
Januar 1949 teil, aber erst Anfang Februar erklärte die pro­
visorische Regierung, daß Jerusalem nicht länger als besetztes 
Gebiet anzusehen sei8; offenbar deshalb, weil die hoheitlichen 
Akte beim ersten Zusammentritt der Knesset in der Jerusale­
mer Weststadt vom 14. bis 17. Februar 1949 auf israelischem 
Staatsgebiet statthaben mußten 9. Damit erfolgte eine Abkehr 
von der indirekten Hinnahme des völkerrechtlichen Sonder­
charakters der Jerusalemer Enklave, wie sie in der Unabhän­
gigkeitserklärung des Staates Israel vom 14. Mai 1948 durch 

die Bezugnahme auf die UN-Teilungsresolution enthalten10 

und am 15. Mai 1948 dem UNO-Generalsekretär notifiziert, 
also aus dem Bereich einer bloß innerstaatlichen Kundgebung 
herausgehoben worden war 1 1. Innerstaatlich wurde die Um­
stellung der in Gültigkeit bleibenden Mandatsgesetze auf die 
neuen Realitäten durch die »Law and Administration Ordi­
nance No. 1 of 1948, Sec. 15 (e)< vom 19. Mai 1948 in der Weise 
vorgenommen, daß Bezugnahmen auf Jerusalem als Sitz der 
Mandatsregierung nunmehr Bezugnahmen auf die »Haupt­
stadt Israels« wurden. Berman1 2 schließt daraus richtig, daß 
»ganz Jerusalem vom Tage der Unabhängigkeit an durch 
Israel zu seiner Hauptstadt erklärt war«. Da eine Fortschrei­
bung der Mandatsgesetzgebung beabsichtigt war, muß hier 
Jerusalem in den während des Mandats gültigen Grenzen sei­
nes Stadtgebiets gemeint sein, so daß der damals jordanisch 
besetzte Ostteil der Stadt mitgemeint ist. Der einzige Unter­
schied zum Ar t . l des >Grundgesetzes < vom 30. Juli 1980, nach 
welchem »das vereinte Jerusalem... in seiner Gesamtheit die 
Hauptstadt Israels« ist1 3, und das soweit schon vorweggenom­
men scheint, ist der, daß das Überleitungsgesetz noch nicht 
Anwendung finden konnte auf zusätzliche, durch die rechtli­
chen Vorgänge im Anschluß an den Sechstagekrieg im Juni 
1967 an Jerusalem angeschlossene Gebiete außerhalb der alten 
Stadtgrenzen. Jedoch ist hier wichtig, daß das Überleitungs­
gesetz auch ganz allgemein den Ersatz des Begriffs >Palästina< 
durch >Israel< vorsah; man kann die oben wiedergegebene 
Beobachtung Bermans also weiterführen zu dem Schluß, daß 
der jüdische Staat von allem Anfang an virtuell das gesamte 
Mandatspalästina als sein Staatsgebiet beansprucht. Diese 
Meinung wird nicht widerlegt durch den Gebrauch des Be­
griffs »Eretz Israel<14 in der israelischen Unabhängigkeits­
erklärung vom 14. Mai 194815, da dort offenbleibt, wieweit der 
ausgerufene »Jewish State< gleichzusetzen ist mit dem vom 
Terminus »Eretz Israel< Bezeichneten; während des Mandats 
»wurde der Ausdruck »Eretz Israel< von den Behörden zur 
Bezeichnung Palästinas in Hebräisch verwendet«, so z. B. 1937 
von der Mandatsregierung Palästinas in einem vom britischen 
Kolonialamt herausgegebenen Dokument16. Der Begriff ist 
aber historischen Ursprungs und wissenschaftlich nicht unum­
stritten. Wo allerdings von der Teilungsresolution der Ver­
einten Nationen gehandelt wird, die im gesamten bisherigen 
Mandatspalästina gelten sollte, wird in der Unabhängigkeits­
erklärung präzisierend für diesen Anwendungsbereich der 
Ausdruck »das ganze Eretz-Israel« gebraucht, ohne daß die 
belassenen Unklarheiten damit ausgeräumt wären. 
Ähnlich unbestimmt war schließlich die Ausrufung von »Je­
rusalem« (ohne Zusatz) zur endgültigen Hauptstadt Israels am 
23. Januar 1950 durch die Knesset; es wurde proklamiert, »daß 
Jerusalem allzeit die Hauptstadt Israels gewesen ist«, nach 
Bovis 1 7 eine Kompromißformel, mit der eine willentliche Neu­
ausrufung umgangen werden sollte, wohl um mannigfachen 
internationalen Anstoß zu vermeiden. Berman1 8 berichtet, daß 
die Proklamation in die historische Fiktion gekleidet wurde, 
Jerusalem habe seinen Status als Hauptstadt des Staates mit 
der Verkündung der Unabhängigkeit Israels wiedererlangt — 
eine Anknüpfung an die Hauptstadtfunktion im jüdischen 
Staatswesen der Antike. 

De-facto-Annexion nach dem Sechstagekrieg; 
völkerrechtliche Argumente 
Auch bei der Entwicklung, die der Eroberung der Jerusalemer 
Oststadt durch israelische Sturmtruppen am 7. Juni 1967 folgte, 
war es vor allem die israelische öffentliche Meinung, die auf 
Eingliederung drängte, während das israelische Kabinett zu­
nächst keine formellen Schritte betreffend Jerusalem unter­
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Am 29. November 1947 verabschiedete die 2. Generalversammlung der 
Vereinten Nationen mit 33 gegen 13 Stimmen bei 10 Enthaltungen ihre 
Resolution 181 (II), mit der die Teilung des Mandatsgebiets Palästina 
in einen Jüdischen und einen arabischen Staat empfohlen wurde. 
Jerusalem sollte eine gesonderte Einheit (.corpus separatum<) unter 
einem internationalen Regime bilden; für einen Zeitraum von zu­
nächst zehn Jahren sollte der TJN-Treuhandrat mit der Verwaltung 
betraut werden. Die obige Karte wurde als Anhang zur Resolution 
181(11) veröffentlicht; zur Einbeziehung in das Gebiet des .corpus 
separatum< wurden außer Jerusalem selbst eine Reilie kleinerer 
Gemeinden sowie Bethlehem vorgeschlagen. 

nehmen wollte, solange nämlich die Vereinten Nationen sich 
um eine Lösung der Krise bemühten 1 9 . Treibende Kraft war 
hier — wie schon 1948 — der west jerusalemer Stadtrat. Unter 
anderem legte Bürgermeister Kollek bereits am Tage der Er­
oberung einen Plan vor, nach dem die Stadtbetriebe des West­
teils ihre Tätigkeit auf den Ostteil ausdehnen sollten, was 
z. T. schon am Folgetag verwirklicht wird 2 0 . An diesem 8. Juni 
beschließt der Stadtrat bereits die Einbeziehung Ostjerusalems 
in den Bebauungsplan des israelischen Jerusalem — obgleich 
der Ostteil der Stadt einer Militärverwaltung unterstellt war 
und das Kabinett erst am 15. Juni 1967 erstmals über ein 
Gesetz zur Annektierung der Oststadt beriet. Als die Be­
schlüsse der Knesset vom 27. Juni 1967 endlich da waren, er­
klärte die Stadtverwaltung denn auch, sie »legalisierten nur 
die verschiedenen Aktionen, welche die Stadtregierung von 
Jerusalem auf Gemeindeebene seit der Befreiung der Altstadt 
in dieser durchgeführt habe« 2 1. 
Unter dem genannten Datum hatte das Parlament das 
»Amendment No. 11< zur >Law and Administration Ordi-
nance< beschlossen, eine Novelle, nach der das Recht, die 
Rechtsprechung und die Verwaltung des Staates »in jedem 
Gebiet des Staates Israel« anzuwenden sind, das die Regie­
rung durch Rechtsverordnung bezeichnet (was am 28. Juni 
1967 bezüglich des Ostteiles der Stadt und eines weiten Um­
landes geschah). Bei Thalmann2 2 heißt es an der kritischen 
Stelle »in any area of the State of Israel«, während Bovis2 3 

statt »State of Israel« »Eretz Israel« hat. Martin 2 4 übersetzt 

schließlich bezeichnenderweise »ä tout territoire de la Pa-
lestine«. Diese schon oben angezeigte terminologische Doppel­
deutigkeit (Israel im weiten Sinne gleich ganz Palästina, im 
engen Sinne gleich Geltungsbereich der israelischen Gesetzes­
hoheit) wird vollends sichtbar mit einem von Martin 2 5 ange­
zogenen Urteil des Obersten Israelischen Gerichtshofes aus 
dem Jahre 1969, das zunächst zu klären hatte, ob Ostjerusalem 
zum israelischen Staatsgebiet gehöre. Der Gerichtshof stellte 
fest, daß Ostjerusalem seit dem 28. Juni 1967 integrierender 
Bestandteil Israels sei, weil von diesem Tage an das Recht, 
die Rechtsprechung und die Verwaltung Israels dort Anwen­
dung finden. Es gelte aber als souveränes Staatsgebiet Israels 
(»Erets Israel«, wie Martin zusätzlich anführt) »das Gebiet, 
auf dem israelisches Recht Anwendung findet«. Man wird 
diese Beweisführung positivistisch, aber korrekt nennen müs­
sen; wenn man jedoch aus dem »Amendment No. 11< entnom­
men hat, daß die Ausdehnung der Rechtshoheit selbst wieder­
um auf einen Bereich »Eretz Israel< festgelegt ist (der Undefi­
niert bleibt), kann man hier schwerlich etwas anderes als 
einen Zirkelschluß sehen. 
Nach der Beschlußfassung über die Novelle zur Ausdehnung 
des Geltungsbereichs der israelischen Rechts- und Verwal­
tungshoheit und unter Bezugnahme auf sie beschloß die 
Knesset am gleichen 27. Juni 1967 das weitere »Amendment 
No. 7< zur »Municipal Corporations Ordinance^ einem Man­
datsgesetz von 1934, das den Innenminister ermächtigte, nach 
Ermessen das Gebiet einer Gemeinde um ein Gebiet zu er­
weitern, welches nach dem »Amendment No. 11 < wie oben 
durch Rechtsverordnung der Regierung bezeichnet war. Dar­
aufhin erklärte dieser am Folgetage die Jerusalemer Ge­
meindegrenzen um die von der Regierung inzwischen bezeich­
neten Gebiete Ostjerusalem und Hinterland als erweitert2 6. 
Durch die kombinierte Anwendung der beiden Gesetze war 
nach innerstaatlichem Recht die Einbeziehung der Oststadt 
und zusätzlicher bisher nicht israelisch beherrschter Gebiete 
in die Gemeindekörperschaft der Hauptstadt Israels vollzogen, 
die bisher auf den westlichen Teil des alten Mandatsmunizi-
piums beschränkt war, und damit auch in das Staatsgebiet 
Israels; das Wort >Annektierung< war vermieden. Ein Regie­
rungssprecher bestritt, daß dieser Vorgang gleichbedeutend 
sei mit Annexion; Wilson 2 7 gibt aber zu bedenken, daß der 
Unterschied zu einer solchen schwer zu sehen war, zumal mit 
diesem Vorgang das neu umschriebene Gesamt Jerusalem in 
keinem seiner Teile mehr als unter militärischer Besetzung 
stehend galt; Außenminister Eban sprach jedoch vor der UN-
Generalversammlung von einem »grundlegenden Mißver­
ständnis« über die von Israel in der Stadt ergriffenen Maß­
nahmen28. Nach der Analyse von Martin 2 9 war aber, alle rele­
vanten Maßnahmen staatlicher Organe und Äußerungen von 
Amtsträgern zusammengenommen, die Lage schon ab 1967 
näher an der Annexion als an der bloßen Besetzung. 
Es muß der israelischen Staatsführung klargewesen sein, daß 
sie mit ihrem jeweiligen Eingehen auf die Erfordernisse der 
innenpolitischen Situation bei niemandem Begeisterung wek-
ken konnte, der selbst Interessen und Rechte in Jerusalem 
verkörpert sah, und das ist — durch die langjährige und 
intensive Befassung der Vereinten Nationen mit dem Thema 
— praktisch auch die ganze internationale Gemeinschaft. In 
ihren rechtlichen und politischen Beziehungen zu den anderen 
Völkerrechtssubjekten und an Jerusalem interessierten Kör­
perschaften konnte sie ja keine Argumente verwenden (und 
hätte auch schwerlich mit ihnen überzeugt), die aus der oben 
skizzierten eigenen Gesetzgebung stammten. 
Doch gibt es in der Völkerrechtslehre eine Richtung, die nicht 
nur Israel volle Souveränität in Westjerusalem zuspricht, 
sondern auch seine schließliche Aneignung Ostjerusalems für 
rechtens und gültig erklärt. Zu ihr gehören Elihu Lauterpacht30, 
Pierre-Marie Martin 3 1 , dann der derzeitige Botschafter Israels 
bei den UN und Völkerrechtler Yehuda Zvi Blum 8 2 und Julius 
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Stone33. Die beiden eng aufeinander bezogenen Hauptgedan­
ken dieser Richtung bietet Martin 3 4 in gedrängtester Form: 
Jordanien war nie anderes als militärische Besatzungsmacht 
in Ost Jerusalem. Es konnte über einen reinen De-facto-Zu-
stand hinaus keinen Rechtstitel auf die Stadt befestigen, weil 
die Besetzung Folge einer typischen Angriffshandlung war, 
also ein >status injuriae<. Israel dagegen fand sich im Besitz 
des Westteils Jerusalems wieder als Folge einer Notwehrreak­
tion gegen die jordanische Aggression und hat damit einen 
unendlich besseren Rechtstitel auf seinen Westteil, als das 
landfremde Jordanien ihn für den Osten der Stadt hatte. 
Wollte Israel auch den ihm 1967 zugefallenen Ostteil annek­
tieren, so könnte es genauso gut dort seine Souveränität zu 
Recht errichten, weil auch 1967 eine Notwehrreaktion gegen 
jordanische Aggression vorlag und in die Besetzung eines 
Gebiets ausmündete, das vorher keinen legitimen Souverän 
gehabt hatte, weil die jordanische Besetzung illegal war. Man 
sieht also, daß die beiden Elemente »jordanische Aggression< 
und »rechtmäßiger Gebietserwerb durch Notwehrhandlung< 
gleichermaßen wichtig sind, um zum gewünschten Ergebnis 
zu gelangen. Sylvan M. Berman3 5 weicht von dieser Argumen­
tation insofern ab, als er die Rechtmäßigkeit der jordanischen 
Hoheit über Ostjerusalem nach 1948 im Grunde undiskutiert 
läßt; er spricht sich jedoch für die Weitergeltung »archaischer« 
(und unter Umständen Aufhebung bestehender Souveräni­
tätsrechte in Kauf nehmender) Gesetze des Gebietserwerbs — 
durch Anwendung von Gewalt — Im Falle der Sicherung des 
Überlebens eines Volkes aus. 

Aggressionsvorwurf gegen Jordanien 
Das Problem, ob sich Jordanien 1948 tatsächlich der Aggres­
sion schuldig gemacht hat, ist der Ausgangspunkt für die Be­
urteilung der überraschenden, mit so vielen Resolutionen von 
Organen der Vereinten Nationen und der Anerkennungs-, 
Botschafts- und Konsularpraxis so vieler Staaten kontrastie­
renden Rechtsmeinung. Die Frage, ob ein Staat durch eine 
bestimmte Handlung einen Angriff begeht, ist auch nach der 
Definition des Begriffs der Aggression durch die UN-General­
versammlung in Resolution 3314 vom 14. Dezember 1974 alles 
andere als einfach. Zur damaligen Zeit konnte ohnehin nur 
der Sicherheitsrat die entsprechende Verurteilung ausspre­
chen, und die Teilungsentschließung forderte ihn unter Ver­
weis auf seine Zuständigkeit nach Art.39 UN-Charta auch auf, 
»jeden Versuch, die von dieser Resolution vorgesehene Rege­
lung mit Gewalt zu ä n d e r n . . . als Bedrohung des Friedens, 
Bruch des Friedens oder Angriffshandlung zu bestimmen« 3 6. 
Eine solche Verurteilung hat der Rat aber nie gegen Jorda­
nien (s. jedoch weiter unten) und auch gegen keine andere 
Kriegspartei von 1948 ausgesprochen37. Dagegen beschuldigten 
>Prawda< und >Iswestja< in der Zeit vom 15. bis zum 25. Mai 
1948 die arabischen Regierungen der Aggression und forder­
ten sie zum Rückzug auf; die Sowjetunion wurde dazu von 
machtpolitischen Erwägungen bestimmt, Weil sie die Araber 
für pro-britisch hiel t 3 8 . 
Die genannten Autoren nehmen die Aggression durch trans­
jordanische Truppen durchweg als gegeben an, indem sie auf 
die Kämpfe verweisen, die der junge Judenstaat ab Mandats­
ende am 15. Mai 1948 auch mit diesen zu bestehen hatte. Die 
Truppen der Arabischen Legion standen freilich bereits vor 
diesem Datum im Raum Jerusalem; Teddy Kollek 3 9 berichtet, 
daß sie von den Briten als Teil der regulären Sicherheitsver­
bände der Verwaltung hergebracht worden waren und die 
Palästinaaraber in den »inoffiziellem Kämpfen gegen die Ju­
den, besonders im Gebiet von Jerusalem, unterstützt hatten. 
Ein palästinensischer Autor spricht davon, daß beim Angriff 
der Haganah am 29. Apri l 1948 auf das arabische Katamon-
Viertel in Jerusalem die britische militärische Führung die 
Arabische Legion daran hinderte, das in diesem Viertel lie­
gende irakische Konsulat vor Übergriffen zu schützen 4 0. Die 
Anwesenheit der Arabischen Legion unter ihren britischen 

Offizieren vor dem kritischen 14./15. Mai 1948 in Jerusalem 
und den Umstand, daß sie »trotz britischer Versprechungen 
nicht zurückgezogen worden war«, belegt auch die Encyclo­
paedia Judaica41. Zum Vorwurf äußerer Einmischung beim 
jüdisch-arabischen Konflikt von 1948 äußert Wagner42 für den 
Fall der Arabischen Legion die Meinung, daß ihre Stellung 
jede Interpretation zulasse. Sie sei zunächst offiziell Mandats­
streitmacht gewesen, habe aber gleichzeitig unter jordani­
schem Oberbefehl gestanden. Sofort nach dem Teilungsbe­
schluß vom 29. November 1947 habe sie in die Bürgerkriegs-
Kämpfe eingegriffen; sie muß damals also schon im Lande 
gewesen sein. Sie verteidigte Jerusalem für die Araber und 
griff jüdische Versorgungskonvois für die Siedlungen an. Wag­
ner berichtet auch von der Demarche des belgischen Konsuls 
beim transjordanischen König, der im Auftrage des UN-Si­
cherheitsrats gegen die Operationen der Legion in Palästina 
protestierte. Dieser Weg des Protests wurde offenbar gewählt, 
weil Trans Jordanien nicht Mitglied der UNO war; jedoch ist 
zweifelhaft, ob im gegenteiligen Falle eine Verurteilung 
Trans Jordaniens als Aggressor durch den Rat ausgesprochen 
worden wäre. Nahmen doch spätestens seit dem 5. Apri l 1948 
auch Truppeneinheiten aus den Ligastaaten Irak, Syrien und 
Ägypten im Bereich des »corpus separatum< von ihren dort 
installierten Basen aus an den Kämpfen teil, ohne zuvor von 
der Mandatsmacht als Ordnungsfaktor ins Land geholt wor­
den zu sein43. Diese Staaten waren bereits Mitglieder der Ver­
einten Nationen, hätten sich für eine Verurteilung durch den 
Sicherheitsrat also eher angeboten. Wright 4 4 ist jedenfalls der 
Ansicht, daß beim bloßen Empfehlungscharakter der Tei­
lungsresolution der gewaltsame Widerstand der Palästina­
araber gegen ihre Verwirklichung nur als Bürgerkrieg und 
innere Angelegenheit Palästinas zu gelten habe, in welche 
auswärtige Staaten entsprechend dem Grundsatz der Nicht­
einmischung in Art.2 UN-Charta nicht eingreifen sollten. Die 
außerhalb Palästinas gelegenen arabischen Staaten hätten so­
mit durch ihr Intervenieren in Palästina im Gegensatz zu 
ihren Verpflichtungen aus der Charta gehandelt. 
Großbritannien forderte die Arabische Legion auf, bis zum 
16. Mai 1948 Palästina zu verlassen; wie ehrlich diese Auffor­
derung aber gemeint war, ist schwer zu sagen, denn Pfaff45 

gibt zu bedenken, daß schon vor dem britischen Abzug aus 
Palästina »von London stillschweigend angenommen wurde, 
daß König Abdullah von Trans Jordanien den von der Tei­
lungsresolution vorgeschlagenen arabischen Staat in seine 
Hand bekommen würde«. Großbritannien habe die Idee einer 
Besetzung der Gebiete, die den Arabern durch die Teilungs­
resolution zugesprochen waren und an Transjordanien reich­
ten, durch die Arabische Legion unterstützt, um sowohl eine 
jüdische Besetzung Arabisch-Palästinas als auch den Aufstieg 
des Großmufti von Jerusalem und Staatsfeindes zum Herr­
scher des neuen arabischen Gebildes zu verhindern. Bei dieser 
mangelhaften Kenntnis des Sachverhalts würde es auch nichts 
nützen, wenn man den in Art.3(e) 2. Alternative der UN-Ag­
gressionsdefinition von 197446 beschriebenen Tatbestand an­
legen dürfte: als Angriffshandlung gilt »jede Verlängerung. . . 
(der) Anwesenheit (von Streitkräften eines Staates, die 
sich im Hoheitsgebiet eines anderen Staates mit dessen Zu­
stimmung befinden) in diesem Gebiet über das Ende der Zu­
stimmung hinaus«. Die Legion blieb nach Wagner47 haupt­
sächlich, weil ohne sie als einzig der jüdischen Armee eben­
bürtige Streitkraft das Gebiet (u. a. von Jerusalem) völlig 
schutzlos gewesen wäre: »Es scheint so zu sein, daß der 
Kampfauftrag der Legion sich darauf beschränkte, die für den 
arabischen Staat vorgesehenen Gebiete vor jüdischer Beset­
zung zu schützen.« 

Diese historische Einschätzung kann nicht automatisch zur Be­
antwortung der rechtlichen Frage übernommen werden, ob 
Transjordanien durch seine Truppen Angriffshandlungen im 
Sinne des Völkerrechts ausführen ließ, sie sollte die Vertreter 
der Israel-nahen Meinung aber dazu anregen, bevor sie Ag-
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gression annehmen, erst einmal zu prüfen, ob die Arabische 
Legion ihrereseits nicht den Palästinaarabern Nothilfe gelei­
stet oder doch ihre Geschäfte geführt hat, wenn schon alle von 
jüdischer Seite erfolgten Kampfhandlungen mit dem Argu­
ment der Notwehr gerechtfertigt werden. Schließlich war die 
Lage nicht eindeutig, und die Operationen nach dem Plan 
>Dalet<, mit denen sich das jüdische Militär unmittelbar vor 
Abzug der Briten in vorteilhafte Positionen bringen wollte 4 8, 
konnten möglicherweise ein Verhalten nahelegen, wie es der 
Art.51 UN-Charta unter anderen Gegebenheiten als kollektive 
Selbstverteidigung gestattet. Lauterpacht49 hat sich als einzi­
ger Autor klar zur 1947 in Palästina herrschenden Rechtslage 
ausgesprochen und hat diesbezüglich nur feststellen können, 
daß mit dem Auslaufen des Mandats das allgemein-völker­
rechtliche Prinzip der Selbstbestimmung, anerkannt in Ar t . l 
UN-Charta, in Geltung gekommen sei. Dies sei freilich »von 
unbestimmtem und veränderbarem Inhalt«; weder sei »die 
Größe der Gemeinschaft, die über ihre Zukunft bestimmen 
soll« festgelegt, noch sei »die Weise, auf die der Vorgang der 
Selbstbestimmung zu geschehen hat« bestimmt. Lauterpacht 
müßte sich jedoch diese letztere Präzisierung entgegenhalten 
lassen zugunsten einer Auffassung, die in der Unterstellung 
der arabischen Volksgruppe Palästinas unter den bewaffneten 
Schutz Transjordaniens und im schließlichen Eingehen Ara-
bisch-Palästinas in das Haschemitische Königreich den hier 
gegebenen spezifischen Weg der Ausübung des Selbstbestim­
mungsrechts sieht. Allerdings wich diese Entwicklung von der 
Lösung ab, die in der Teilungsresolution vorgezeichnet war 
(selbständiger Staat Arabisch-Palästina); aber wie Lauter­
pacht50 in Übereinstimmung mit der herrschenden Meinung 
sagt, »(diese) erlangte niemals die Bedeutung einer rechtlich 
bindenden Verpflichtung«: die Parteien konnten annehmen 
oder auch nicht. Dies stellt sie (und mit ihnen Zusammenwir­
kende) frei von Vorwurf, so daß sie auch auf abweichendes 
Verhalten gültige Rechtsfolgen bauen konnten; es scheint 
wichtig, das gegenüber Lauterpacht51 festzuhalten, der in dem 
Souveränitätsvakuum in Palästina am Mandatsende, das auch 
er konstatiert, nicht den Zustand einer > terra nullius < sehen 
wil l . Unbegrenzte Möglichkeit originären Gebietserwerbs war 
nach Lauterpacht nicht gegeben, weil Souveränität lediglich 
durch »gesetzliches Handeln« gewonnen werden kann, gemäß 
dem allgemeinen Rechtsprinzip, daß aus Unrecht kein Recht 
entstehen kann. Nun scheint Lauterpacht bei der inhaltlichen 
Ausfüllung des Begriffs »gesetzliches Handeln« aber wieder 
(und ausschließlich) an Formen zu denken, die den Vorstellun­
gen im Teilungsbeschluß nahekommen, denn: wie gering auch 
die bindende Rechtskraft dieser Resolution sei, man könne sich 
doch schwer vorstellen, daß sie Palästina dem Gesetz des 
Dschungels habe öffnen wollen, dem ersten besten zur Beute. 
Hieran ist sicher richtig, daß die Aneignung des Landes z. B. 
durch eine in der Region fremde Macht nicht rechtens gewe­
sen wäre — aber doch nicht wegen Mißachtung der Lösungs­
vorschläge des Teilungsbeschlusses, sondern wegen Mißach­
tung des akut gewordenen Selbstbestimmungsrechts der Lan­
desbewohner. Trans Jordanien könnte hier doch eine helfende 
und stellvertretende Rolle für die Palästinaaraber auf dem 
Weg zur Selbstbestimmung gespielt haben, die bis zur schließ­
lichen Aufnahme in seinen Staatsverband führte. Wenn das 
so war, dann kann man das jordanische Vorgehen nicht als 
»ungesetzliches Handeln« abqualifizieren. Jedenfalls gibt es 
Anzeichen für diese Absicht sowie für ein Bemühen, sich von 
den Palästinaarabern eine gewisse Legitimation geben zu las­
sen. 

Ablauf der Angliederung an Jordanien 
Dabei wurde auch auf Einhaltung des im Teilüngsbeschluß 
aufgestellten Zeitplans geachtet: am 1. Oktober 1948, an dem 
das Mandat ursprünglich zu Ende gehen und der neue arabi­
sche Staat in Palästina spätestens existieren sollte, baten 
5 000 nach Amman gekommene Notabein, der sogenannte Pa­

lestine Congress <, König Abdullah um seinen Schutz für Pa­
lästina 5 2 . Diese Entwicklung entsprach nicht nur den tatsäch­
lichen Machtverhältnissen, sondern auch einem schon im 
Herbst 1936 u. a. vom Herrscher Transjordaniens an seine 
»Söhne, die Palästina-Araber« ergangenen Angebot zur Unter­
stützung bei der Auseinandersetzung mit dem jüdischen Be­
völkerungsteil durch künftige Interventionen. Im kurz nach 
diesem Zeitpunkt verfaßten Bericht der Peel-Kommission 
wurde vorgeschlagen, das den Arabern zuzuteilende Gebiet 
in Palästina mit dem damaligen Trans Jordanien zu vereini­
gen53. Die Veranstaltung in Amman am 1. Oktober 1948 war 
offensichtlich als Gegengewicht gedacht zu der am gleichen 
Tage unter ägyptischem Schutz in Gaza erfolgten Proklama­
tion der arabisch-palästinensischen Unabhängigkeit durch den 
>National Palestine Council«5 4. Nach Pfaff55 kam dieser Aus­
rufung zu ihrem Zeitpunkt jedoch weder juristische noch poli­
tische Bedeutung zu; sie war als Manöver der mit Transjorda­
nien rivalisierenden anderen Staaten der Arabischen Liga zur 
Blockierung der Annexionspläne König Abdullahs gedacht. 
Dieser soll bis zum August 1949 mit dem Gedanken gespielt 
haben, in einem vereinigten Königreich durch getrennte Parla­
mente für das Ost- und das Westufer des Jordan einen Aus­
druck palästina-arabischer Eigenständigkeit zu belassen. Am 
15. November 1948 besuchte der König das Kloster der Kopten 
in der Jerusalemer Altstadt und wurde vom koptischen B i ­
schof gekrönt und zum König von Jerusalem ausgerufen50 

(freilich eher eine Manifestation orientalischer Folklore). Je­
rusalem wurde später (1960) auch zur »zweiten Hauptstadt« 
des Haschemitischen Königreichs erhoben57. Am 1. Dezember 
1948 schließlich trat der >Palestine Arab Congress < in Jericho, 
also auf der palästinensischen Seite, zum zweiten Mal zusam­
men, diesmal 2 000 Delegierte »aus allen Teilen Palästinas« 
umfassend, die König Abdullah zum König von (Transjorda­
nien und) ganz Palästina ausriefen und feststellten, daß Pa­
lästina und Trans Jordanien eine unteilbare Einheit bilden und 
daß die Erhaltung dieser Einheit Bedingung für eine Frie­
denslösung sei. Gleichzeitig wurde der König aufgefordert, die 
beiden Landesteile möglichst schnell zu vereinigen58. Hamilton 
äußert zur Frage, ob es sich um eine Vereinigung der zwei 
Länder oder um eine Annexion Arabisch-Palästinas in der 
Folge militärischer Besetzung durch Trans Jordanien gehan­
delt habe: 

»Jedoch kann nicht bestritten werden, daß der Jericho-Kongreß 
einen Konsens unter einer beeindruckenden Anzahl wichtiger 
palästinensischer Führungspersönlichkeiten herbeiführt; sie konn­
ten so gut wie jeder andere für sich beanspruchen, die Palästi­
nenser zu vertreten — auf jeden Fall die vom Westufer.« 
Damit erhält er seine vorher gemachte Bemerkung voll auf­
recht: »Der Kongreß übertrug effektiv durch seine Delegier­
ten die Souveränität über das Westufer und Ostjerusalem auf 
den König.« 5 9 Das jordanische Parlament billigte am 13. De­
zember 1948 einen Gesetzentwurf, der seinerseits die Forde­
rungen des Jericho-Kongresses aussprach60. Bereits mit Über­
gang vom 16. auf den 17. März 1949 wurde die Militärregierung 
über das besetzte Westufer des Jordan mit Jerusalem (das 
damit gemeindepolitisch endgültig geteilt war) durch eine 
zivile Verwaltung abgelöst 6 1. Von der Notwendigkeit zur vol­
len politischen Vereinigung war der König spätestens im No­
vember 1949 überzeugt. Diese Uberzeugung wurde von den 
Palästina-Arabern offenbar weiterhin geteilt, denn während 
der im Dezember 1949 erneut aufgenommenen Behandlung 
des Internationalisierungs-Projekts der UN-Generalver­
sammlung für Jerusalem sprach sich von allen arabischen 
Staaten nur noch Jordanien zusammen mit ihrem >Higher 
Arab Committee < im Sinne der alten arabischen Stellung ge­
gen jeden Versuch dieser Ar t und für sein Verbleiben auf dem 
ganzen Westufer aus62. Im Apri l des folgenden Jahres wurde 
ein neues, paritätisch aus Abgeordneten West- und Ostjorda­
niens zusammengesetztes Parlament gewählt, das am 24. April 
1950 in gemeinsamer Sitzung mit dem Senat für die Vereini-
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gung von Arabisch-Palästina mit Transjordanien stimmte, 
gegen die einzige Stimme eines Abgeordneten aus Jerusalem, 
der für eine Verschiebung eintrat6 3. Blume6 4, der die jor­
danische Souveränität über das Westufer mit Ostjerusalem 
einfach durch originäre Okkupation begründet sieht, nimmt 
diesen Moment als entscheidend an, da in ihm der > animus 
domini< genügend ausgedrückt wurde, um die territoriale 
Souveränität zu erwerben. Diese Bedeutung bleibt dem Akt 
wahrscheinlich auch, wenn man die Herleitung der jordani­
schen Hoheit über Ostjerusalem im Zusammenhang mit der 
Selbstbestimmung des palästinensischen Volkes versuchen 
wil l , wie es hier ad experimentum vorgeschlagen wird, um 
die folgenreiche Bewertung des jordanischen Verhaltens als 
Aggression in die Diskussion zu bringen (Blume läßt dies 
unerörtert, er nimmt an, daß es sich bei der Übernahme durch 
Transjordanien um einen unilateralen Akt gehandelt habe, 
der eine Regel des Völkerrechts nicht verletzte). Der Politische 
Ausschuß der Arabischen Liga hatte am 14. Apri l 1950 eigens 
das Verbot einer Annexion jedes zu Palästina gehörenden 
Gebietsteils beschlossen, und die Liga wollte wegen des 
Vollzugs der Union am 24. Apri l Jordanien eigentlich aus­
schließen. Daher erklärte der König, daß der vollzogene Zu­
sammenschluß die endgültige Regelung der Palästina-Frage 
im Rahmen der nationalen Aspirationen des palästinensischen 
Volkes, der internationalen Gerechtigkeit und der interarabi­
schen Zusammenarbeit nicht präjudiziere 6 5, ließ sich also auf 
eine Art Friedensvertragsvorbehalt ein. In dieser Verpflich­
tung muß man wohl einen weiteren Hinweis darauf sehen, 
daß Jordanien nur insoweit seine Hoheit westlich des Jordan 
ausüben wil l , als es dazu aus der Selbstbestimmung der Pa­
lästinaaraber legitimiert ist. 
Zur Kri t ik des zweiten wichtigen Elements in der Beweisfüh­
rung der Völkerrechtler, die den israelischen Anspruch auf 
ganz Jerusalem stützen, der Vorstellung vom > Gebietserwerb 
im Zuge der Notwehr< (defensive conquest), sei verwiesen auf 
die kurze, von Sally Mallison 6 6 gebotene Beurteilung. Der Be­
griff wird nur im Zusammenhang mit und in Konkurrenz zu 
einem mangelhaften Rechtsanspruch auf ein Territorium (wie 
angeblich dem arabischen), als »der bessere Rechtsanspruch« 
angeführt, worin etwas Tautologisches liegt. Denn wenn der 
Gegner kein Recht auf das Territorium hat, gehört es ent­
weder einem Dritten, oder es steht — Verteidigungsfall oder 
nicht — zum originären Erwerb frei. Außerdem ist es gefähr­
lich, die Gültigkeit eines Rechtsanspruchs auf Gebietssouverä­
nität von einer Abwägung zwischen >besser< und >schlechter< 
abhängen zu lassen, da dann die Versuchung groß wird, nicht 
kontingente Argumente (wie historische, moralische, politi­
sche) einzuführen. Es sei der Verdacht geäußert, daß der Be­
griff des >defensive conquest< ad hoc angesichts der gespann­
ten nahöstlichen Realität konzipiert worden ist. Bei offizieller 
Gelegenheit vorgebracht vom israelischen Regierungsbeauf­
tragten Blum, wurde zu diesem Begriff als Autorität nur ein 
Artikelautor dieser Tendenz angeführt 6 7. Mallison konstatiert 
daher, daß »die Vorstellung eines > Gebietserwerbs aus Not-
wehr< im Völkerrecht unbekannt ist«. Sowohl die UN-Charta 
als auch das Völkergewohnheitsrecht der Notwehr berechtig­
ten nicht zum Gebietserwerb von Feindesland, sondern nur 
zur Bewahrung von »gegebenen Interessen oder Werten«. 
Wenn die territoriale Unversehrtheit von Staaten (Art. 2 
Abs. 4 UN-Charta) durch ein solches Recht bedingt wäre, 
könnte sie schwerlich vor militaristischen und expansionisti­
schen Staaten geschützt werden. 

Politische Perspektiven 
Die Auswirkungen, zu denen solche Rechtsauffassungen er­
mutigend beitragen, sind eminent politisch. Ein Beispiel: Die 
Auffassung, daß Jordanien keine Souveränitätsrechte in Ost­
jerusalem erworben hat, entspricht der von Botschafter 
Blum 6 8 bezüglich des Rests des Westufergebiets vertretenen 
Ansicht, Israel habe dort nicht den >legitimen Souverän< er-

In verlustreichen Kämpfen gelang es Israel 1948, einen Teil Jerusa­
lems zu erobern; die Altstadt und das restliche Ost-Jerusalem ver­
blieben in arabischer Hand. Im Sechstagekrieg besetzte Israel auch 
Ost-Jerusalem. Die kurz darauf erfolgte De-facto-Annexion wurde 
seitens der Generalversammlung der Vereinten Nationen (Resolutio­
nen 2253 und 2254 (ES-V) vom Juli 1967) als ungültig angesehen. Im 
Mai 1968 bedauerte der UN-Sicherheitsrat in seiner Resolution 252, 
daß Israel den beiden genannten Entschließungen der Generalver­
sammlung nicht nachgekommen war, und erklärte, daß alle Maßnah­
men zur Änderung der Rechtslage Jerusalems ungültig seien. Im Juli 
1980 bekräftigte Israel durch sein .Grundgesetz über Jerusalem< die 
Annexion demonstrativ. Neuansiedlungen im Ostteil — unsere Karte 
zeigt die derzeit gültigen Grenzen des Stadtgebiets — sollen das 
jüdische Ubergewicht in ganz Jerusalem festigen; heute sind 280 000 
der 390 000 Einwohner Juden. 

setzt, auch nicht de jure einem solchen gehörendes Territo­
rium in Besitz genommen. Man wird den Schluß also auch 
für Ostjerusalem übernehmen können, welchen Blum aus 
dieser Feststellung zieht: Israel sei deshalb weder allgemein 
noch aus dem Wortlaut des Art.2 der Vierten Genfer Kon­
vention vom 12. August 1949 zum Schutze von Zivilpersonen 
in Kriegszeiten60 verpflichtet, deren humanitäre Schutzvor­
schriften zugunsten der Einwohner des Gebiets zu achten. Das 
ist die Konvention, auf die in zahlreichen Resolutionen u.a. 
des Sicherheitsrats70 seit Jahren (und ohne jede angemessene 
Reaktion seitens Israels) Bezug genommen wird, um Verände­
rungen des geographischen, demographischen und historischen 
Charakters der Stadt zu verurteilen: so die Enteignungen ara­
bischer Ländereien und die Baumaßnahmen, die von einem 
zu erreichenden Bevölkerungsstand von 880 000 (!) Einwohnern 
Jerusalems im Jahr 2010 ausgehen71, und als Sanierung, Wie­
dererrichtung und Ausgrabungen deklarierte Maßnahmen in 
der Altstadt. 
Da nun die Souveränität über Jerusalem Gegenstand solcher 
Eifersucht ist, wäre es der Erwägung wert, sie selbst etwas 
zu > reduzieren <, um den Streit zu entschärfen. Souveränitäts­
einschränkungen müßten beiden Seiten verlockend scheinen 
wegen eines Guts, das mit ihnen erkauft werden kann. Als 
erstes bietet sich hier an die Bewahrung der Unversehrtheit 
der Stadt, die in einer hochgerüsteten Region mit Spannungs­
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zustand ja keineswegs sicher ist. Bisher wurden Versuche 
zum Schutz Jerusalems immer erst unternommen, wenn schon 
geschossen wurde; erinnert sei an den Appell Papst Pauls V I . 
vom 7. Juni 1967 an die kriegführenden Mächte, Jerusalem 
vom Krieg auszunehmen, es zur offenen Stadt zu erklären, 
damit die heiligen Stätten unversehrt blieben und Jerusalem 
ein Zufluchtsort sei72. An diesem Vormittag hatte die israeli­
sche Artillerie hauptsächlich das Muslimenviertel in der Al t ­
stadt bombardiert, wobei es Hunderte ziviler Todesopfer 
gab73. Beim folgenden Sturm sind offensichtlich nicht wenige 
Israelis deshalb gefallen, weil beim vorhergehenden Beschuß 
die Heiligtümer zu schonen waren7 4. Dennoch mußten nach der 
Waffenruhe noch 6 Millionen israelische Pfunde Entschädi­
gungszahlungen von der Regierung an insgesamt 17 christ­
liche kirchliche Institutionen »für entstandene Kriegsschä­
den« 7 5 geleistet werden. Wäre es da nicht angebracht, an 
einen wirksamen, international zu vereinbarenden, ohne Aus­
nahme gültigen Schutz der Stadt zu denken, den man allen 
Parteien zum Beitritt dadurch schmackhaft machen könnte, 
daß er nicht nur für Kriegs-, sondern auch für Terrorhandlun­
gen gelten soll? Zumindest die Diskussion über den Gedanken 
und über die beste Form der Verwirklichung sollte mit allen 
in Frage Kommenden begonnen werden. Man sollte hoffen, 
daß die Worte Ben Gurions von 1948 sinngemäß befolgt wer­
den: 
»Seit Jahrhunderten behaupten die Christen und Moslems in aller 
Welt, daß diese durch die Propheten Israels geheiligte Stadt auch 
für sie zu einer heiligen Stadt geworden i s t . . . Und nun ist diese 
heilige Stadt vier Wochen lang von moslemischen Stre i tkräf ten 
beschossen worden. Sie bedienten sich dabei britischer Arti l lerie 
und britischer Offiziere . . . Damit ist k lar erwiesen, wem diese 
Stadt in Wahrheit kostbar und heilig i s t . « 7 6 

Jerusalem ist der Schauplatz des entlarvenden Urteils des 
Salomo; möge bedingungsloses Engagement für Leben und 
Sicherheit Jerusalems erweisen, wem es am meisten gebührt. 
Ein Souveränitätsopfer wäre schließlich auch die Hinnahme 
einer starken internationalen Präsenz in Jerusalem, für die es 
ja seit alters gute Gründe und verbriefte Rechte gibt, durch 
die beiden Kontrahenten; in Frage kämen vor allem die Reli­
gionsgemeinschaften, aber auch kulturelle Institutionen und 
internationale Verwaltungsstellen, vielleicht auch gewisse 
Zweige des privaten Unternehmenswesens. Warum sollte Je­
rusalem nicht nach New York, Genf und Wien ebenfalls ein 
Zentrum weltweiter Zusammenarbeit sein? Warum sollte die 
Stadt nicht auch von Privatpersonen aus allen Ländern in 
großer Zahl zum Aufenthalt gewählt werden? Die Folgen da­
von müßten eines Tages auch politisch und rechtlich spürbar 
werden. Die Verlockung für die streitenden Parteien würde 
darin bestehen, daß jede sich den größeren Vorteil von diesem 
Wandel der Dinge erhoffen könnte. Israelischerseits hat Abba 
Eban7 7 bereits vor einem Jahrzehnt eine weitgehende Ein­
ladung ausgesprochen: 
»Die Stadt ist konstruktiven Initiativen von Juden, Moslems und 
Christen in aller Welt zugängl ich, zum Wohle ihrer Entwicklung, 
vornehmlich durch die Entfaltung ihrer kulturellen und geistigen 
Eigenschaften und Schätze. I n dieses Gebiet gehör t auch die zu­
sätzl iche Entfaltung weiterer Institutionen und Projekte, die die 
historische Einzigartigkeit Jerusalems und seine besondere Rolle 
zur F ö r d e r u n g des Glaubens, des Fortschritts und des Friedens 
verkörpern . Wenn christliche und moslemische Faktoren, denen 
das Wohl Jerusalems am Herzen liegt, eigene Initiativen entfalten 
w o l l e n . . . , w ä r e dies höchst lobenswert. Die Hilfe der Regierung, 
die solchen Faktoren auch jetzt zuteil wird, w ä r e ihnen dabei 
sicher.« 

Dieses Angebot sollte beim Wort genommen werden. 
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Israelis und Palästinenser - Plädoyer für gute Nachbarschaft 

i 
Es ist schwer vorstellbar, daß das Palästinenserproblem, der 
Kern der Nahostfrage, für immer ohne Lösung bleiben sollte. 
Und doch ist seit dem Erwachen des palästinensischen Natio­
nalbewußtseins bis zum heutigen Tage schon mehr als ein 
halbes Jahrhundert verflossen, ohne daß eine solche Lösung 
gefunden wurde — mit der Folge, daß der Weltfriede seitdem 
durch eine Reihe von Kriegen, durch andauerndes Blutver­
gießen und politische Krisen bedroht ist. Und nicht nur der 
Weltfriede, sondern auch die Weltwirtschaft, denn Europa, 
Japan und die Vereinigten Staaten hängen ökonomisch vom 
Erdöl aus der Region ab. Eine Vielzahl von Staaten, politischen 

In den beiden vorangegangenen Beiträgen dieses Heftes wur­
den die intensive — und mancherorts als einseitig empfundene 
— Zuwendung, die die Vereinten Nationen gerade in letzter 
Zeit wieder dem Nahost-Konflikt gewidmet haben, sowie die 
in besonderem Maße mit Emotion und Historie befrachtete 
Jerusalem-Frage behandelt. In ihrem Bestreben, darüber hin­
aus auch Stimmen aus der Region, Stimmen von direkt Be­
troffenen zu Wort kommen zu lassen, hat sich die Redaktion 
entschlossen, nicht einmal mehr zur Genüge (und nicht zuletzt 
aus den UN-Debatten) bekannte >offizielle< Positionen vor­
tragen, sondern >Außenseiten zu Wort kommen zu lassen. 
Nonkonformisten freilich, deren Betrachtungen — explizit 
oder implizit — in Richtungen weisen, die vielleicht eines 
Tages bei Schritten zu einem tatsächlich dauerhaften und um­
fassenden Nahost-Frieden verfolgt werden müssen. Mag bei 
dem einen Beitrag in Detailfragen gelegentlich ein Mangel 
an politischem Realitätssinn, bei dem anderen die häufig 
polemische Formulierung der Analyse stören, so verdienen 
diese Überlegungen, die in Teilen der palästinensischen bzw. 
jüdischen Öffentlichkeit angestellt werden, doch Beachtung. 
Nun sind diese Gedanken nicht ohne Vorbild. So erinnern die 
Vorschläge des selbstkritischen Palästinensers Shilbayih an 
das Minderheitsvotum im 1947 einberufenen VN-Sonderaus­
schuß für Palästina, das eine Lösung auf föderativer Basis 
vorsah; eine nahöstliche Gemeinschaft souveräner Staaten, in 
der neben Israel und Jordanien auch die palästinensische 
Nation ihren Platz hätte, visierte Anfang 1980 der Knesset-
Abgeordnete und einstige Außenminister Abba Eban im Pe-
riodikum >New Outlooki an. In dieser Zeitschrift sind ähn­
liche Modelle erörtert worden (Heinz Kloss, Doppelassoziation 
West-Jordaniens mit Jordanien und Israel? Eine Anregung 
zur Befriedung des Nahen Ostens, VN 1/1968 S.lßff.). 
Auch der der zionistischen Staatsidee überaus kritisch gegen­
überstehende Israeli Shahak kann an frühere Gedanken, an 
Absichtserklärungen aus der Gründungszeit des jüdischen 
Staates anknüpfen, versprach doch die Unabhängigkeitserklä­
rung vom 14. Mai 1948 die »Entwicklung des Landes zum 
Wohle aller seiner Bewohner«. Dort heißt es: Der Staat Israel 
j>wird all seinen Bürgern ohne Unterschied von Religion, 
Rasse und Geschlecht soziale und politische Gleichberechti­
gung verbürgen. Er wird Glaubens- und Gewissensfreiheit, 
Freiheit der Sprache, Erziehung und Kultur gewährleisten ... 
und den Grundsätzen der Charta der Vereinten Nationen treu 
bleiben«. 

Nicht übersehen werden sollte freilich, daß selbst ein im Sinne 
Shahaks >demokratisiertes< Israel, daß wohl auch eine israe­
lisch-palästinensisch-jordanische Föderation im Sinne Shil-
bayihs noch immer eines der zentralen Probleme des Nahost-
Konflikts vor sich hätte — die Frage der Palästina-Flücht­
linge. 

MOHAMMAD ABU SHILBAYIH 

Parteien und Bewegungen hat denn auch mit Stellungnahmen 
zum Nahostproblem gewetteifert — die ganze Welt hat sich 
in der Vormundschaft für die Palästinenser gefallen, während 
diese stumm bleiben mußten und kein Recht der Mitsprache 
hatten. 
Als Palästinenser kann man geradezu sagen, daß all diese 
Lösungsvorschläge hinter dem Rücken unseres Volkes ge­
macht wurden. Das Problem wurde dadurch nur komplizierter, 
neue Zusammenstöße waren die Folge, getroffene Verein­
barungen führten zu nichts. So wurden die Waffenstillstands­
abkommen von 1949 zwischen den arabischen Staaten und 
Israel ohne Beteiligung der Palästinenser vereinbart, wes­
wegen es zu keinem echten Frieden kommen konnte. Es 
folgte der Krieg von 1956, an dessen Ende wiederum kein 
Übereinkommen unter Beteiligung der Palästinenser und mit 
Berücksichtigung ihres Problems stand, dann die Kriege von 
1967 und 1973. Alle Vereinbarungen zwischen Israel und ara­
bischen Regierungen konnten also nie zu einem Frieden füh­
ren, weil sie hinter dem Rücken — und auf dem Rücken — 
der Palästinenser getroffen waren und Friede vor allem Teil­
habe der Palästinenser an einem umfassenden Ausgleich be­
deutet hätte. Vor diesem Hintergrund w i l l ich in meinem 
Beitrag zunächst einige gern übersehene Tatsachen ins Ge­
dächtnis rufen, bevor ich die von vielen Palästinensern er­
strebten Zukunftsperspektiven erörtere. 
Wie bekannt, ist im 19. und in der ersten Hälfte des 20. Jahr­
hunderts die > Judenfrage < zum Weltproblem geworden. Nach­
dem die Juden ihre mittelalterlichen Ghettos verlassen konn­
ten, wurden sie — beispielsweise in Rußland und Deutsch­
land — die Opfer von Verfolgungen, Diskriminierungen und 
Massakern durch die Bewegungen des modernen Antisemi­
tismus. Gegenwärtig hat die Welt ein ähnliches Problem vor 
Augen: die Palästinenser sind die Juden von heute. Sie müs­
sen in Flüchtlingslagern leben, die weitaus schlimmer sind 
als die Judenviertel der Vergangenheit. Sie erdulden Lebens­
gefahr und Diskriminierungen in den Ländern, in denen sie 
sich aufhalten. Viele von ihnen führen eine klägliche Existenz. 
Sie siechen dahin in Krankheit und Armut, obgleich bisher 
schon Milliarden von Dollars in ihrem Namen gesammelt 
worden sind. Genauso wie die internationale Gemeinschaft 
den Juden geholfen hat, ihr Problem zu lösen, muß sie nun 
auch den Palästinensern aus ihrer Not heraushelfen. Nie­
mand kann leugnen, daß die Juden von Antisemiten und 
Nationalsozialisten ungemein viel erlitten haben, daß sie 
schließlich Opfer millionenfachen Mordes wurden; aber es ist 
nicht gerecht, daß jetzt die Palästinenser für die Verbrechen 
anderer bezahlen müssen. 
Während des vergangenen Drei viertel Jahrhunderts waren die 
Palästinenser unterdrückt. Sie lebten entweder — wi l l man 
einmal von den letzten Jahren des osmanischen Reiches ab­
sehen — unter der Vormundschaft der arabischen Staaten 
oder aber unter britischer bzw. israelischer Besatzung. Die 
ganze Zeit über litten sie unter Zuständen, wie sie für Ge­
waltherrschaften typisch sind. Es war ihnen nie gestattet, 
politische Parteien oder Gewerkschaften zu gründen. Sie wur­
den in großer Zahl ins Gefängnis geworfen, lernten Lager und 
Folterzellen kennen. Und nur, weil sie Demokratie verlangten, 
also vor allem Freiheit der Meinung und die Möglichkeit, 
dieser Meinung freien Ausdruck zu verleihen. Das war im 
Verlangen nach Unabhängigkeit stets mitgemeint, ja sein 
Sinn: die politische Unabhängigkeit sollte demokratische Ver­
hältnisse möglich machen, so wie umgekehrt eine lebendige 
Demokratie die Fremdbestimmung beenden würde. Mit ande­
ren Worten, die Palästinenser wollten genauso unabhängig 
und dabei demokratisch sein wie etwa die Bundesrepublik 
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Deutschland, Großbritannien, Frankreich, die Vereinigten 
Staaten und der Staat Israel. 
Was Bildung und menschliche Kultur angeht, so stehen die 
Palästinenser unter den Völkern des Nahen Ostens und all­
gemein den Völkern der Dritten Welt vornean; die Statistiken 
lassen erkennen, daß sie in mancher Hinsicht selbst die Israe­
lis übertreffen. Andererseits verdanken sie — neben vielen 
anderen historischen Erfahrungen und Kontakten mit ver­
schiedenen Völkern — gerade der Beeinflussung durch die 
Israelis grundlegende Veränderungen im sozialen Leben, be­
sonders was die Herausbildung einer Arbeiterklasse und die 
Stellung der Frau betrifft. Die palästinensische Arbeiterklasse 
hat sich entschieden entwickelt, besonders unter israelischer 
Besatzung. Nach zuverlässigen Statistiken gibt es in den be­
setzten Gebieten über hunderttausend palästinensische Arbei­
ter und Arbeiterinnen; das ist viel, wenn man bedenkt, daß 
die gesamte Bevölkerung von Westufer, Ostjerusalem und 
Gazastreifen nicht mehr als 1,5 Millionen Personen zählt. 
Diese Arbeiterklasse unterscheidet sich von palästinensischen 
Arbeitern in anderen Ländern des Nahen Ostens insofern, als 
es hier Berührung mit den israelischen Arbeitern gibt und die 
politischen und sozialen Rechte, deren sich der jüdische Kol ­
lege erfreut, aus eigener Anschauung bekannt sind. Daher 

erhofft sich der palästinensische Arbeiter von der Zukunft 
ähnliche Rechte. Dasselbe trifft zu für die palästinensische 
Frau, die ein ähnliches Maß an Gleichstellung und Gleich­
berechtigung wie die jüdische Frau erstrebt. 
Es kann mit Fug behauptet werden, daß in der palästinensi­
schen Gesellschaft neue Klassen und Schichten entstanden 
sind von Arbeitern, Studenten, Intellektuellen und Frauen, 
die darauf hoffen, die alte Stammesherrschaft, den Halbfeu­
dalismus und ansatzweisen Kapitalismus, die das politische, 
soziale, erzieherische und wirtschaftliche Leben bisher be­
herrschten, mit der Zeit abzulösen. Das ist ein wesentlicher 
Punkt für die Suche nach einer Lösung der palästinensischen 
Frage, denn das heißt ganz einfach, daß die alte, traditionelle 
Führung in Zukunft weder imstande noch geeignet sein wird, 
für die Palästinenser zu sprechen. Mit Unabhängigkeit und 
Demokratie verlangen die Palästinenser auch ein funktiona­
les, modernes Regierungssystem, das aus der neuentstande­
nen Sozialstruktur hervorgehen muß. Es soll im Dienste des 
ganzen Volkes und nicht bloß der aristokratischen Minderheit 
stehen. 

I I 
Eine weitere Tatsache ist die ungerechte Verteilung des Be­
sitzes in den besetzten Gebieten, die der in den meisten Län­
dern des Nahen Ostens entspricht: auch die hiesige Bevölke­
rung ist entweder sehr wohlhabend oder sehr arm und elend. 
Es ist nicht einfach, zuverlässige Statistiken, die ein wahres 
Bild der wirtschaftlichen Verhältnisse geben könnten, zu er­
halten, weil geschäftliche Transaktionen außer in israelischen 
Schekel auch mit dem jordanischen Dinar ausgeführt wer­
den. Die israelische Währung wird ständig abgewertet, wäh­
rend der Wert des Dinars ständig steigt. Jeglicher Austausch 
innerhalb der besetzten Gebiete und mit der Außenwelt wird 
entweder mittels des Dinars oder in harter Währung, vor­
wiegend in amerikanischen Dollars, abgewickelt. 
Die Statistik von 1979 zeigt, daß das Einkommen des Gaza­
streifens aus der Produktion von Zitrusfrüchten und Gemüse 
ungefähr 1,5 Milliarden alte israelische Pfund betrug. Im 
Westuferland betrug das Einkommen aus Zitrusfrüchten, Ge­
müse und Industrie 3 Milliarden. Bekanntlich macht die Be­
völkerung des Gazastreifens 400 000 Personen aus, von denen 
die Hälfte Flüchtlinge sind, wogegen die des Westufers zu­
sammen mit Ostjerusalem 1,1 Millionen Menschen zählt. Das 
Gesamteinkommen betrug also 4,5 Milliarden alte israelische 
Pfund. Die Hauptnutznießer dieses Reichtums sind jedoch 
nicht mehr als 500 Familien in Gaza, nicht mehr als 1500 Fa­
milien am Westufer und in Jerusalem! Die weitaus große 
Mehrheit der Einwohner — Schullehrer, Beamte, Kleinhänd­
ler und ungelernte Arbeiter — hat ein durchschnittliches 
Monatseinkommen von 8000—25 000 alten israelischen Pfund. 
Viele verdienen sogar nur 5000 Pfund, d. h. ungefähr 100 Dol­
lar. 
Noch schlimmer ist, wie die >Standhaftigkeitsgelder< des von 
arabischen Staaten gespeisten Widerstandsfonds, die in er­
heblichem Maße hereinströmen, verteilt werden. Der größte 
Teil davon wird als Belohnung für Loyalität und Gehorsam 
gegenüber diesem oder jenem Herrscher ausgegeben. Sie ge­
hen an die Wohlhabenden und Einflußreichen, die sie für 
ihren Luxuskonsum verwenden. Die große Mehrheit der Be­
völkerung dagegen muß mit Armut, Krankheit und Elend 
fertigwerden. Die Klassenunterschiede sind überall sichtbar. 
In Städten wie Ostjerusalem, Gaza, Nablus, Hebron und Ra­
mallah sieht man herrliche Villen, von schönen Gärten und 
hohen Mauern umgeben. Andererseits gibt es dort die jäm­
merlichen Viertel der Armen, die im Winter in Schlamm ver­
sinken, im Sommer in Staub ersticken. Allein in Nablus sol­
len zirka 5000 Familien jeweils zu zehnt in einem einzigen 
Zimmer leben; mehrere Familien müssen sich eine Toilette 
teilen. 
Aus alledem wird klar, daß das von den Palästinensern ge­
wünschte politische System zu einer Regierung führen muß, 
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die sich für das Wohl des ganzen Volkes und nicht nur für 
die wohlhabende Minderheit einsetzt. Es muß ein modernes 
System sein, das vom Volke ausgeht und im Dienste des Vol­
kes steht. Allein dadurch lassen sich kommunistische Strö­
mungen hemmen, läßt sich die kommunistische Gefahr fern­
halten. Denn die traditionellen Systeme bieten einen frucht­
baren Boden für Kommunismus und sowjetischen Einfluß 1. 
Die Palästinenser sind ein unabtrennbarer Bestandteil der 
arabischen Nation. Dabei soll der Nahe Osten durchaus und 
nach wie vor viele Völker und mannigfaltige Nationalitäten 
in sich schließen; aber jedes dieser Völker muß das Recht auf 
Selbstbestimmung und zur Errichtung seines eigenen Staates 
haben. Warum sollen nicht Palästinenser, Syrer, Jordanier 
und Juden (in einem Teil Palästinas) ihre eigenen Staaten 
haben? Dies ist überhaupt erst die Voraussetzung für die Ent­
stehung einer nahöstlichen Föderation, wie sie weiter unten 
vorgeschlagen wird. 
Nun zur bekannten, die Wirklichkeit verzerrenden Ideologie 
mancher zionistischer Fanatiker. Diese behaupten fest, daß 
das ganze Land das Eigentum ihrer Väter und Vorfahren sei, 
betrachten Palästina als ihre unbestreitbare Heimat und 
sehen die palästinensischen Araber als Fremdlinge an. Mit 
dieser Begründung haben sie arabisches Land beschlagnahmt 
und ihre Siedlungen darauf errichtet; ihr Ziel ist die Ent­
wurzelung der Palästinenser und ihre Vertreibung aus der 
Heimat. General Dayan soll gesagt haben: »Die Palästinenser 
sind Jordanier, sie sollen nach Amman abhauen.« Eine Be­
lastung ähnlicher Art stellt das Jerusalem-Problem dar. Israel 
hat sich die Stadt unter Verletzung des Völkerrechts einge­
gliedert. Die Israelis haben wohl die Trennungslinie, die Jeru­
salem geteilt hielt, beseitigt; aber statt dessen haben sie un­
zählige seelische Barrieren zwischen den beiden Nachbar­
völkern entstehen lassen. Zwar haben Bürgermeister Teddy 
Kollek und einige seiner Mitarbeiter versucht, den Arabern 
Jerusalems mehr Gerechtigkeit zuteil werden zu lassen, aber 
sie wurden von fanatischen Gruppierungen daran gehindert. 

I I I 
Im Lichte aller dieser aufgeführten Tatsachen werden die 
Mängel bei einigen >Lösungen« für die Palästina-Frage deut­
lich, wie sie bisher hauptsächlich vorgeschlagen wurden. 
Sollten die besetzten Gebiete praktisch Israel angegliedert 
werden, indem der Autonomieplan nach israelischer Vorstel­
lung vollzogen wird, dann wird dadurch ein neues Rhodesien 
in Nahost geschaffen, ein zweites Sparta, in dem die Juden 
die Herren und die Palästinenser die Heloten wären. Sollte 
in ganz Palästina ein neuer Einheitsstaat für Juden und Ara­
ber gemeinsam errichtet werden, dann würden die Bürger­
kriegszustände wiederkehren, wie sie während des britischen 
Mandats geherrscht haben — man bedenke auch das Schick­
sal des Zwei-Völker-Staates Zypern! Sollten schließlich die 
besetzten Gebiete oder Teile von ihnen an Jordanien zurück­
gegeben werden, müßten dort alle Ansätze zur Demokratie 
verkümmern, würde die traditionelle Verfassung wiederkeh­
ren und das alte halbfeudale System wiederhergestellt. 
Keine dieser Alternativen kann überzeugen. Für mich und 
viele andere Palästinenser liegt die einzig mögliche Lösung 
in der Verwirklichung folgender Vorschläge: 
> Errichtung eines palästinensischen Staates am Westufer, 

in Jerusalem und dem Gazastreifen, mit Ostjerusalem als 
seiner Hauptstadt; Westjerusalem bleibt Israels Haupt­
stadt. Jede der beiden Stadthälften erhält eine eigene, 
unabhängige Kommunalverwaltung. 

> Errichtung eines Staatenbundes auf der Basis der Gleich­
berechtigung aus den Staaten der Palästinenser, Israelis 
und Jordanier2 als nächster Schritt. 

> Jerusalem wird die Hauptstadt der Föderation sein. 
> Der Staatenbund soll anderen Staaten des Nahen Ostens, 

besonders Ägypten, zum Beitritt offenstehen. 
Wenn die internationale Gemeinschaft einen solchen Prozeß 

begünstigen soll, muß sie sich natürlich davon überzeugen 
lassen, daß die Palästinenser die Juden nicht ins Meer zu 
werfen beabsichtigen. Zu gleicher Zeit wollen sie selbst nicht 
von den Juden in die Wüste getrieben werden. Es ist nicht 
unsere Absicht, den Palästinenser-Staat auf den Ruinen des 
Staates Israel zu errichten, sondern in den benachbarten Ge­
bieten, nämlich dem Westufer, Ostjerusalem und dem Gaza­
streifen. 
Zur Verwirklichung der oben gemachten Vorschläge wäre 
eine Reihe von praktischen Schritten notwendig. So müßte 
bei Amerika als dem Freund Israels und der meisten einer 
friedlichen Lösung zuneigenden arabischen Staaten (beson­
ders Ägyptens) um Vertrauen für die vorgeschlagene Lösung 
geworben werden. Zudem hätten die Vereinigten Staaten und 
Westeuropa ihren Einfluß dahingehend geltend zu machen, 
daß die PLO und Israel sich gegenseitig anerkennen. Auf 
beiden Seiten müssen die Terrorakte aufhören. Der Anspruch 
der PLO, ganz Palästina zurückzugewinnen, muß revidiert 
werden — im Gegenzug zur Anerkennung des Rechts der 
Palästinenser auf ihren eigenen Staat durch Israel. Die be­
setzten Gebiete wären vorläufig — für fünf Jahre — unter 
die Aufsicht der Vereinigten Staaten zu stellen; amerika­
nische Beobachtungsstationen wären längs des Jordan und 
an den Grenzen einzurichten. Den Organisationen des palä­
stinensischen Widerstands muß es erlaubt sein, in den besetz­
ten Gebieten tätig zu werden, wenn und nachdem sie sich zu 
politischen Parteien umgestaltet haben. Nach zwei Jahren 
sollen dann freie Wahlen zu einer Verfassunggebenden Ver­
sammlung abgehalten werden; der daraus hervorgehende 
neue palästinensische Staat hätte schließlich mit Israel in 
Verhandlungen über die wichtigsten Probleme, vor allem die 
Flüchtlingsfrage, einzutreten. Für den Friedensprozeß unab­
dingbar ist auch, daß in beiden Teilen Jerusalems gleichzeitig 
Kommunalwahlen stattfinden. Aufgabe eines palästinensisch­
israelischen Ausschusses unter amerikanischer Aufsicht wäre 
es sodann, eine Sonderregelung für Jerusalem als vereinigte 
Hauptstadt der palästinensisch-israelisch-jordanischen Föde­
ration zu erarbeiten. Amerika muß natürlich seinen Einfluß 
auf Jordanien einsetzen, um Änderungen in Richtung auf 
mehr Demokratie und zwecks Modernisierung seines Regie­
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rungssystems herbeizuführen; nur unter diesen Vorausset­
zungen kann Jordanien Partner der palästinensischen und 
der israelischen Regierung in einer Föderation sein. 
Allerdings ist nun die gesamte internationale Gemeinschaft 
aufgerufen, zum Zustandekommen einer solchen Lösung bei­
zutragen: damit endlich Friede im Nahen Osten herrscht, 
damit das Nahost-Öl ständig und regelmäßig der Weltwirt­
schaft zur Verfügung steht, damit die besetzten Teile Palä­
stinas nicht mehr einen fruchtbaren Boden für den Kommu­
nismus abgeben, damit Rhodesien nicht plötzlich im Nahen 
Osten wiederersteht, damit Jerusalem kein zweites Belfast 
wird! Vor allem die Vereinigten Staaten sind hier gefordert, 
deren neue Regierung auf diese Weise schon bald manche 
Scharte auswetzen könnte, die eine unbedachte, im Ergebnis 
nur dem Kommunismus Vorschub leistende US-Außenpolitik 
in Afrika, Asien oder Lateinamerika geschlagen hat. 

Anmerkungen 

1 Zur Zelt stellen die Kommunisten nur eine kleine Minderheit unter 
den Palästinensern. Sie sind als einzige Gruppe gegen Schritte, wie 
sie in diesem Beitrag vorgeschlagen werden — weil Moskau dagegen 
ist. Sie haben kein eigenes Ziel, keine eigenen Lösungsvorstellungen. 

Zweierlei Maß in Israel 

In der politischen Auseinandersetzung gibt es grundsätzlich 
zwei Wege. Der eine ist der des Totalitarismus (es gehen ihn 
beide Extreme, die totalitäre Rechte wie die Linke), bei dem 
das Wesen der jeweiligen Partei, der Gesellschaft oder des 
Staates, dem die totalitär eingestellte Person > angehört <, in 
gläubigem Vertrauen für gut befunden — und gleichermaßen 
das Wesen der Widersacher dieses Kollektivs, ebenfalls guten 
und ungeprüften Glaubens, für böse gehalten wird. Für alle 
Totalitaristen ist typisch, daß sie mit größter Heftigkeit er­
klären, >ihre Gefühle seien verletzt < worden, wenn ihnen ein 
rationales Argument entgegengehalten wird, das ihrem poli­
tischen Dogma widerstreitet; mit dieser Begründung wollen 
sie die Diskussion unterdrücken. 
Der zweite Weg, eine politische Diskussion zu führen, geht 
zurück auf die Antike, wo das Leben des einzelnen in der Ge­
sellschaft als >politisch< galt und deshalb alle anging. Von 
>res publica <, der > öffentlichen Angelegenheit <, sprachen die 
Römer; und nach dem antiken Diktum >soll von allen bespro­
chen werden, was alle angeht <. Nach dieser Maxime sollte 
sich jeder Anspruch auf >Gefühle, die nicht verletzt werden 
dürfen< erledigen. Wenn die Wahrheit schmerzt, dann muß 
die Lage verändert — und nicht bemäntelt werden. Ich folge 
dieser rationalen Tradition des politischen Diskurses, wenn 
ich nun meine Ansicht über das Wesen des Staates Israel 
vortrage — eines Staates, dessen Bürger ich bin — und über 
die zionistische Bewegung, die durch Israel fortgesetzt wird. 
Meine Meinung ist, daß Israel ein rassistischer Staat im vol­
len Sinne des Wortes genannt werden muß. In diesem Staat 
werden Menschen nichtjüdischer Herkunft andauernd und 
durchaus in Übereinstimmung mit den Gesetzen in den wich­
tigsten Lebensbereichen zu ihrem Schaden benachteiligt. Die­
se Diskriminierung hat ihre Ursprünge im Zionismus und 
wird hauptsächlich in enger Zusammenarbeit mit den Ein­
richtungen der zionistischen Bewegung ins Werk gesetzt. 
Zum Beleg möchte ich auf einige der Gesetze und Verordnun­
gen eingehen, die von der Regierung durchgesetzt werden 
und die jeder hier kennt. Da ich mich darauf beschränke, 
den institutionellen Charakter des israelischen Rassismus zu 
beschreiben, werde ich nicht von individuellen Äußerungen 
rassistischen Verhaltens sprechen. Ich werde mich auch nicht 
mit den ausdrücklich oder stillschweigend gemachten Voraus­
setzungen befassen, die gelegentlich herangezogen werden, 
um diesen Rassismus zu > rechtfertigen <. 

Getreu der Linie des Kreml waren sie bis zum Ramadan-Krieg 1973 
gegen die Errichtung eines palästinensischen Staates und nannten 
dessen Verfechter gar Verräter. Jetzt versuchen sie, auf der Welle 
der Popularität mitzuschwimmen, die die P L O umgibt; die Span­
nungen mit dieser sind aber nur verdeckt. 
Kurioserweise sind die Kommunisten die einzige Gruppierung in 
den besetzten Gebieten, für die die strengen jordanischen Gesetze 
gegen politische Vereinigungen außer Kraft gesetzt worden sind 
(mindestens 15 Jahre Gefängnis für jede Art kommunistischer Betäti­
gung), während sie für Liberale, Nationalisten, islamische Funda­
mentalisten und P L O weitergelten. Sie allein haben Zeitungen und 
können frei für ihre Vorstellungen werben; sie wollen >Volksräte< 
in Städten und Dörfern einrichten, und die israelischen Zeitungen 
berichten ausführlich darüber. Diese kleine Minderheit darf die 
Studenten, die Kommunalpolitiker, die Gewerkschaften anleiten, 
während die anderen politischen Köpfe für Jahre hinter Gefängnis­
mauern verschwinden. Der Grund: Die israelischen Extremisten 
möchten die Kommunisten dazu benutzen, um der Welt den E i n ­
druck zu geben, ein palästinensischer Staat wäre ein Spielzeug in 
den Händen der Kommunisten und Moskaus. Sie wissen dabei ge­
nau, daß die Kommunisten wegen ihrer kleinen Zahl und ihrer Iso­
lierung in der Bevölkerung keine reale Gefahr darstellen. 

2 Die Beteiligung Jordaniens an einer solchen Föderation ist w ü n ­
schenswert, weil die reiche Minderheit unter den Palästinensern, die 
gegen einen freiheitlichen Palästinenserstaat ist und lieber eine 
Rückkehr zu Jordanien sähe, dadurch von ihrer Opposition gegen 
eine palästinensische Lösung abgebracht werden könnte, zumal auch 
sie die kommunistsche Gefahr fürchtet und sich daher eher den 
USA und dem Westen zuwenden dürfte. 

ISRAEL SHAHAK 

I. Über das Recht der Freizügigkeit und freien Niederlassung 

Das meiste Land in Israel gehört dem Jüdischen National­
fonds (JNF) oder wird von ihm verwaltet. Der JNF ist Teil 
der zionistischen Einrichtungen und wirkt ganz offen auf 
rassistischer Grundlage. Er verbietet NichtJuden, auf seinem 
Grund und Boden zu leben, ein Geschäft zu betreiben oder 
Arbeit zu suchen. Der einzige Grund dafür ist, daß diese 
Menschen keine Juden sind! Im Gegensatz zu ähnlicher Be­
nachteiligung von Juden, die heute in den meisten Ländern 
verboten ist, sind diese Diskriminierungspraktiken des JNF 
nicht nur legal, sondern finden auch die volle Unterstützung 
aller Regierungsstellen. In der Vergangenheit haben diese 
Praktiken zur Errichtung von Städten wie Karmiel und Arad 
geführt. Diese und weitere ähnliche Städte sind, wie man 
sagt, >araberrein<. Anderswo, etwa in Ober-Nazareth, be­
stehen separate Viertel für die arabischen Einwohner. Dort 
trifft jeder Versuch eines Arabers, eine Wohnung von einem 
Juden zu kaufen oder zu mieten, auf den offenen und hefti­
gen Widerstand aller amtlichen Stellen wie z. B. des Woh­
nungsbauministeriums oder der Gemeindeverwaltung. Hinzu 
kommt die ungesetzliche Gegnerschaft jüdischer Einwohner, 
die nichtsdestoweniger von der Polizei ermutigt wird. Ich 
erinnere daran, daß ähnliche Widersetzlichkeiten nicht vor­
kommen, wenn Kauf oder Miete einer Wohnung von einem 
Juden vorgenommen wird. >Jude< bedeutet entsprechend der 
rassistischen Festlegung, daß der Betreffende nachweisen 
kann, daß seine Mutter, Großmutter, Urgroßmutter und Ur-
urgroßmutter Jüdinnen waren. Ist das der Fall, dann gilt der 
Vorgang als ordnungsgemäß und ruft keinen Widerstand sei­
tens der Nachbarn oder der Ämter hervor. Nur wenn die 
Mutter des Kaufwilligen keine Jüdin ist, gibt es Aufruhr. 
Für die Schwierigkeit, sich frei niederzulassen, ist auch der 
Fall des Muhammad Ma'araf ein gutes Beispiel, eines israeli­
schen Staatsbürgers aus dem Dorf Deir el-Assad, der in Kar­
miel eine Fabrik eröffnen wollte. Die Erlaubnis wurde ihm 
offiziell mit der Begründung verweigert, daß die Stadt Sperr­
gebiet für NichtJuden sei. Ma'araf konnte seine Fabrik 
schließlich nur unter der Auflage bauen, sie außerhalb des 
> reinen < Karmiel anzulegen. Ich möchte nochmals den rassi­
stischen Charakter derartiger Einschränkungen unterstrei­
chen. Sie werden in den meisten Teilen Israels durchgesetzt, 
betreffen aber nicht die Juden. Juden können sich überall 

— der Staat und die Grundrechte 
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frei niederlassen. Ich kann leben oder ein Geschäft betreiben, 
wo ich wil l , weil meine Mutter Jüdin ist. Ein israelischer 
Staatsbürger, dessen Mutter keine Jüdin ist, kann das nicht. 
Er trifft täglich auf rassistische Benachteiligung und Unter­
drückung. 
Ich möchte das näher darlegen und damit im folgenden zeigen: 
• A l l das hat nichts mit > Sicherheit < zu tun. 
Diese Einschränkungen betreffen alle NichtJuden. Sie wer­
den sogar gegenüber denjenigen durchgesetzt, die zu den 
Streitkräften eingezogen wurden. Manche dieser nichtjüdi­
schen Soldaten haben mit Auszeichnung gedient und sind vor 
dem Feind verwundet worden. Muhammad Ma'araf ist Druse. 
Wie Juden müssen seine Familienangehörigen in der israeli­
schen Armee Dienst tun. Aber dennoch: weil er kein Jude 
ist, ist er nicht berechtigt, in Karmiel zu leben! Wenn ein 
jüdischer Dieb, Räuber oder Mörder seine Strafe abgesessen 
hat, ist er berechtigt, seinen Wohnsitz in Karmiel zu nehmen. 
Aber ein Goij, ein Druse, Tscherkesse oder Beduine, der, 
sagen wir, in der Armee gedient hat, verwundet wurde und 
jetzt Invalide ist, hat nicht das Recht, dort zu leben; zu sei­
nem Unglück hat ihn nicht die richtige Mutter auf die Welt 
gebracht. 
• Unsere üblichen Unterscheidungen zwischen > Linken < und 
>Rechten<, >Falken< oder >Tauben< in der zionistischen Be­
wegung gelten nicht für diese Zustände. 
Im Gegenteil. Den rassistischsten politischen Block in Israel 
bilden die zionistischen > Sozialisten < zusammen mit den reli­
giösen Nationalisten. Die > heilige Allianz < zwischen beiden 
beruht auf dem gemeinsamen Grund des Rassismus. Zur 
gleichen Zeit, als von Leuten der Rechten die >Ansiedlung< 
in Sabastiya durchgeführt wurde, demonstrierten linkszioni­
stische Aktivisten vor einem Gut des Generals Arik Sharon. 
Sie protestierten gegen die Beschäftigung von Arabern auf 
dem Gut! Ich stehe in bitterer Gegnerschaft zu den Auffas­
sungen und Handlungen des Generals Sharon. Dennoch halte 
ich in diesem Falle den Publizisten Arnos Oz, der sich im 
Erheben solcher Vorwürfe besonders hervorgetan hat, für 
gefährlicher. Sharon hat jedes Recht, Landarbeiter ohne An­
sehen der Rasse, Religion oder Nationalität einzustellen. 
• Auf diesem Gebiet sind die Kibbuz-Mitglieder die schlimm­
sten Rassisten Israels; wegen ihrer >linken< Heuchelei ver­
dienen sie die meiste Verachtung. 
Ein israelischer Staatsbürger, der kein Jude ist, kann in kei­
nen Kibbuz als Mitglied aufgenommen werden; das gilt selbst 
dann, wenn sich ein Mädchen aus dem Kibbuz in einen der 
dort beschäftigten nichtjüdischen Arbeiter verliebt. 
• Wenn solche Benachteiligungen in anderen Ländern Juden 
auferlegt werden, erhebt sich — ganz zu Recht — sofort Pro­
test gegen den Antisemitismus. 
Aber gibt es einen Unterschied? Was ist der Unterschied 
zwischen dem ständigen Kampf in den Vereinigten Staaten 
gegen Klubs und Wohnbereiche, die keine Juden zulassen 
wollen, und demselben Kampf in Israel, mit dem NichtJuden 
ganze Städte verschlossen werden, so daß sie dort weder 
wohnen oder auch nur ein Geschäft eröffnen können? Der 
Unterschied ist nur der zwischen >hier< und >drüben<: tat­
sächlich stehen die Zionisten in Israel und die Antisemiten 
in den Vereinigten Staaten auf derselben Seite der Barrikade. 
Der zionistische Staat Israel tut genau das, was die Antise­
miten — heute gewöhnlich ohne Erfolg — in anderen Län­
dern versuchen. Ich wi l l nun in Kürze einige andere Aus­
prägungen der Diskriminierung beschreiben. 

II . .Erlösung des Landes< 
Die >Erlösung< (oder Zurückgewinnung) des Landes ist ein 
Begriff, mit dem alle Juden während ihrer ganzen Ausbil­
dung vom Kindergarten an vertraut gemacht werden. Nach 
der Lehre des israelischen Erziehungsministeriums bezieht 
sich dieser Terminus auf Land, das >erlöst<, d. h. in jüdisches 
Eigentum übertragen worden ist. Noch nicht >erlöstes« Land 

gehört Personen, die nicht von jüdischen Müttern stammen. 
Dieses Land muß noch >erlöst< werden. Abgesandte des JNF 
sind (mit tatkräftiger Unterstützung der israelischen Regie­
rung und besonders der ihr unterstellten Sicherheitskräfte) 
andauernd damit beschäftigt, Land sowohl in Israel als auch 
den eroberten Gebieten zu >erlösen<. Gleichzeitig wird aus 
solchem Land ein zusätzliches Gebiet für rassistische Ab-
schließung. 
Nur wenn dieser Hintergrund von Benachteiligung in der 
Nutzung des Landes klar ist, wird auch verständlich, daß das 
Problem der Siedlungen in den eroberten Gebieten eine rassi­
stische Dimension hat. Nur dann versteht man die Heuchelei 
im üblichen zionistischen Anspruch, >daß Juden das Recht 
haben müssen, sich in allen Gebieten Palästinas anzusie­
deln <. Dies ist ein gutes Beispiel dafür, daß die halbe Wahr­
heit, aus dem Zusammenhang gerissen, schlimmer sein kann 
als eine direkte Lüge. Rechte stehen allen Menschen in einem 
bestimmten politischen Gebilde in gleichem Maße zu — oder 
sollten es wenigstens. Nicht nur die Palästinenser, sondern 
generell alle NichtJuden haben kein Recht, sich in diesen 
Siedlungen niederzulassen, es sei denn, sie treten zum Juden­
tum über. Die Palästinenser aber, denen der Grund und Bo­
den zum Zwecke der Errichtung solcher rassistischer Sied­
lungen weggenommen wird, haben auf 94 Prozent des israeli­
schen Staatsgebiets — also auf dem vom JNF kontrollierten 
Land — nicht das Recht zur Ansiedlung. 
Ich möchte ganz deutlich sagen, daß die Zionisten keine Be­
schränkung ihres exklusiven Rassismus anerkennen. Ihr Ziel 
ist die Rückgewinnung allen Landes in Israel und damit die 
Austreibung aller Nicht Juden vom so > erlösten < Land. In die­
ser Hinsicht ist der Zionismus schlimmer als das Apartheid-
Regime Südafrikas. Dort hat das Regime das Land zwei­
geteilte Weiße dürfen kein Land kaufen in > schwarzem < 
Gebiet (den Bantustans), und umgekehrt dürfen Schwarze 
keinen Grund in einem >weißen< Gebiet erwerben. Der Zio­
nismus jedoch wi l l soviel Land >erlösen< als möglich, ohne 
dabei irgendeiner Beschränkung unterworfen zu sein. Seine 
Zielvorstellung ist die Umwandlung allen israelischen Lan­
des in ein Territorium, in dem — ähnlich der Regelung durch 
die Apartheid — Personen mit nichtjüdischen Müttern kein 
Wohnrecht haben, es sei denn, sie konvertierten zur jüdi­
schen Religion. 
Ich vermag keinen Unterschied darin zu sehen, ob jemand 
von Gebieten, die durch Beschlagnahme, oder solchen, die 
durch Kauf erworben wurden, aus Gründen der Rasse aus­
geschlossen wird. Was allein zählt, ist, daß es solche exklu­
siven Zonen gibt. Auch hier gilt, daß die > gemäßigten < Zioni­
sten die schlimmsten sind, wenn es um derartige Unterschei­
dungen geht. Walter Laqueur, selbst Zionist, schreibt zu­
treffend in seiner Geschichte des Zionismus: »A. D. Gordon 
. . . war grundsätzlich gegen Gewaltanwendung und recht­
fertigte die Notwehr nur im äußersten Fall. Aber er und seine 
Kameraden wollten, daß jeder Baum und jeder Busch im 
jüdischen Heimatland durch die Hand der Pioniere gepflanzt 
werde.« Anders ausgedrückt, wollte er die vollständige 
Apartheid, die restlose Austreibung der NichtJuden vom jü­
dischen >Land der Väter<. Der einzige Unterschied ist, daß 
er sein Ziel ohne Blutvergießen erreichen wollte. Dagegen 
bin ich, der ich mich nicht als grundsätzlicher Pazifist ver­
stehe, aus Prinzip gegen die Apartheid. Ich halte die Mittel, 
mit der sie herbeigeführt werden soll, nicht für wichtig. 

III . Das Recht der NichtJuden auf Gleichbehandlung 
oder wenigstens auf gesetzlich geregelte Behandlung 

Hier bietet das beste Einzelbeispiel die Behandlung, die den 
israelischen Beduinen widerfährt; wie die obenerwähnten 
Drusen werden auch sie zum Dienst in der israelischen Armee 
eingezogen. In manchen Einsätzen haben sie sich auch als 
besonders gute Soldaten bewährt. A l l das hat ihnen aber gar 
nichts genutzt, als die Verfolgung sie erreichte. Sie hat viele 
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Formen. Erklärtes Ziel der israelischen Regierung ist, mög­
lichst alles von den Beduinen besessene und genutzte Land 
zu beschlagnahmen und sie mit Gewalt in sechs überfüllte 
sogenannte Industriestädte« zu pferchen. In diesen wird es 
aber keine Industrie geben, sie sollen nur als Reservoir an 
billiger Arbeitskraft für Industrien in ausschließlich jüdi­
schen Städten dienen. Die Bitte der beduinischen Mitbürger, 
ihnen ungenutztes Land und Wasserrechte zu gewähren, wie 
sie Juden erhalten, die Landwirte werden wollen, wurde bru­
tal zurückgewiesen. So sagte »ein höherer Regierungsbeam­
ter«: 
»Warum sollen wir den Beduinen gutes Ackerland geben? Die 
Juden sind bei weitem bessere Landwirte als die Beduinen, und 
Juden werden die Moschawim (ausschließlich jüdische Dörfer) 
bilden, doch nicht die Beduinen... Die Beduinen sind Menschen­
material, das jeder Ordnung Hohn spricht. Und zur Errichtung 
eines Moschaw ist nun einmal Ordnung nötig. Wir wollen dieses 
Land für die Juden! Jeder Zoll Boden ist jetzt von lebenswich­
tiger Bedeutung für die Zukunft des Landes. Die Juden Israels 
brauchen das Land, das Land gehört dem Staat, und der Staat 
wird es den Juden zur Bearbeitung übergeben . . . Sie (die Bedui­
nen) wollen das Land, Land und Wasser. Nun, ich werde es ihnen 
bestimmt nicht geben... Und jedenfalls: Wasser können sie kei­
nes haben. Wir haben Wasser für die zwanzig jüdischen Landwirt­
schaftssiedlungen, die jetzt im Nordwesten des Negev gebaut 
werden. Wasser gibt es nur für jüdische Siedlungen. Den Arabern 
werde ich es nicht geben.«1 

Der rassistische Hintergedanke der Verfolgung und die Tat­
sache, daß Israel für seine nicht jüdischen Bürger keine De­
mokratie und nicht einmal ein Rechtsstaat ist, zeigen sich 
sehr deutlich in den Methoden, die gegenüber den Beduinen 
angewandt werden. Da ist zunächst der einfache Sachver­
halt, daß der ständige Aufenthaltsort in den Personalausweis 
eingetragen wird. Das Gesetz schreibt vor, daß jeder israeli­
sche Staatsbürger einen Personalausweis mit sich führen 
muß, in dem seine ständige Adresse vermerkt ist, und die 
Polizei hat das Recht, jemanden gewaltsam von einem Ort 
zu entfernen, wenn es nicht der im Personalausweis einge­
tragene ständige Aufenthalt ist. Das stellt für einen Juden 
kein Problem dar. Er sucht das Meldeamt, das dem Innen­
ministerium untersteht, auf, gibt dem Beamten gegenüber 
die nötige Erklärung ab, und die Adresse — oder der Wechsel 
der Adresse — wird eingetragen. Aber für NichtJuden ist 
das anders; die Beamten können sich weigern, den tatsäch­
lichen Wechsel der Anschrift offiziell anzuerkennen, und sie 
tun es. Das wurde akut bei einem Vorgang, der amtlich als 
>Unverschämtheit« von Beduinen beschrieben wurde. Da sie 
nicht das Recht bekamen, eigene Moschawim zu bilden, lie­
ßen sie sich selbst als Landarbeiter in den jüdischen Moscha­
wim anwerben, und versuchten, ihren Wohnsitzwechsel durch 
Ändern der Adresse in Ordnung bringen zu lassen. Aber das 
hat man ihnen verweigert; und damit die rassische Reinheit 
der jüdischen Moschawim gewahrt bleibt (und auch das aus­
schließliche Recht der Juden auf Land und Wasser) kommt 
die Polizei und überdies die Spezialeinheit für Beduinenver­
folgung, die sogenannte >Grüne Patrouille«, und schafft sie 
mit Gewalt weg. Wenn ich sage >mit Gewalt«, dann meine 
ich genau das. Um einen Juden von einem Ort zu entfernen, 
an den er illegal gezogen ist, sind im jüdischen Staat eine 
gerichtliche Anordnung und die üblichen gesetzmäßigen For­
malitäten notwendig. Um einen NichtJuden zu entfernen, 
braucht es nur Brutalität und Grausamkeit. Die aus Kibbuz-
Mitgliedern und ehemaligen Soldaten bestehende Grüne Pa­
trouille kann tun, was sie wi l l . Die bevorzugte Methode ist, 
zu warten, bis die Männer zur Arbeit gegangen sind, und 
dann die Frauen und Kinder zu überfallen, ihnen den größten 
Teil ihrer Habe wegzunehmen und viele Kilometer weit fort­
zuschaffen, ihre Zelte zu zerstören, und manchmal die Kinder 
für einige Stunden zu entführen, um die Mütter weinen zu 
machen. A l l das wird in den hebräischsprachigen Zeitungen 
offen beschrieben — und macht weder auf die Mehrheit der 
Bevölkerung noch auch auf die Regierung den geringsten 
Eindruck. 

Die Grundkonzeption der Grünen Patrouille wurde von ihrem 
Kommandeur Alon Galili (übrigens Angehöriger eines L in ­
ken« Kibbuz) so beschrieben: 
»Das ist keine angenehme Arbeit. Man muß sie tun, möchte aber 
am liebsten nichts davon wissen. Sagen wir es doch geradeheraus: 
so etwas wie Gerechtigkeit gibt es nicht in dieser Welt. Was einer 
als sein Recht beansprucht, muß dem nächsten notwendig wehtun. 
Das ist der springende Punkt. Für eine Sache werde ich mich bis 
ans Ende der Welt schlagen, und zwar dafür, daß dieses Land 
unser bleibt, jüdisch bleibt. Die Araber haben viel Land, und wir 
haben nur diesen kleinen Staat. Warum können sie nicht Ruhe 
geben und es uns endlich lassen? Das Land im Negev, das wir mit 
Blut und Geld gekauft haben, gehört uns«. (Tatsächlich wurde kein 
Geld bezahlt, aber man sollte von Leuten dieses Schlags nicht 
erwarten, daß sie es zu genau nehmen.) »Es hat zuvor den Bedui­
nen gehört? Na schön. Jetzt gehört es uns«.2 

Sollte man bei diesem bemerkenswerten und recht charakte­
ristischen Stück ideologischer Rechtfertigung nicht aufmerk­
sam werden und aufmerksam machen auf die Nähe zu einer 
anderen, unseligen Ideologie? >Blut< ist nur dann wichtig, 
wenn es das Blut einer ganz bestimmten Gruppe ist. Die Tat­
sache, daß Araber Blut haben und daß es ebenfalls vergossen 
wurde, ist für die israelischen Behördenvertreter offensicht­
lich nicht erheblich. Besitz an Grund und Boden wird nicht 
aufgrund des Anspruchs aus dem Bürgerrecht in dem be­
treffenden Staat zugestanden, sondern aufgrund eines A n ­
spruchs des Blutes«. 
Ein weiteres, mehr allgemeines Beispiel, eines von vielen, 
sei aus dem Bereich der Wohnungsbaupolitik genannt. Das 
israelische Wohnungsbauministerium hat zwei Abteilungen. 
Die größere von beiden verwirklicht eine Förderungspolitik, 
in deren Genuß allein die Juden kommen. Die andere trägt 
den bezeichnenden Namen >Abteilung für den Minderheiten-
Wohnungsbau«; sie hat nur mit NichtJuden zu tun. Das Vor­
gehen dieser Stelle ist sehr aufschlußreich. Während das 
Wohnungsbauministerium in Jerusalem Wohnungen für Ju­
den nur strikt innerhalb der Stadtgrenzen baut, tut die > Ab­
teilung für den Minderheiten-Wohnungsbau« genau das Ge­
genteil. Sie >dünnt« die Moslems >aus< — was für ein Aus­
druck beim Umgang mit Menschen! — und siedelt sie außer­
halb Jerusalems an. Ähnlich ist die Lage in Galiläa. Statt 
des Ausdrucks >Galiläa bevölkern« würde man richtiger den 
Begriff >Judaisierung Galiläas« verwenden. Nicht die Be­
völkerung Israels als solche wird eingeladen, sich in Galiläa 
anzusiedeln; ein Araber aus dem >Kleinen Dreieck« (ein Ge­
biet in Israel, wo Palästinenser eng aufeinander leben) wird 
weder eine Einladung noch die Erlaubnis bekommen, bei 
diesem rassistischen Plan mitzutun. 
Israel betreibt keine humane Wohnungspolitik, wie es sie 
unter verschiedenen Formen in den meisten Ländern gibt. 
Israel erweckt nicht einmal den Anschein, sich um die Unter­
bringung der Menschen deshalb zu kümmern, weil es mensch­
liche Wesen sind. Wenn es sich um die Unterbringung einer 
armen oder kinderreichen Familie kümmert, dann nicht, weil 
das Verlangen nach anständiger Unterkunft ein mensch­
liches Grundbedürfnis ist. Nein — Israel führt wegen seiner 
zionistischen Ziele (Beispiel: >Judaisierung Galiläas«) gleich­
zeitig zwei unterschiedliche Politiken aus. Die eine zielt auf 
größtmögliche Fürsorge für die Juden, die andere auf ein 
Maximum von Diskriminierung und Unterdrückung gegen­
über den NichtJuden. Hier ist hervorzuheben, daß das Aus­
maß der finanziellen Hilfe, welche Juden bekommen und den 
NichtJuden vorenthalten wird, sehr beträchtlich ist. Abge­
sehen von direkten Zuweisungen und begünstigten Darlehen 
wird eine besondere Förderungsmaßnahme, in deren Genuß 
man sowohl innerhalb Israels als auch in den eroberten Ge­
bieten kommen kann, die der sogenannten > Dauerdarlehen«, 
auf folgende Weise eingesetzt: wenn die israelische Regie­
rung ein bestimmtes Gebiet >judaisieren< möchte, zahlt sie 
jedem Juden eine hohe Geldsumme (derzeit bis zu 600 000 
alten israelischen Pfunden3 pro Familie, was 20 Monatsge­
hältern eines Universitätsprofessors nach Steuern entspricht) 
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unter der Bedingung, daß er in eine bestimmte Stadt oder 
Siedlung zieht und dort (gewöhnlich) mindestens fünf Jahre 
lebt. Wenn er dort bleibt, wird ihm das Darlehen geschenkt. 
Wenn er von dort wieder wegzieht, muß er es zurückzahlen. 
Man beachte, daß diese Förderung allen Juden in der gan­
zen Welt angeboten wird. Ein Bürger der Bundesrepublik 
Deutschland, der sich in Ober-Nazareth ansiedeln wil l , be­
kommt diese enorme Geldsumme (abgesehen von einer b i l l i ­
gen Wohnung) dann, wenn er nachweisen kann, daß er Jude 
ist. Wenn >herauskommt<, daß seine Großmutter keine Jüdin 
war, verliert er jeden Anspruch. 

IV. Verfolgung von Juden im Judenstaat 
Da man als >Jude< in Israel so große finanzielle und andere 
Vorteile hat, muß dieser Begriff vom Gesetz sorgfältig defi­
niert sein, und wir haben oben gesehen, wie die Definition 
aussieht. Ihre rassistische Ausprägung und die Religionsge­
setze, die sie stützen, haben die Entstehung einiger Gruppen 
unter den Juden zur Folge gehabt, die vom jüdischen Staat 
verfolgt werden. Von diesen verschiedenen Gruppen wi l l ich 
nur einige wenige erwähnen: 
> Juden, die keine Juden sind 
Dies ist kein Witz, sondern eine Definition aus dem Gesetz. 
Wie wir gesehen haben, wird die Zugehörigkeit einer Person 
zum Judentum bestimmt durch vier Grade der Abkunft in 
der weiblichen Linie. Angenommen, ein Jude hat vor hun­
dert Jahren eine nichtjüdische Frau geheiratet, die nicht o r d ­
nungsgemäß < zum Judentum übertrat, sondern sich nur als 
Jüdin fühlte. Angenommen weiterhin, dieses Ehepaar hatte 
Kinder und dabei Töchter, die ihrerseits dann jüdische Män­
ner heirateten, mit denen sie wiederum Kinder hatten. Alle 
Kinder dieser nicht jüdischen Frau und alle Abkömmlinge 
ihrer Töchter werden nach israelischem Recht als Nicht-
juden betrachtet. Wer heute in Israel einen Feind hat und 
einen genügend großen Haß auf ihn besitzt, forscht als erstes 
nach dessen Großmutter (oder noch höher hinauf, wenn mög­
lich); kommt dabei ein >rassischer Defekt« heraus, so zeigt er 
ihn der Regierung und den Religionsbehörden an, die ge­
meinsam über die jüdische >Reinheit< zu wachen haben. Die­
jenigen, deren »unreine« Abkunft entdeckt worden ist, wer­
den dann zu >Juden< (denn als solche fühlen sie sich, und 
sind es sozial), die rechtlich aber >Nichtjuden< sind. A l l die 
Privilegien, die oben beschrieben wurden, werden jetzt ge­
strichen ; zusätzlich leiden sie unter schwerem sozialem Druck. 
Um nur ein Beispiel zu geben: in vielen Fällen sind sie als 
Blutspender abgewiesen worden, weil ihr Blut als >unrein< 
galt. Sie können auch innerhalb Israels niemals eine Ehe 
eingehen, auch nicht mit einem anderen >Juden, der kein 
Jude ist«, weil sie als Menschen gelten, die außerhalb jeder 
Religion stehen. Sie sind vom Judentum ausgestoßen worden, 
und sie sind weder Moslems, Christen oder anderes. Da es in 
Israel nur die Eheschließung in der Religionsgemeinschaft 
gibt, können sie niemanden heiraten. Sie sind Parias der 
Gesellschaft. 

> Jüdische >Bastarde< 
Die Bedeutung dieses Wortes im Hebräischen und im jüdi­
schen Religionsgesetz ist eine andere als in europäischen 
Sprachen. Ein >Bastard< ist nicht ein außereheliches Kind, 
sondern das Kind aus einer verbotenen Ehe und seine Ab­
kömmlinge für zehn Generationen. Die häufigsten >verbo­
tenen« Ehen resultieren aus dem Umstand, daß das israelische 
Gesetz und die jüdischen Religionsgesetze zwar die Zivilehen 
von Juden außerhalb Israels anerkennen, nicht aber ihre 
zivilen Scheidungen; deshalb gilt die zweite Ehe eines zivil, 
aber nicht vor der Religionsgemeinschaft geschiedenen Ju­
den nach dem israelischen Gesetz als Ehebruch. Alle Kinder 
aus einer solchen Ehe und ihre Abkömmlinge sind >Bastarde« 
und dürfen keinen Juden heiraten, nur einen anderen >Ba-
stard« oder einen Proselyten, aber selbst in einem solchen 

Falle bleiben die Kinder aus der Ehe >Bastarde«. Um dieses 
Gesetz strikt anwenden zu können, werden vom Staat Israel 
zusammen mit dem Hauptrabbinat elektronisch Daten über 
seine Staatsbürger gespeichert. Aber auch die heimliche An­
zeige ist sehr häufig und wird durch das Vorgehen des Staates 
und seiner Amtsträger ermutigt. In den meisten Fällen er­
folgt die anonyme Denunzierung eines Bürgers als >jüdischer 
Bastard«, die amtliche Überprüfung dieses Sachverhalts und 
die schließliche Festsetzung dieses Status in aller Heimlich­
keit. Der >Bastard< wird erst unterrichtet, wenn alles abge­
schlossen ist. Sein Name und die Namen anderer >Bastarde«, 
>Juden, die keine Juden sind« und von Angehörigen ähn­
licher Kategorien werden dann in ein besonderes Buch ein­
getragen, das der Volksmund die >Schwarze Liste« nennt. Er 
wird auch in ein gut funktionierendes Computersystem ein­
gespeist und die entsprechende Information wird allen Mini­
sterien, den Gemeindebehörden und allen Stellen des Rabbi-
nats zugeleitet. Man kann sich vorstellen, was das Schicksal 
eines solchen Menschen i s t . . . 

V. Schlußbetrachtung: 
Über drei verschiedene Arten von Recht 

Hier sind nur einige Aspekte der politischen Wirklichkeit im 
Staate Israel beschrieben worden. Es gibt viele weitere Bei­
spiele aus allen Lebensgebieten — aber auch sie würden zum 
gleichen Schluß führen: in Israel ist unter der dünnen Schicht 
formaler Demokratie, die es wirklich gibt (Parteien, Wahlen, 
Parlament, Verantwortlichkeit der Regierung gegenüber dem 
Parlament), die wirkliche Grundstruktur der Gesellschaft 
diskriminatorisch und rassistisch. Diese Sozialstruktur ist tat­
sächlich stabil, wenn auch nicht wirtschaftlich; die Diskri­
minierung begünstigt nämlich eine Mehrheit, und diese selbe 
Mehrheit wird durch das Erziehungssystem wie durch die 
Medien ständig im Sinne einer Fortsetzung der Diskriminie­
rungspolitik indoktriniert. 
Es bleibt noch darzustellen, wie der bestehende Rassismus 
sich mit der formalen Demokratie vertragen kann. Es ermög­
lichen dies die folgenden Vorkehrungen: 
• Israel hat keine Verfassung und beabsichtigt nicht, sich 
eine zu geben, um so die Erklärung von Grundsätzen der 
Gerechtigkeit und Gleichheit zu vermeiden, wie sie in ande­
ren Ländern der wichtigste Teil einer Verfassung ist. Es ist 
bezeichnend, daß die sehr wenigen sogenannten >Verfassungs-
gesetze«, die verabschiedet worden sind, entweder rassisti­
sche Tendenz haben (wie das >Rückkehrgesetz«, das jedem 
Juden ein automatisches Recht gibt, israelischer Bürger zu 
werden — nur weil er Jude ist) oder die formale Seite des 
demokratischen Systems betreffen (wie etwa die Dauer der 
Legislaturperiode, die Umstände des Mißtrauensvotums oder 
die Wahl des Präsidenten). In Israel gibt es kein Antidiskri-
minierungs-Gesetz, kein Gesetz, das die grundlegenden Men­
schenrechte sicherstellt, noch nicht einmal etwas, was die 
Gleichheit vor dem Gesetz sichern würde. 
• In Israel bestehen drei vollständig voneinander getrennte 
Rechtssysteme, die jederzeit auf jeden Bürger angewendet 
werden können: das religiöse, das zivile und das militärische. 
Die Macht des mit dem Staat verbundenen religiösen Systems 
ist oben schon zum Teil gezeigt worden; um ganz zu ver­
stehen, wie wichtig es ist, wäre mehr Platz nötig. Für unser 
Thema bedeutender ist die Beziehung zwischen dem zivilen 
und dem militärischen Rechtssystem. Das bürgerliche Rechts­
system beruht auf von der Knesset verabschiedeten Geset­
zen und auch auf vielen unverändert gebliebenen Gesetzen 
aus der Zeit der britischen und der ottomanischen Herrschaft. 
(Eigenartigerweise sind gerade viele der zwischen 1909 und 
1914 erlassenen ottomanischen Gesetze mit die liberalsten!) 
Dieses System kennt wie in Westeuropa Zivilrichter, die von 
der Regierung nicht abgesetzt werden können, und es gibt 
die Möglichkeit der Berufung. Auch wenn man viele Einzel­
heiten dieses Rechtssystems und die Art, wie es angewendet 
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In besonderem Maße die Krit ik der internationalen Gemeinschaft 
zugezogen hat sich Israel mit seiner Siedlungspolitik in den während 
des Sechstagekriegs besetzten arabischen Gebieten. Unser Ausschnitt 
aus einer UN-Karte vom November 1978 zeigt die bis dahin seit dem 
Juni 1967 errichteten Siedlungen im Westufergebiet und auf den 
Golanhöhen; außerdem sind Siedlungen im Gazastreifen und auf dem 
Sinai entstanden. Angaben aus dem Amt des israelischen Minister­
präsidenten vom Herbst 1980 beziffern die Zahl der jüdischen Siedler 
in den besetzten Gebieten auf 17 400; die Zahl der Siedlungen wird 
mit 68 angegeben. 

wird, kritisieren kann, gibt es keinen Zweifel daran, daß es 
an sich demokratisch ist. Aber alle Einwohner Israels sind 
zugleich auch noch einem parallelen Rechtssystem unterwor­
fen, dem Notstandsrecht von 1945 (Defence Regulation, 1945), 
das ausschließlich von der Armee wahrgenommen wird und 
nicht nur auf Soldaten oder militärisch erhebliche Sachver­
halte angewandt werden kann, sondern auf alle Bereiche des 
Lebens, und das den Generälen der israelischen Armee eine 
nahezu unbegrenzte Macht über jedermann einräumt: Ver­
haftung ohne Anklageerhebung, Gefangenhaltung ohne zeit­
liche Begrenzung, Ausweisung, Zerstörung von Häusern, Be­
schlagnahme von Eigentum, Zensur von allem, Gedichte oder 
Werbung eingeschlossen — kurz, sie können praktisch tun, 
was sie wollen. Dieselben Handlungen werden verschieden 
bewertet, je nachdem welcher der beiden Rechtskodizes in 
Anwendung gebracht wird. Wenn etwa jemand in einem 

Dorf das Schlagwort > Dörfler, vereinigt euch!< an eine Mauer 
malt, dann ist dies nach dem Zivilrecht eine Beeinträchtigung 
des Eigentums und ein Verstoß gegen die zivile Gemeinde­
ordnung und trägt nur eine sehr geringe Strafe ein. Nach dem 
Notstandsrecht von 1945 ist es >Aufruhr< und kann mit Ge­
fängnis bis zu 15 Jahren bestraft werden. Daß ich diesen 
Artikel schreibe, und daß ich ihn ins Ausland sende, ist kein 
Vergehen gegen die zivile Rechtsordnung, weil ich darin 
keine militärischen Geheimnisse preisgebe; aber ich verstoße 
damit gegen das Notstandsrecht von 1945, weil nach ihm alles 
der Zensur vorzulegen ist. Und das System dieser Notstands­
regelung wird von Militärrichtern in Anwendung gebracht, 
die der Generalstabschef nach seinem Belieben ernennt. Er 
braucht keine professionellen Militärrichter dazu einzuset­
zen, er kann Zivilisten nehmen (und er tut es), deren Qualifi­
kation in ihren chauvinistischen Ansichten besteht, die er 
dann für einen begrenzten Zeitraum in der Armee dienen 
läßt; in dieser Zeit sind sie >Richter< und schicken Leute für 
lange Zeit ins Gefängnis. 
Die Frage liegt nahe, welches dieser beiden verschiedenen 
Rechtssysteme tatsächlich jeweils Anwendung findet. In der 
Theorie liegt die Entscheidung in der Hand des General­
staatsanwalts (in Israel: >Rechtsberater der Regierung«), der 
in solchen Angelegenheiten üblicherweise nach den Empfeh­
lungen der Geheimpolizei verfährt. Wenn ihm eine Strafsache 
vorgelegt wird, bestimmt er nach Belieben, ob der Ange­
klagte vor ein Militärgericht gestellt und nach dem Not­
standsrecht von 1945 abgeurteilt wird, oder ob er vor ein 
ordentliches Gericht kommt, wo das Urteil nach zivilem 
Recht ergeht. Gegen diese Entscheidung gibt es keinerlei 
Möglichkeit der Berufung. In der Praxis werden — abge­
sehen von sehr wenigen Fällen (nach meiner Übersicht ganze 
drei in 32 Jahren) — nur arabische Bürger Israels nach dem 
Notstandsrecht von 1945 behandelt, da Juden vom jüdischen 
Rassismus davor geschützt sind. Dieses wird auch mich, der 
ich Jude im Sinne des Gesetzes bin, davor bewahren, mich 
wegen dieses Artikels vor einem Militärgericht verantworten 
zu müssen. Ein arabischer Bürger Israels müßte dies sicher­
lich gewärtigen. 
Man bedenke, daß dieses von der Mandatsmacht eingeführte 
System noch voll in Kraft ist — obwohl es vor 1948 von den 
Zionistenführern heftig verurteilt wurde, als es nämlich ge­
gen sie selbst Anwendung fand. Nicht immer wird es ange­
wandt, aber das hängt von den Erwägungen der Geheim­
polizei ab; was zählt, ist, daß es jederzeit benutzt werden 
kann. Vor den Wahlen von 1969 wurden über 600 Araber als 
vermutliche Mitglieder oder Sympathisanten der israelischen 
kommunistischen Partei festgenommen, etwa eine Woche 
lang gefangengehalten und am Tag nach der Wahl freige­
lassen. Sie durften, nebenbei bemerkt, auch nicht mitwählen. 
Kein einziges jüdisches Mitglied dieser selben Partei wurde 
auch nur angerührt. Dieses Vorgehen war völlig legal und 
kann sich jeden Tag wiederholen, wenn sich nur die Geheim­
polizei dazu entschließt. Ähnlich ist auch die >Militärauf-
sicht<, der die meisten Araber Israels bis 1965 unterstellt 
waren, nie durch Gesetz abgeschafft worden, sondern wurde 
damals nur eingestellt; aber sie kann jeden Tag wiederher­
gestellt werden, ohne daß in der Knesset auch nur ein Wort 
darüber fällt: einfach durch Beschluß von Geheimpolizei 
und Armee. 
Daß dieses System fortbestehen kann und daß es von allen 
größeren zionistischen Parteien gebilligt wird, läßt uns be­
greifen, wie sehr die israelische Demokratie auf das Formale 
beschränkt ist, wie begrenzt ihr Bereich ist. Demokratie gibt 
es nur an der Oberfläche — Rassismus und Diskriminierung 
bilden die Grundstruktur. 

Anmerkungen 
1 Vgl. >The New York Review of Books<, May 29, 1980, p.43. 
2 Ebda. 
3 Etwa 12 000 US-Dollar. 
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Wir müssen wieder zu den Zielen 
und Grundsätzen der Charta zurückkehren 
Bericht des Generalsekretärs über die Arbeit der Organisation für die 35. Generalversammlung 

I. Einführung 
Das vergangene Jahr, in dem wir gleichzeitig auf das 35jährige 
Bestehen der Vereinten Nationen zurückblicken konnten, bot in 
etlichen Fällen Anlaß zum Feiern, in vielen anderen jedoch 
Grund zur Sorge. So berechtigten zum Beispiel die Unabhängig­
keit Simbabwes und die eindrucksvollen Fortschritte bei der 
Dritten Seerechtskonferenz der Vereinten Nationen jeweils auf 
ihre Weise zu großer Genugtuung und neuer Hoffnung. Diese 
Beispiele zeigen, daß mit gutem Willen, harter Arbeit und ge­
genseitigem Verständnis auch scheinbar unüberwindliche Hin­
dernisse auf dem Verhandlungsweg überwunden werden können. 
Auf der anderen Seite waren wir Zeugen wachsender Unsicher­
heit und Orientierungslosigkeit in allzu vielen Bereichen der 
internationalen Beziehungen. Ich denke an die Verschlechterung 
der Beziehungen zwischen manchen Großmächten, an den immer 
noch nicht überwundenen Stillstand der Verhandlungen über 
lebenswichtige Wirtschaftsfragen, an das Weiterbestehen ge­
wisser regionaler Konflikte zum Schaden sowohl der unmittelbar 
betroffenen Völker als auch der gesamten internationalen Ge­
meinschaft, an aus politischen und militärischen Konflikten ent­
standene humanitäre Katastrophen und an die Zunahme der 
politisch motivierten Gewalt und des politisch motivierten Ter­
rors. 
In diesem Klima der Ungewißheit mag man zuweilen den Ein­
druck gewinnen, daß viele der 1945 verkündeten großen Ziele 
nicht mehr mit der gleichen Energie verfolgt werden oder von 
anderen Dingen überschattet worden sind und daß einige der in 
den letzten 30 Jahren erzielten Fortschritte wieder verlorengin­
gen. Beim Hauptziel der Charta der Vereinten Nationen — der 
zuverlässigen Sicherung des Weltfriedens und der internationa­
len Sicherheit — sind wir in der Praxis kaum über eine mehr 
oder weniger zufällige und meist erst in letzter Minute erfol­
gende Inanspruchnahme der Vereinten Nationen hinausgekom­
men. Die Abrüstung scheint trotz aller Konferenzen und Institu­
tionen mehr denn je ein Ziel in weiter Ferne zu sein und die 
Welt lebt auch weiterhin im Schatten der atomaren Verwüstung. 
Die neue internationale Wirtschaftsordnung hat noch kaum ir­
gendwelche konkreten Formen angenommen und die wirtschaft­
lichen Aussichten der überwiegenden Mehrheit aller Länder und 
Völker werden immer noch durch das Unbehagen an der be­
stehenden Ordnung gefährdet. Grundlegende Fragen der Men­
schenrechte wurden aus Gründen der politischen oder wirt­
schaftlichen Zweckmäßigkeit zur Seite geschoben oder ungelöst 
gelassen. Die Weiterentwicklung und Beachtung des Völker­
rechts und eines allgemein anerkannten internationalen Ver­
haltenskodex erlitt eine Reihe von Rückschlägen. All dies sind 
wichtige Aufgaben, denen wir in den Vereinten Nationen mit 
Entschlossenheit und Weitblick begegnen müssen. 
Man neigt heute gern dazu, es für selbstverständlich zu halten, 
wenn die Dinge gut gehen, aber lauthals zu klagen, wenn dies 
nicht der Fall ist. Wir sollten daher wohl auch einen Blick auf 
die andere Seite dieser Bilanz von 35 Jahren werfen. Trotz weiter 
wuchernder Rüstung ist uns allen bisher die Geißel eines neuen 
Weltkrieges erspart geblieben. Die internationale Gemeinschaft 
hat die geopolitische Revolution der Entkolonisierung mit einem 
unerwarteten Minimum an Gewaltanwendung überstanden und 
die Grundlage zu einem weit repräsentativeren internationalen 
politischen System geschaffen. Trotz des gegenwärtigen Klimas 
der Unsicherheit sollte sich dieses System auf lange Sicht als 
stabiler, gerechter und ausgewogener als das alte erweisen, das 
auf die Beziehungen einiger weniger Großmächte hin polarisiert 
war. Sollte sich diese Erwartung als richtig erweisen, werden die 
Vereinten Nationen als die Organisation, in deren Rahmen sich 
das neue System herausbildet, eine immer größere und bedeu­
tendere Rolle in den internationalen Beziehungen spielen. 
Sehr wichtig war in diesem Zusammenhang, daß sich im VN-
System regionale und andere Staatengruppen herausgebildet 
haben, die bei wichtigen Weltprobleman gemeinsame Interessen 
und Auffassungen vertreten. Ich glaube, daß die Herausbildung 
dieser Gruppen sowohl für die Formulierung wichtiger Grund­
satzhaltungen und Standpunkte als auch für die Erleichterung 
und Rationalisierung der Arbeit der Vereinten Nationen von 
großer Bedeutung für diese ist. Wir hatten in diesem Jahr den 
Tod Präsident Titos zu beklagen, eines großen Staatsmannes, 
der zugleich der Gründer der Bewegung der nichtgebundenen 
Nationen war. Diese Bewegung verkörpert den ersten Schritt 
zur Herausbildung eines auf breiterer Grundlage beruhenden 
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internationalen Systems. Ich glaube, dies wird sich als ein ent­
scheidender Schritt in der Geschichte der internationalen Bezie­
hungen erweisen. 
Wenn die Vereinten Nationen manche regionalen Konflikte auch 
nicht beenden konnten, haben sie doch immer wieder gezeigt, 
wie ungeheuer nützlich sie sein können, wenn es gilt, solche Kon­
flikte unter Kontrolle zu halten und zu vermeiden, daß sie zu einer 
Konfrontation zwischen nuklearen Weltmächten führen. Mit sei­
nen großen wirtschaftlichen und sozialen Zielen, humanitären 
Programmen, der Behandlung von Menschenrechtsfragen und 
globalen Problemen von weltweitem Interesse geht der heutige 
Wirkungsbereich der Vereinten Nationen im übrigen weit über 
alles hinaus, was man sich je in San Franzisko erhofft hatte. 
Der Besuch seiner Heiligkeit Papst Johannes Paul I I . an unserem 
Amtssitz war eines der bewegendsten Ereignisse des letzten Jah­
res; er faßte unsere gemeinsame Hoffnung in dem Wunsch zu­
sammen, daß »die Vereinten Nationen angesichts ihres uni­
versellen Charakters stets dasjenige Forum und die Tribüne blei­
ben mögen, auf der alle Probleme des Menschen im Geiste der 
Wahrheit und Gerechtigkeit zur Sprache gebracht werden«. 
Wir leben also in einer Zeit, in der sich zwar manche Dinge ganz 
entscheidend gebessert haben, diese Fortschritte jedoch zugleich 
mit vielen Kämpfen und Enttäuschungen verbunden sind. Da die 
Vereinten Nationen sozusagen der Spiegel eines unruhigen Über­
gangszeitalters sind, ist es nicht verwunderlich, daß allen Verbes­
serungen und größeren Chancen, die wir für mehr oder weniger 
selbstverständlich halten, auf der anderen Seite noch viel Unord­
nung und Unruhe gegenüberstehen. Unsere Aufgabe bei den Ver­
einten Nationen sollte darin bestehen, die positive Seite dieser 
Bilanz immer mehr zu stärken. 

II. Weltfrieden und internationale Sicherheit 
Nachdem auch in diesem Jahr wieder beunruhigende und 
unerwartete internationale Ereignisse zu verzeichnen waren, 
sollten wir uns vielleicht einmal wieder mit der Konzeption 
des Weltfriedens und der internationalen Sicherheit befassen, 
um die es den Vereinten Nationen ja in erster Linie geht. 
Ist die in der Charta umrissene Konzeption von Weltfrieden und 
Sicherheit überhaupt noch ein lohnendes, erstrebenswertes Ziel? 
Und wenn ja, was können wir praktisch tun, damit der 
Apparat der Vereinten Nationen leistungsfähiger wird und man 
ihm mehr Achtung entgegenbringt? 
Zu Recht sorgt man sich allgemein darüber, daß die Be­
schlüsse des Sicherheitsrats und die Resolutionen der Gene­
ralversammlung häufig gar nicht beachtet werden und somit 
die Probleme, die man hätte in den Griff bekommen sollen, be­
stehen bleiben, weiter um sich greifen und eine ständige Be­
drohung des Weltfriedens bilden. Dieser Mißstand führt auch 
zur Schwächung der Vereinten Nationen selbst. Ständige Fru­
stration ist ein Nährboden für Extremismus und Extremismus 
wieder sehr leicht ein Nährboden für Verantwortungslosigkeit 
und Gewalt. Wenn ein vernünftiger Beschluß unbeachtet 
bleibt, kann dies sehr bald zu einem weit schärferen Beschluß 
und somit zu einer generellen Verhärtung der Fronten führen. 
Dies ist ein Teufelskreis, der bei einer ganzen Reihe wichtiger 
internationaler Probleme zu beachten ist. Und es ist ein Pro­
zeß, der weitgehend zur Untergrabung der Autorität und des 
Ansehens der Vereinten Nationen als einem internationalen 
Gremium beiträgt, auf das man sich verlassen kann. Wir müssen 
diesen Kreis von zwei Seiten her durchbrechen — einmal durch 
Stärkung der Autorität und der Achtung vor den Hauptorganen 
und zweitens durch die Einsicht, daß wir realistisch an die 
Probleme herangehen müssen, wenn wir etwas erreichen wollen. 
Die Vereinten Nationen waren als Forum gedacht, vor dem Un­
gerechtigkeiten bereinigt und internationale Konflikte beige­
legt werden können. Sie sollten zugleich auch ein Mittelpunkt 
zur Abstimmung der Bemühungen der einzelnen Staaten sein. 
Die Vereinten Nationen werden zwar oft mit Erfolg als diploma­
tisches Zentrum zur Lösung von Problemen herangezogen, 
jedoch häufig auch als parlamentarisches Forum benutzt, vor 
dem die Konflikte praktisch in der Öffentlichkeit ausgetragen 
werden. Dadurch kommen die Vereinten Nationen fast zwangs­
läufig in umstrittene Positionen, die ihnen von einigen Seiten 
erhebliche Kritik eingebracht haben. So wird beispielsweise 
beklagt, daß Debatten dieser Art nicht immer die wahren Ge­
gebenheiten einer Situation berücksichtigen und das Verhältnis 
zwischen der Stimmkraft und der Kraft zur praktischen Durch­
setzung eines Beschlusses oft nicht bedacht wird. Umgekehrt 
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klagen andere Stimmen darüber, daß der Wille der Mehrheit 
der Vereinten Nationen allzu oft zum Gespött gemacht wird 
und die vernünftigen Forderungen ihrer Resolutionen nicht 
zur Kenntnis genommen werden. 
Sowohl die diplomatische als auch die parlamentarische Be­
handlung eines Problems sind meines Erachtens wichtige Be­
standteile unserer in Entwicklung begriffenen Weltorganisa­
tion. Wenn beide Ansätze ins rechte Gleichgewicht kommen 
sollen, bei dem sie sich gegenseitig in ihrer Wirkung unter­
stützen, muß ein sehr viel stärkerer internationaler Gemein­
schaftssinn entwickelt und eine breitere Grundlage gemein­
samer Interessen und Aufgaben geschaffen werden. Wir dürfen 
nicht erwarten, daß ein solcher Gemeinschaftssinn über Nacht 
entsteht, aber er gehört zu den entscheidenden Zielen unserer 
Organisation, wenn diese zu dem werden soll, was ihren 
Gründern vorschwebte. In der derzeitigen Phase ihrer Entwick­
lung fallen erstrebenswerte langfristige internationale Ziele leider 
nur allzu oft kurzfristigen innenpolitischen Überlegungen zum 
Opfer. 
Worin liegt eigentlich das Problem des Weltfriedens und der 
internationalen Sicherheit? Braucht unsere Welt im Grunde 
einen unerwarteten allgemeinen Konflikt mit katastrophalen 
Folgen nicht zu fürchten? Ich selbst glaube nicht, daß wir uns 
am Rande eines neuen Weltkriegs befinden, aber zweifellos 
gibt uns der gegenwärtige Zustand der internationalen Beziehun­
gen in seiner Unberechenbarkeit manchen Grund zur Sorge. 
Wir dürfen nicht mit Sicherheit annehmen, daß die Weltlage 
grundsätzlich stabil ist. 
Nach dem zweiten Weltkrieg ging das in der Charta vorgese­
hene System zur Erhaltung des Weltfriedens und der inter­
nationalen Sicherheit von der Vorstellung aus, daß die 
Staatengemeinschaft ihre Sicherheit und die Verantwortung 
für die Erhaltung des Weltfriedens in erster Linie dem Sicher­
heitsrat anvertrauen sollte. Ein so grundsätzlicher Schritt 
setzt sowohl gegenseitiges Vertrauen als auch Vertrauen in den 
Sicherheitsrat voraus — ein Vertrauen, das die Staaten der Welt 
im allgemeinen bisher nicht aufbringen konnten. Das führte dazu, 
daß der Sicherheitsrat in internationalen Konfliktsituationen allzu 
oft nur eine periphere Rolle spielte oder gern als letzter Ausweg 
benutzt wurde, wenn man die Situation weitgehend schon nicht 
mehr in der Hand hatte. Das soll nicht etwa heißen, daß der Si­
cherheitsrat keine wichtige Rolle gespielt hat. Ganz im Gegenteil 
bot er immer wieder die Möglichkeit, eine Krise zu entschär­
fen und den Weg zu einer Lösung aufzuzeigen. 
Entspricht dieses System wenigstens von fern dem in der Charta 
entworfenen System, das nach der Erfahrung des bisher furcht­
barsten Krieges der Geschichte geschaffen worden war? Man kann 
darauf nur sagen, daß dies wahrscheinlich alles ist, was sich unter 
den derzeitigen politischen Verhältnissen erreichen läßt. Es sollte 
uns aber klar sein, daß jedesmal, wenn die Handlungsfähigkeit 
der Vereinten Nationen aus politischen Gründen eingeschränkt 
wird, jedesmal, wenn die Vereinten Nationen bei offensichtlichen 
Verletzungen der Charta uneins sind oder zögern, und jedesmal, 
wenn ihre Entscheidungen in wichtigen Fragen nicht befolgt oder 
mißachtet werden, die Fähigkeit und Autorität der Vereinten Na­
tionen zur Bewältigung künftiger Krisen geschwächt werden. 
Ich hoffe, daß allen Staaten dieses Problem äußerst ernst neh­
men. Es könnte buchstäblich zu einer Frage des Überlebens 
werden, wenn uns — wie dies auch schon geschehen ist — eine un­
vorhergesehene Verkettung von Ereignissen völlig unerwartet 
mit einer umfassenden Bedrohung des Weltfriedens konfrontiert. 
Wir müssen uns vor Augen halten, daß dicht unter der Oberfläche 
all der internationalen Vereinbarungen, von denen heute die 
Weltpolitik im Zaum gehalten wird, ständig die Möglichkeit einer 
solchen Bedrohung schlummert. 

III. Politische Ereignisse des letzten Jahres 
Viele bedeutsame Entwicklungen haben im vergangenen Jahr die 
Aufmerksamkeit der Vereinten Nationen in Anspruch genommen. 
Wie üblich nahm das Nahostproblem dabei einen beherrschenden 
Platz ein; in Anbetracht seines besonderen Charakters werde ich 
dieses Problem jedoch später separat behandeln. 
Die neue und unerwartete Krise, die Ende 1979 in Afghanistan 
auftrat, hat angesichts der Grundsätze der Charta grundlegende 
Probleme aufgeworfen. Sie hat den Entspannungsprozeß, der ein 
positiveres Verhältnis zwischen den mächtigsten Staaten der Welt 
zu versprechen schien, beeinträchtigt. Sie hat in der ganzen Welt 
Spannungen und Befürchtungen ausgelöst. 
Die Vereinten Nationen wurden mit diesem Problem befaßt und 
die Generalversammlung äußerte sich zu den heranzuziehenden 
Grundsätzen und erforderlichen Maßnahmen zur Beilegung der 
Krise. Innerhalb wie außerhalb der Vereinten Nationen wurden 
hierzu und zu den damit zusammenhängenden Fragen eine Reihe 
von Vorschlägen gemacht, und verschiedene Staaten haben sich 
einzeln und gruppenweise bemüht, den Weg zu einer Lösung die­
ses äußerst schwierigen Problems zu weisen. Zu diesen Bemü­
hungen gehören insbesondere Initiativen im Namen der Staaten 
dieser Region, der Islamischen Konferenz, des derzeitigen Vor­

sitzenden der Bewegung nichtgebundener Staaten sowie des Euro­
parats. Es liegt auf der Hand, daß jede solche Lösung die Unter­
stützung und Zustimmung aller beteiligten Parteien finden und 
gewährleisten muß, daß das afghanische Volk sein Schicksal frei 
von Einmischung und Eingriffen von außen bestimmen kann. 
Ich selbst habe alles in meinen Kräften Stehende getan, um bei 
der Suche nach einer Lösung behilflich zu sein. Anläßlich meiner 
Reise zur Dritten Generalkonferenz der Organisation der Ver­
einten Nationen für industrielle Entwicklung in Neu Delhi habe 
ich die Lage mit der Ministerpräsidentin und dem Außenminister 
von Indien sowie mit dem Ministerpräsidenten und dem Außen­
minister von Pakistan erörtert. In den folgenden Monaten hatte 
ich Gelegenheit, diese Kontakte fortzuführen und die Angelegen­
heit auch mit dem afghanischen Außenminister und dem General­
sekretär der Islamischen Konferenz zu besprechen. Darüber hin­
aus führte ich Gespräche mit Mitgliedern des Sicherheitsrats, ins­
besondere den Vertretern der Sowjetunion und der Vereinigten 
Staaten. In all diesen Gesprächen brachte ich zum Ausdruck, mit 
welcher Sorge mich die gefährliche Situation in diesem Gebiet 
erfüllt und wie notwendig es ist, zu einer baldigen Verhandlungs­
lösung zu gelangen. Allerdings konnte ich im Verlauf dieser Kon­
takte noch keine Grundlage für eine einvernehmliche Lösung 
erkennen. Deshalb ist der einzige Weg, der sich meines Erachtens 
abzeichnet, die Einleitung eines Verhandlungsprozesses zwischen 
allen beteiligten Parteien im Hinblick auf eine politische Lösung 
des Problems unter voller Berücksichtigung der Grundsätze der 
Charta und der einschlägigen Beschlüsse der Vereinten Nationen. 
Dies sollte auf eine Weise geschehen, die es ermöglicht, die ent­
sprechenden nationalen Interessen mit friedlichen Mitteln aufein­
ander abzustimmen. Ein weiterer und tragischer Aspekt dieses 
Problems ist das schwere Los der zahlreichen afghanischen Flücht­
linge. Der Hohe Kommissar der Vereinten Nationen für Flücht­
linge und andere in Frage kommende Stellen haben sich darum 
bemüht, den Flüchtlingen in ihrer elementaren menschlichen Not 
zu helfen. 
Eine völlig unerwartete Entwicklung, die die Vereinten Nationen 
mit großer Sorge erfüllt und das internationale Vertrauen er­
schüttert hat, war die Krise in den Beziehungen zwischen den 
Vereinigten Staaten und Iran und die Geiselnahme des dortigen 
amerikanischen Botschaftspersonals. Diese Geiselnahme war ein 
unerhörter Vorgang, da die seit langem bestehenden internatio­
nalen Übereinkommen über diplomatische Beziehungen und diplo­
matische Immunität bis dahin mehr oder weniger als Selbstver­
ständlichkeit betrachtet worden waren. Diese internationalen In­
strumente waren sogar erst vor kurzem im Jahr 1961 unter der 
Ägide der Vereinten Nationen durch das Wiener Ubereinkommen 
auf den neuesten Stand gebracht worden. Diese Episode, die zu 
meinem tiefen Bedauern noch nicht beendet ist, macht deutlich, 
daß es unbedingt notwendig ist, an den Verhaltensregeln für die 
grundlegenden Beziehungen zwischen den Nationen festzuhalten. 
Wenn uns diese Mindestgrundlage für die zwischenstaatlichen Be­
ziehungen verlorengeht, erwartet uns ein internationales Chaos. 
Der Sicherheitsrat und der Internationale Gerichtshof haben sich 
entschieden und einstimmig zu den für die Geiselfrage wichtigen 
Prinzipien geäußert. Ich selbst habe von Anfang an unmittelbar 
an den Bemühungen mitgewirkt, die Geiseln zu befreien, die 
äußerst schwere Krise in den Beziehungen zwischen Iran und den 
Vereinigten Staaten beizulegen sowie einen Weg zu finden, der 
es ermöglicht, die Leiden des iranischen Volkes anzuerkennen und 
sich mit seiner tiefen Überzeugung auseinanderzusetzen, daß ihm 
in seiner jüngsten Geschichte großes Unrecht angetan wurde. Ich 
war selbst in Teheran, genau so wie auch eine Untersuchungs­
kommission, die jederzeit bereit ist, ihre Arbeit wiederaufzu­
nehmen, wann immer man dies für nützlich und opportun hält. 
Ich habe mit den iranischen Behörden und der Regierung der 
Vereinigten Staaten ständig Verbindung gehalten. Die Situation 
der Geiseln erfordert ein äußerst behutsames und phantasievolles 
Vorgehen. Meinerseits werde ich auch weiterhin alles in meinen 
Kräften Stehende tun, damit eine Lösung für alle Aspekte dieses 
bedrückenden Problems gefunden wird. 

In Afrika geben viele Vorgänge zu tiefer Besorgnis Anlaß. Aus 
einer Welt voller ungelöster Probleme ragt jedoch die Entstehung 
des unabhängigen Staates Simbabwe als ein leuchtendes Beispiel 
der Staatskunst hervor. Die Tatsache, daß es nach einem lang 
andauernden Konflikt möglich war, eine solide politische Basis 
für die Selbstbestimmung eines Volkes zu finden und zugleich 
ein harmonisches Zusammenleben verschiedener Rassen zu ge­
währleisten, ist ein Triumph der politischen Führungskunst, der 
Mäßigung und der Fähigkeit, aus vergangenen Fehlern zu lernen. 
Hartnäckigkeit und Ausdauer im Kampf um die unveräußerlichen 
Rechte eines Volkes haben zu einer Regelung geführt, bei der 
Großmut, Verständnis und Duldsamkeit an der Tagesordnung 
sind. Dies war eine Sternstunde der menschlichen Geschichte, was 
auch immer die Schwierigkeiten und Probleme sein mögen, mit 
denen sich die neue Regierung von Simbabwe heute so mutig 
auseinandersetzt. Dieser Ausgang der Dinge wäre wohl kaum 
möglich gewesen ohne die Einsicht, Erfahrung und Staatskunst 

210 Vereinte Nationen 6/80 



vieler sehr verschiedener Menschen, insbesondere der Führer der 
Befreiungsbewegungen Simbabwes, der afrikanischen Frontstaa­
ten, der britischen Regierung und des Commonwealth. Die Rolle, 
die die Vereinten Nationen und die Organisation der afrikani­
schen Einheit in diesem historischen Prozeß gespielt haben, indem 
sie das Ziel einer echten Unabhängigkeit und Mehrheitsregierung 
lebendig erhielten, war ebenfalls ein unerläßlicher Faktor für 
den guten Ausgang, den die Dinge schließlich nahmen. 
Hinsichtlich der Unterstützung Simbabwes durch die Vereinten 
Nationen beim Wiederaufbau des Landes, der die Aufbietung 
aller Kräfte erfordern wird, sind bereits wichtige Gespräche in 
Gang gekommen. Der Sicherheitsrat hat anerkannt, daß es sich 
dabei um eine internationale Aufgabe handelt, und ich werde 
alles in meinen Kräften Stehende tun, um jede nur mögliche Un­
terstützung zu mobilisieren. Ich hoffe, daß auch auf bilateralem 
Wege großzügige Hilfe bereitgestellt wird und Premierminister 
Mugabe bei den gewaltigen Problemen des Wiederaufbaus ent­
sprechende Unterstützung findet. 
Die Ereignisse in Simbabwe liefern ein konkretes Beispiel dafür, 
daß man die Vergangenheit überwinden muß, um sich den Weg 
in die Zukunft zu öffnen. Ich hoffe, daß diese Entwicklung, die 
einen Wendepunkt im südlichen Afrika darstellt, auch in anderen 
Teilen der Welt aufmerksam studiert wird, in denen historische 
Probleme bisher den Weg in eine friedliche Zukunft des Zusam­
menlebens verschiedener Völker verstellen. 
Es ist zu hoffen, daß den Ereignissen in Simbabwe ähnliche Fort­
schritte in Namibia folgen werden. Allerdings läßt die Verwirk­
lichung des vom Sicherheitsrat gebilligten Vorschlags für eine 
Regelung im Augenblick leider immer noch auf sich warten. Im 
vergangenen Jahr wurde durch Verhandlungen und verschiedene 
andere Schritte intensiv versucht, den toten Punkt zu überwin­
den, und der Gedanke einer entmilitarisierten Zone entlang der 
namibischen Grenze zu Angola und zu Sambia wurde von allen 
Beteiligten einschließlich Südafrikas akzeptiert. Ich möchte an 
dieser Stelle allen, die durch ihre Hilfe unsere Bemühungen um 
einen Ausweg aus der festgefahrenen Situation unterstützt haben, 
meinen Dank aussprechen. Ich hoffe aufrichtig, daß diese Bemü­
hungen sehr bald Früchte tragen werden. 
Ganz abgesehen von der heute bereits vorhandenen Verbitterung 
und Enttäuschung fürchte ich, daß eine weitere Verzögerung der 
Lösung dieses Problems zu noch mehr Zerstörung und Blutver­
gießen auf beiden Seiten der Grenze führen wird. Es ist durchaus 
verständlich, wenn in einer derartig wichtigen Frage die eine oder 
andere Partei zögert, einen historischen Schritt nach vorn zu tun, 
denn ein solcher Schritt bringt unweigerlich ein erhebliches Ri­
siko mit sich. Ich bin jedoch überzeugt, daß andernfalls lediglich 
eine ständige Verschlimmerung der Lage, eine Eskalation der 
Gewalt und ein bitterer, lang andauernder Kampf zu erwarten 
ist, der niemandem nützen und der Region nur Blutvergießen 
und Zerstörung bringen wird. Die Aussicht auf eine Zukunft der 
Koexistenz, in der Probleme durch Kooperation statt durch Kon­
frontation gelöst werden, wird dann auf unabsehbare Zeit ent­
schwinden, und alle Parteien werden am Ende die Verlierer sein. 
Die geschichtliche Wende in Afrika ist nicht mehr aufzuhalten. 
Viele Lehren der jüngsten Vergangenheit sind inzwischen ver­
standen worden, mit dem Ergebnis, daß politische Weitsicht und 
pragmatisches Denken vorherrschen. Ich glaube, daß das Klima 
für den Ubergang zur Unabhängigkeit Namibias noch nie so gün­
stig war wie heute. Ich richte daher an alle Beteiligten die ein­
dringliche Bitte, sich dieses Klima zunutze zu machen und ohne 
weitere Verzögerung den in Resolution 435(1978) des Sicherheits­
rats enthaltenen Vorschlag für eine Regelung zu verwirklichen. 
Wir im Sekretariat sind in jeder Weise bereit, das Unsere zur 
Gewährleistung einer fairen und objektiven Verwirklichung die­
ses Plans zu tun. 
Auch wenn das Namibia-Problem im Augenblick im Vordergrund 
steht, hat doch zugleich in den letzten Monaten aufgrund zuneh­
mender Spannungen und gewalttätiger Zwischenfälle in Südafrika 
auch die allgemeine Besorgnis über das System der rassischen 
Diskriminierung und Apartheid in Südafrika zugenommen. Ich 
brauche hier lediglich zu wiederholen, daß diese Sorge unver­
meidlich so lange weiterbestehen wird, wie nicht ausreichend klar 
geworden ist, daß das Apartheidsystem mit allem, was es reprä­
sentiert, endgültig der Vergangenheit angehört. Kein vernünftiger 
Mensch kann übersehen, wie schwer dieses Problem zu lösen ist. 
Aus demselben Grunde wird die Welt jedoch auch weiterhin von 
wachsender Sorge erfüllt sein, so lange die offenkundigen Unge­
rechtigkeiten der Apartheid bestehen bleiben. 
An anderen Orten in Afrika ist es zu schweren Konflikten zwi­
schen einzelnen Staaten gekommen und müssen enorme innen­
politische Probleme bewältigt werden. Der tragische Bürgerkrieg 
im Tschad, die ungelösten Probleme am Horn von Afrika und der 
lang anhaltende Konflikt der West-Sahara bedeuten alle, daß sich 
die internationale Gemeinschaft und vor allem die unmittelbar 
beteiligten Parteien dringend darum bemühen müssen, die Vor­
aussetzungen für Frieden und Verständigung zu schaffen. 
Ich hoffe zuversichtlich, daß die mühsamen Anstrengungen der 

Organisation der afrikanischen Einheit zur Lösung dieser Pro­
bleme zum Erfolg führen werden. Ich wahre in diesen Fragen 
engen Kontakt mit führenden afrikanischen Politikern und habe 
sie der Unterstützung ihrer Bemühungen durch die Vereinten 
Nationen versichert. 
Was den Tschad betrifft, so hoffe ich, daß die intensiven Bemü­
hungen der OAU, die kriegführenden Parteien miteinander zu 
versöhnen, von Erfolg gekrönt sein werden. Andernfalls wäre 
durchaus eine Bitte an die Vereinten Nationen um Unterstützung 
bei friedenssichernden Maßnahmen denkbar. 
Was das Horn von Afrika angeht, habe ich mit Freude erfahren, 
daß sich in den Beziehungen zwischen dem Sudan und Äthiopien 
eine positive Wendung vollzogen hat und daß die OAU wieder 
ihre guten Dienste bei der Ausräumung der Meinungsverschieden­
heiten zwischen Äthiopien und Somalia ausübt. 
Die Frage der West-Sahara, mit der die Vereinten Nationen be­
faßt sind, ist in ein kritisches Stadium eingetreten. Die OAU hat 
sich aktiv um eine Lösung dieses Problems bemüht und der 
Generalversammlung wird ein Bericht über den neuesten Stand 
der Dinge vorgelegt werden. 
Die Vereinten Nationen nehmen großen Anteil an derartigen 
Situationen, nicht nur wegen der potentiellen Auswirkungen die­
ser Situationen auf den allgemeineren Frieden, sondern auch, 
weil häufig ihre Unterstützung erforderlich ist, um in schweren 
menschlichen Katastrophen Hilfestellung zu leisten, die sich aus 
militärischen und politischen Konflikten ergeben haben. Ich hoffe 
daher, daß im nächsten Jahr in enger Zusammenarbeit mit der 
OAU noch intensivere Anstrengungen unternommen werden kön­
nen, um diese Brandherde auf dem afrikanischen Schauplatz unter 
Kontrolle zu bringen. Auf die internationale humanitäre Hilfe 
werde ich später nochmals zurückkommen. 
Der Nahe Osten und Zypern sind nach wie vor unmittelbare An­
liegen der Vereinten Nationen sowohl im Rahmen ihrer Friedens­
sicherungstätigkeit als auch im allgemeineren Kontext der Be­
mühungen um eine politische Lösung. Auf Zypern ist die Lage 
zwar derzeit ruhig — nicht zuletzt dank der Präsenz der Frie­
denssicherungsstreitkräfte der Vereinten Nationen auf Zypern 
(UNFICYP) —, die Friedensbemühungen sind jedoch trotz des im 
Mai 1979 unter meiner Schirmherrschaft auf hoher Ebene zustan­
degekommenen Zehnpunkteabkommens seit mehr als einem Jahr 
festgefahren. Im vergangenen Jahr wurde daher versucht, die 
Voraussetzungen abzuklären, unter denen die Sachgespräche zwi­
schen den beiden Volksgruppen weitergehen könnten. Die Ver­
handlungen wurden schließlich am 9. August 1980 wiederaufge­
nommen, wobei man sich darauf einigen konnte, die Gespräche 
über Sachfragen ab Mitte September fortzusetzen. Auch hier wird 
es wieder wesentlich von der ausreichenden Verhandlungs- und 
Kompromißbereitschaft der Parteien abhängen, ob künftig ein 
Erfolg zu erzielen ist. Die internationalen Bemühungen zu ihrer 
Unterstützung bei dieser Aufgabe wurden auf verschiedenster 
Ebene und in verschiedenster Form fortgesetzt und werden auch 
künftig weitergehen. An dieser Stelle möchte ich allen Staaten 
danken, die Truppen für die Friedenssicherungsstreitkräfte der 
Vereinten Nationen auf Zypern (UNFICYP) zur Verfügung ge­
stellt bzw. diese auf andere Weise unterstützt haben. 
Die Lage in Südostasien ist noch immer gefährlich und bereitet 
mir größte Sorge. Trotz der Bemühungen auf verschiedenster 
Ebene konnten bei der Durchführung der Resolution 34/22 der 
Generalversammlung zur Lage in Kamputschea — unter anderem 
zum Abzug ausländischer Truppen und zu Bemühungen um eine 
politische Lösung — nur geringe Fortschritte erzielt werden. 
Durch die anhaltenden politischen und militärischen Probleme 
gestalteten sich die umfangreichen humanitären Soforthilfemaß­
nahmen des Systems der Vereinten Nationen für die schwer in 
Mitleidenschaft gezogene Bevölkerung von Kamputschea äußerst 
schwierig. Seit ihrer Verabschiedung durch die Generalversamm­
lung habe ich diese Resolution, in der ich um meine guten Dienste 
bei der friedlichen Lösung der Probleme in dieser Region gebeten 
wurde, ständig vor Augen gehabt. Nach Konsultationen mit den 
betroffenen Parteien reiste ich im August 1980 nach Hanoi und 
Bangkok. Ich habe diese Probleme in beiden Hauptstädten erör­
tert und trotz ihrer Meinungsverschiedenheiten wurde vereinbart, 
daß die Verhandlungen mit meiner Unterstützung in New York 
weitergeführt werden sollten, wenn die Außenminister Vietnams 
und Thailands hier zur bevorstehenden Tagung der Generalver­
sammlung eintreffen. Ich gab klar zu verstehen, daß meine guten 
Dienste weiterhin allen Ländern dieser Region zur Verfügung 
stehen würden, wo immer sie diese Dienste brauchen könnten. 
Inzwischen müssen — bis die der dortigen Krise zugrundeliegen­
den politischen und militärischen Fragen gelöst sind — die huma­
nitären Maßnahmen des Systems der Vereinten Nationen trotz 
der engen Grenzen, die ihnen durch die derzeitige Lage gezogen 
sind, so nachhaltig wie möglich fortgesetzt werden. In diesem 
Zusammenhang möchte ich darauf hinweisen, daß alle Aspekte 
des Hilfsprogramms auf der Konferenz behandelt worden sind, 
die ich im Mai 1980 auf Ersuchen des Wirtschafts- und Sozialrats 
nach Genf einberufen hatte. 
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Internationales Aufsehen erregte das Auftreten des Vorsitzenden des 
Exekutivkomitees der Palästinensischen Befreiungsorganisation 
(PLO), Jasir Arafat, vor der UN-Generalversammlung am 13. Novem­
ber 1974; von Israel wurde und wird die P L O als Terrororganisation 
angesehen. Der Rede Arafats war am 14. Oktober 1974 die Einladung 
an die P L O zur Teilnahme an den Beratungen der Generalversamm­
lung über die Palästina-Frage vorangegangen; am 22. November 1974 
erhielt die P L O Beobachterstatus. 

Ich werde später noch einmal auf die Frage der Suche nach einer 
Lösung des Nahostproblems zurückkommen. An dieser Stelle 
seien daher nur die Friedenssicherungsoperationen der Vereinten 
Nationen in dieser Region erwähnt. Bei diesen geht es vor allem 
um die Beobachtertruppe der Vereinten Nationen für die Truppen­
entflechtung (UNDOF) auf den Golanhöhen und die Interimstreit­
kräfte der Vereinten Nationen im Libanon (UNIFIL) im südlichen 
Teil dieses Landes. Bei beiden Operationen leisten die militäri­
schen Beobachter der Organisation der Vereinten Nationen zur 
Überwachung des Waffenstillstands (UNTSO) neben ihren sonsti­
gen Aufgaben Hilfe. Auch in diesem Jahr haben die Beobachter 
der UNTSO wieder ungewöhnlichen Mut, Tüchtigkeit und Pflicht­
bewußtsein bewiesen. Die UNDOF leistete weiterhin ausgezeich­
nete Dienste, ohne daß es zu irgendwelchen Zwischenfällen kam. 
Wie schon erwähnt, agieren die UNIFIL unter weit weniger kla­
ren und wesentlich komplizierteren Bedingungen. Es überrascht 
daher nicht, daß die Truppe wieder vor schwierigen Problemen 
stand und unter äußerst turbulenten Voraussetzungen wirken 
mußte. 
Ich möchte hier nicht meine Ausführungen in den detaillierten 
Berichten über die UNIFIL an den Sicherheitsrat wiederholen. 
Noch immer sehen wir uns im Libanon einer Situation gegenüber, 
in der es den UNIFIL bisher unmöglich war, alle Ziele ihres 
Mandats zu erreichen. Vor allem gelang es ihr nicht, ihr gesamtes 
Operationsgebiet zu übernehmen, friedliche Verhältnisse zu schaf­
fen und der libanesischen Regierimg bei der Wiederherstellung 
ihrer vollen Autorität und Souveränität in diesem Gebiet zu 
helfen. Ein Hauptfaktor ist dabei die Politik der israelischen Re­
gierung und deren Unterstützung der De-facto-Kräfte im Süd­
libanon. Die Unruhen in anderen Teilen des südlichen Libanon, 
die unter anderem auch auf die Präsenz von palästinensischen 
und anderen bewaffneten Elementen zurückzuführen sind, sowie 
die allgemeine politische und sicherheitspolitische Lage im Liba­
non selbst tragen ebenfalls zu der äußerst schwierigen Situation 
im Südlibanon bei. 
Trotz aller Mißerfolge und Enttäuschungen sind sich meiner An­
sicht nach alle Beteiligten darüber einig, daß die UNIFIL eine 
ganz entscheidende Friedenssicherungsaufgabe, die nicht nur den 
Südlibanon, sondern den gesamten Nahostbereich berührt, mit 
sehr viel Mut und Zurückhaltung erfüllen. Zusammen mit der 
libanesischen Regierung werden wir auch künftig darauf hin­
arbeiten, daß alle Ziele der UNIFIL weiterverfolgt werden, daß 
sie besser in die Lage versetzt werden, ihre Aufgaben auf fried­
lichem Weg zu erfüllen und daß alles nur Erdenkliche getan wird, 
um die zur erfolgreichen Abwicklung ihrer Tätigkeit erforder­

lichen Veränderungen herbeizuführen. Ich möchte hier dem Be­
fehlshaber, den Offizieren, den Soldaten und dem Zivilpersonal 
der UNIFIL von ganzem Herzen für ihre Standhaftigkeit in 
schwierigen und gefährlichen Situationen danken. Desgleichen 
ergeht mein Dank an alle truppenstellenden Regierungen für ihr 
Vertrauen und Verständnis bei der Unterstützung dieser lebens­
wichtigen, aber schwierigen Operation. Und ich möchte an dieser 
Stelle auch der Soldaten der Vereinten Nationen gedenken, die 
im Südlibanon ihr Leben für die Sache des Friedens gelassen 
haben. 
Ich sehe mich gezwungen, in diesem Zusammenhang nochmals 
meiner Sorge über die finanziellen Schwierigkeiten Ausdruck zu 
geben, vcr denen die beiden wichtigen Friedenssicherungsopera-
tonen UNIFIL und UNFICYP stehen. Dieser Zustand ist für die 
truppenstellenden Länder eine schwere Belastung und könnte, 
wenn man ihn nicht ändert, künftige ähnliche Operationen ge­
fährden. Es geht hier auch um eine grundsätzliche Frage, da die 
Erhaltung des Weltfriedens und der internationalen Sicherheit 
im Rahmen der Tätigkeit des Sicherheitsrats eine kollektive Auf­
gabe sein sollte. 
IV. Der Nahe Osten 
Die Lage im Nahen Osten steht weiterhin im Mittelpunkt des 
weltpolitischen Interesses und behält nach wie vor ihre zentrale 
Bedeutung für die wirtschaftliche und politische Stabilität der 
Welt. Es gibt kaum ein anderes internationales Problem, das der­
art vielschichtig wäre oder so weitreichende Auswirkungen hätte. 
Ich bin zutiefst beunruhigt über den gegenwärtigen Verlauf der 
Ereignisse, wo der eine Extremismus den anderen nährt, An­
sprüche Gegenansprüche oder Gegenreaktionen hervorrufen und 
die kurzlebigen Erfordernisse der nationalen Politik die für die 
Zukunft wichtigeren Forderungen der Gerechtigkeit, des Friedens 
und der Menschlichkeit nur allzu leicht in den Hintergrund drän­
gen. Ich habe nicht die Absicht, an dieser Stelle auf Einzelheiten 
einzugehen, mit denen der Sicherheitsrat befaßt war und zu de­
nen er im vergangenen Jahr Beschlüsse gefaßt hat. 
Unter den gegebenen Umständen gibt es strikte Grenzen für das, 
was die Vereinten Nationen tun können, um ein vertretbares Maß 
an Frieden zu erhalten und Fortschritte auf dem Weg zu einer 
Lösung zu erleichtern. Es ist bezeichnend und schon recht be­
denklich, daß die Vereinten Nationen selbst in manchen Kreisen 
immer heftiger angegriffen werden und daß man zuweilen sogar 
ihre redliche Absichten in Zweifel zieht. Diese Tendenz ist des­
halb so besorgniserregend, weil die Vereinten Nationen doch ge­
rade jederzeit in der Lage sein sollten, bei den Bemühungen um 
eine umfassende Lösung eine nützliche und konstruktive Rolle 
zu spielen. Für einige unentbehrliche Aufgaben — wie zum Bei­
spiel die Friedenssicherung — ist niemand so gut geeignet wie 
gerade die Vereinten Nationen. Es ist deshalb unerläßlich, daß 
diese für die Grundprinzipien und die Rechte der beteiligten Par­
teien eintreten und eben dadurch dann auch das Vertrauen aller 
Parteien gewinnen. Es ist ganz außerordentlich schwierig, diese 
Rolle erfolgreich durchzuhalten. Und doch würde ohne sie ein 
entscheidendes Element fehlen, wenn wir uns — wie dies unsere 
Pflicht ist — auf eine Regelung zubewegen. 
Wir müssen einsehen, daß es für das Nahostproblem eine Sofort­
lösung, die unmittelbar von allen begrüßt würde, nicht gibt und 
nicht geben kann. Dies gilt um so mehr, als sich das Problem aus 
einer Vielzahl von historischen Verwicklungen, Fehlern, Unge­
rechtigkeiten und Konflikten zusammensetzt. Es ist meine Besorg­
nis über die derzeitige Situation, die mich zu dieser Bemerkung 
veranlaßt — eine Situation übrigens, die viele andere wichtige 
Aktivitäten der Völkergemeinschaft überschattet. 
Wenn irgendwelche Fortschritte im Nahen Osten erzielt werden 
sollen, dann müssen vor allem Kommunikation und Verständi­
gungsbereitschaft auf vielen Ebenen ganz entscheidend verbes­
sert werden. Die Hoffnung auf eine friedliche Weiterentwicklung 
wird so lange eine Illusion bleiben, wie die Völker der Region 
und ihre politischen Führer die Existenz und das Existenzrecht 
des jeweils anderen nicht wahrhaben wollen und nicht anerken­
nen. Es müssen daher Voraussetzungen geschaffen werden, die 
die Erarbeitung von positiven und einvernehmlichen Lösungen 
ermöglichen. 
Die wichtigsten Aspekte des Nahostproblems sind eng mitein­
ander verknüpft und lassen sich nicht voneinander trennen. Es 
muß daher ständig und immer wieder versucht werden, unter 
Mitwirkung aller beteiligten Parteien, einschließlich der Palästi­
nensischen Befreiungsorganisation, auf dem Verhandlungsweg 
eine umfassende Regelung herbeizuführen. 
Das Recht aller Staaten dieser Region auf ein Leben in Frieden 
innerhalb sicherer und anerkannter Grenzen frei von der An­
drohung oder Anwendung von Gewalt, die unveräußerlichen 
Rechte der Palästinenser, darunter auch das Recht auf Selbstbe­
stimmung und der Rückzug aus den besetzten Gebieten, sind die 
Grundlagen, von denen jede künftige Lösung ausgehen muß. Die 
Frage, was mit Jerusalem geschieht, ist in diesem Zusammenhang 
von größter Bedeutung und läßt sich nicht durch irgendwelche 
einseitigen Beschlüsse lösen. 
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Ich bin nach wie vor davon überzeugt, daß die Vereinten Natio­
nen vieles tun können, um eine solche Regelung zu erleichtern, 
und hoffe aufrichtig, daß sie an dieser so wichtigen Aufgabe nach 
und nach stärker mitwirken können. 
V. Abrüstung 
In meinem Jahresbericht von 1978 über die Arbeit der Organi­
sation habe ich vom Erfolg der Sondertagung der Generalver­
sammlung über Abrüstung gesprochen, die damals gerade ihre 
Arbeit beendet hatte. Bedauerlicherweise wartet die von der 
Sondertagung verabschiedete Abrüstungsstrategie, die ein Mei­
lenstein im Bemühen um die Reduzierung der Rüstungslast hätte 
sein können, immer noch auf die Umsetzung in tatsächliche Ab­
rüstungsmaßnahmen. Statt zu solchen Abrüstungsmaßnahmen kam 
es zu einer weiteren Eskalation des Wettrüstens. Die vorliegen­
den Zahlen über militärische Ausgaben deuten bereits auf einen 
weiteren großen Sprung nach oben hin, der weitgehend auf die 
Tendenz zur Verschlechterung der weltpolitischen Situation zu­
rückzuführen ist. Die Militärausgaben der Welt insgesamt wer­
den im Jahr 1980 die beunruhigende Zahl von 500 Milliarden Dol­
lar überschreiten, was rund 6 Prozent der gesamten Weltproduk­
tion ausmacht. Die quantitative und qualitative Weiterentwick­
lung der Waffen, insbesondere der Kernwaffen, wird ungebrochen 
fortgesetzt. Die Auswirkung solcher Ausgaben auf andere wich­
tige Grundbedürfnisse liegt auf der Hand, und ich habe auch 
schon wiederholt auf die entscheidende Bedeutung der Verknüp­
fung von Abrüstung und Entwicklung verwiesen. 
Die gegenwärtigen Tendenzen werfen unheilvolle Schatten auf 
die Abrüstungsbemühungen innerhalb und außerhalb der Ver­
einten Nationen. Die Aktivitäten auf dem Gebiet der Abrüstung 
scheinen sich in der Tat weitgehend mit organisatorischen und 
verfahrenstechnischen Fragen statt mit wirklichen Abrüstungs­
maßnahmen zu befassen. Angesichts der umfassenden und inten­
siven Bemühungen, die hinter der erfolgreichen Abfassung des 
Schlußdokuments der Zehnten Sondertagung der Generalver­
sammlung standen, erscheint es notwendig, die Voraussetzungen 
und Annahmen, von denen diese Arbeit ausging, sowie die Um­
stände, die später zur Enttäuschung der damit verbundenen Hoff­
nungen führten, eingehend zu prüfen. Immerhin muß es einem 
doch immer wieder seltsam vorkommen, daß sich alle Staaten der 
Dimension, der Bedeutung und der Gefahr des Wettrüstens be­
wußt sind und sich auch grundsätzlich für die Abrüstung aus­
sprechen, daß wir jedoch in diesem Bereich geringere greifbare 
Fortschritte als fast bei jedem anderen wichtigen internationalen 
Problem erleben. 
Hier muß man wohl einmal die realen Gegebenheiten der Situa­
tion aussprechen und anerkennen. Dieselben Regierungen, die 
grundsätzlich sehr für Abrüstung und Rüstungskontrolle im all­
gemeinen sind, geben dann doch der militärischen Stärke den 
Vorzug, wenn sie sich bedroht fühlen und deswegen ihre Sicher­
heit erhöhen wollen. Es wird zwar weithin anerkannt, daß die 
Abrüstung auf lange Sicht die Sicherheit aller Beteiligten erhöht; 
wenige sind jedoch bereit, sich auf sie zu verlassen, wenn es 
darum geht, sich gegen das zu schützen, was sie als Bedrohung 
von heute oder als Gefahr von morgen empfinden. Vor diese Wahl 
gestellt, erachten es die meisten Regierungen zur Zeit als ihre 
Pflicht, sich — durch Aufrüstung — für das zu entscheiden, was 
die Sicherheit von heute diktiert. 
Dies ist das Dilemma, das den Rüstungswettlauf nicht enden läßt. 
Die weltpolitischen Ereignisse seit der im Mai 1978 einberufenen 
Sondertagung über Abrüstung haben eher zur Verschärfung dieses 
Dilemmas beigetragen. Fast jeder der gegenwärtigen Spannungs­
und Konfliktbereiche, von denen einige in anderen Abschnitten 
dieses Berichts genannt sind, schafft Sicherheitsprobleme für die 
beteiligten Parteien, und fast jeder von ihnen heizt den Rüstungs­
wettlauf weiter an. Die Geschichte zeigt, daß Friede und Sicher­
heit, die Bestand haben sollen, auf die Dauer nicht auf den Waf­
fenarsenalen einzelner Staaten oder Militärbündnisse aufgebaut 
werden können. 
Die Geschichte beweist jedoch auch, daß die Staaten im Fall einer 
Bedrohung des Friedens oder eines Friedensbruches nach Kräften 
ihr Recht auf individuelle oder kollektive Selbstverteidigung aus­
üben. Sicherlich ist das Gleichgewicht des Schreckens mit Risiken 
verbunden, aber viele Regierungen, nicht nur die der Kernwaf­
fenstaaten, würden dagegenhalten, daß heute bei einer Destabili-
sierung dieses Gleichgewichts der Weltfrieden gefährdet wäre. 
Dennoch ist es nur zu offensichtlich, daß das stete Anwachsen der 
Waffenarsenale, insbesondere der Kernwaffen, die Welt schreck­
lichen potentiellen Gefahren aussetzt. Die von der Generalver­
sammlung vor zwei Jahren erbetene und vor kurzem fertigge­
stellte umfassende Kernwaffenstudie hebt diese Gefahren deut­
lich hervor. Im Lauf von 13 Jahren soll sich die Gesamtzahl der 
strategischen Kernsprengköpfe fast verdreifacht haben. Auch die 
Mängel und Risiken der gegenwärtigen Abschreckungsstrategien 
und die bedrohlichen Aspekte einer weiteren Verbreitung von 
Kernwaffen werden in diesem Bericht unterstrichen. 
Das Schlußdokument der Zehnten Sondertagung legte zwar den 
Grundstein für eine erfolgreiche Behandlung des Abrüstungs­

problems, man kann die Abrüstung jedoch nicht in einem Va­
kuum planen. Es besteht ein enger Zusammenhang zwischen Ab­
rüstung und Sicherheit, und die Art der Beziehungen zwischen 
den Staaten beeinflußt zweifellos ihre Bereitschaft, Sicherheit 
auch anders als nur militärisch zu sehen. Fortschritte bei der Ab­
rüstung werden wiederum das Vertrauen zwischen den Staaten 
erhöhen. Solche Fortschritte werden jedoch solange eher beschei­
den bleiben, wie sich dieses Vertrauen nicht wenigstens bis zu 
einem bestimmten Grad entwickelt hat und nicht wenigstens eini­
ge der Ursachen des Mißtrauens und der Rivalität beseitigt sind. 
Wenn wir also die Abrüstung für unerläßlich halten, müssen 
wir zugleich auch den Glauben stärken, daß dauerhafte und echte 
internationale Sicherheit nur durch Kompromiß, Zurückhaltung 
und gegenseitige Abstimmung nationaler Ziele erreicht werden 
kann. Mit einem Wort: Wir müssen fest entschlossen wieder zu 
den Zielen und Grundsätzen der Charta zurückkehren. 
Unter diesen Umständen sollten wir uns eingestehen, daß die 
Behandlung des Abrüstungsproblems in engem Zusammenhang 
mit realen politischen Gegebenheiten und der Art und Weise ge­
sehen werden muß, wie die Staaten tatsächlich auf diese Gege­
benheiten reagieren. Dies gilt sowohl für die eigentliche Abrü­
stung als auch für den eng damit zusammenhängenden Bereich 
der Rüstungskontrolle. 
Das neue Engagement für die im Schlußdokument der Zehnten 
Sondertagung genannten Ziele bedarf sichtbarer Beweise. Die 
Zweite Abrüstungsdekade, die in diesem Jahr begonnen hat, bie­
tet einen geeigneten Rahmen für die Formulierung politisch er­
reichbarer, konkreter Ziele und für echte Fortschritte in diesem 
Bereich. 
Die Rolle des Verhandlungsgremiums ist dabei von besonderer 
Bedeutung. Der Abrüstungsausschuß wurde mit der wichtigen 
Aufgabe betraut, dem Aktionsprogramm praktische Wirkung zu 
verleihen. Der Ausschuß besitzt jetzt eine klar umrissene Tages­
ordnung und hat zur leichteren Behandlung der verschiedenen 
Tagesordnungspunkte auch eine Reihe von Arbeitsgruppen ge­
schaffen. Was jetzt not tut, ist eine energische Fortführung der 
Verhandlungen, die zu echten Abrüstungsabkommen führt. 
Besonders in einem Bereich ist eine Einigung nicht nur dringend 
erforderlich, sondern auch möglich. Als ich dem Abrüstungsaus­
schuß die Studie über ein umfassendes Kernwaffenversuchsverbot 
zuleitete, brachte ich erneut meine Überzeugung zum Ausdruck, 
»daß alle technischen und wissenschaftlichen Aspekte des Pro­
blems so gründlich untersucht worden sind, daß es nur eines poli­
tischen Beschlusses bedarf, um zu einer Einigung zu kommen«. 
Dieses Problem könnte und sollte jetzt gelöst werden. 
Während die Mitgliedstaaten für die Inganghaltung der Bemü­
hungen um eine Einstellung des Wettrüstens und die Umkehrung 
dieses Prozesses verantwortlich sind, können die Vereinten Natio­
nen eine wichtige Rolle u. a. bei der Bereitstellung objektiver und 
zuverlässiger Daten über das Wettrüsten, die Abrüstung und die 
Rüstungskontrolle spielen. Die Verbreitung solcher Daten kann 
dazu beitragen, die Unterstützung der Weltöffentlichkeit für die 
Abrüstung zu gewinnen, wozu insbesondere auch die Unterstüt­
zung der Bemühungen der einzelnen Staaten um dieses schwierig­
ste aller Probleme gehört. 
Die für 1982 anberaumte zweite Abrüstungssondertagung der Ge­
neralversammlung wird erneut Gelegenheit zu einem Urteil dar­
über geben, was mit der internationalen Abrüstungsstrategie der 
Zehnten Sondertagung bis dahin erreicht worden ist. 

VI. Humanitäre Fragen 
Politische und militärische Konflikte und Unruhen verursachen 
unweigerlich menschliches Leid, das manchmal katastrophale Aus­
maße annimmt. Leider gibt es heute nur allzu viele solcher Si­
tuationen. Afrika und Asien stehen vor ungeheuren Flüchtlings­
und Vertriebenenproblemen und benötigen in großem Umfang 
Soforthilfe und Unterstützung bei der Wiedereingliederung dieser 
Menschen. In geringerem Umfang treten ähnliche Probleme in La­
teinamerika auf. Für Länder, die diese Flüchtlinge in großer Zahl 
aufnehmen, bedeutet dies eine erhebliche Belastung ihrer nicht 
sehr kräftigen Volkswirtschaften und sie erwarten natürlich, daß 
ihnen die internationale Gemeinschaft einen Teil dieser Bürde 
abnimmt. 
Darüber hinaus wird internationale Hilfe auch zur Bewältigung 
der verheerenden Folgen von Dürre und Hungersnot erforder­
lich, die von den Ländern der Sahelzone auf zahlreiche andere 
afrikanische Länder übergegriffen haben und dort den Hunger­
tod mit sich brachten und die menschlichen Gemeinschaften aus­
einanderrissen. 
Zur Bewältigung solcher Situationen verfügen die Vereinten 
Nationen seit langem über Programme und Organisationen im 
humanitären Bereich. Eine ausführliche Schilderung der Bemü­
hungen des Systems der Vereinten Nationen, konkreten huma­
nitären Aufgaben gerecht zu werden, findet sich an anderer Stelle 
und ich möchte hier nur einige allgemeine Bemerkungen und 
Vorschläge zu diesem so wichtigen Teil der Arbeit der Vereinten 
Nationen machen. 
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In einigen der von mir erwähnten Fälle lassen sich die politischen 
Faktoren oft nur schwer von den humanitären trennen. Leider 
haben die meisten großen menschlichen Tragödien unserer Zeit 
ihre Wurzeln in politischen und militärischen Vorgängen. Dies 
gilt in besonderem Maß für die verschiedenen humanitären Not­
stände in Indochina. Angesichts der Ausmaße, die das mensch­
liche Leid in diesem Teil der Welt angenommen hat, muß unbe­
dingt humanitäre Hilfe geleistet werden, auch wenn bisher noch 
keine politische Lösung herbeigeführt werden konnte. Ich appel­
liere an alle Regierungen und bitte sie, dieses Dilemma zu ver­
stehen und die humanitären Bemühungen des VN-Systems und 
der ihm angeschlossenen internationalen Organisationen sowie der 
freiwilligen Hilfsorganisationen um nicht-diskriminierende Hilfe 
für die betroffene Zivilbevölkerung zu unterstützen. Vor allem 
aber müssen erneut Anstrengungen zur politischen Beilegung der 
Konflikte unternommen werden, damit die schwer heimgesuchte 
Bevölkerung dieser leidgeprüften Region endlich auf eine fried­
liche Zukunft hoffen kann. 
Zweitens möchte ich einige Bemerkungen zur Frage der Sicher­
heit machen. Bisher wurde allgemein angenommen, daß Sicher­
heit und Friedenssicherung zum politischen Bereich gehören und 
nichts mit humanitären Soforthilfemaßnahmen zu tun haben, ob­
wohl sich in der Vergangenheit gezeigt hat, daß sich bei einem 
zufälligen Zusammentreffen dieser beiden Bereiche die humani­
tären Aufgaben wesentlich leichter durchführen ließen, wenn zu­
gleich Friedenssicherungstruppen in der Nähe waren. Schon ein 
relativ kleines Kontingent der Vereinten Nationen kann sich auf 
eine überhitzte Situation weit stärker auswirken, als es seine 
effektive Zahlenstärke, Bewaffnung oder militärische Kampfkraft 
erwarten läßt. Ich bin mir der damit zusammenhängenden kom­
plexen politischen und sonstigen Probleme voll bewußt. Natürlich 
muß die Autorität des Sicherheitsrats respektiert und der Grund­
satz der nationalen Souveränität streng befolgt werden. Unter 
dieser Voraussetzung sollten die Mitgliedstaaten jedoch meiner 
Meinung nach vielleicht erwägen, ob sich die recht beachtlichen 
Erfahrungen der Vereinten Nationen auf dem Gebiet der Frie­
denssicherung nicht in irgendeiner Form auf Notsituationen im 
humanitären Bereich ausdehnen lassen, bei denen die Umstände 
dringend eine Sicherheitskomponente erforderlich machen. 
Drittens möchte ich etwas zum System der Vereinten Nationen 
selbst und zur Frage der humanitären Soforthilfe sagen. Die Ver­
einten Nationen und die Sonderorganisationen waren an sich ur­
sprünglich nicht dazu gedacht, selbst Operationen in großem Stil 
durchzuführen. Bei den Operationen, die sie immer häufiger un­
ternahmen, handelte es sich daher zwangsläufig um Improvisa­
tionen. Bis zu einem gewissen Grad ist dagegen auch nichts ein­
zuwenden. 35 Jahre haben jedoch mehr als deutlich bewiesen, daß 
die Vereinten Nationen auch künftig mit konkreten Notsituationen 
— oft sehr großen Umfangs — konfrontiert sein werden, mit 
Situationen, in denen es für sie menschliche Gewissenspflicht ist, 
helfend einzugreifen und in denen es die Umstände dringend 
verlangen, daß die Vereinten Nationen eine führende Rolle über­
nehmen, wenn unaussprechliches Elend verhindert werden soll. 
Bei Notstandssituationen solchen Ausmaßes genügt es einfach 
nicht, aus voneinander unabhängigen Stellen und Programmen 
der Vereinten Nationen, oft auch in Zusammenarbeit mit dem 
Roten Kreuz und einer Reihe von nichtstaatlichen Organisatio­
nen und freiwilligen Hilfsorganisationen, einen improvisierten 
Zweckverband zusammenzustellen. Alle wollen zwar gerne helfen 
und viele tun dies auch in ganz großartiger Weise, aber nur durch 
Organisation, Koordination, vereinheitlichte Methoden und ko­
operative Vorausplanung läßt sich ein voller Erfolg und eine 
optimale Nutzung der von der internationalen Gemeinschaft be­
reitgestellten Hilfe gewährleisten. 

Ich werde mich mit dieser Frage im Rahmen des Systems der 
Vereinten Nationen und im Rahmen des Verwaltungsausschusses 
für Koordinierung weiter befassen. Natürlich bin ich dankbar für 
jede Stellungnahme der Mitgliedstaaten, insbesondere von Seiten 
derjenigen Staaten, die die humanitären Maßnahmen in so groß­
zügiger Weise unterstützt haben. In diesem Zusammenhang be­
grüße ich die Initiative, die der Wirtschafts- und Sozialrat in die­
sem Sommer mit seinem Vorschlag zur Überprüfung der Sofort­
hilfemaßnahmen des Systems der Vereinten Nationen ergriffen 
hat. Es ist meines Erachtens höchste Zeit, einen Schritt weiter 
zu gehen, um die Vereinten Nationen besser für ihre gegenwärti­
gen und künftigen Aufgaben auszurüsten. 
An dieser Stelle möchte ich auch ein schon seit langem bestehen­
des humanitäres Programm, das Hilfswerk der Vereinten Natio­
nen für Palästinaflüchtlinge im Nahen Osten (UNRWA) erwäh­
nen, das in diesem Jahr seinen dreißigsten Jahrestag begeht. Die 
Verlängerung des Mandats der UNRWA steht auf der vorläufigen 
Tagesordnung der kommenden Generalversammlung. Jahr für 
Jahr macht das Hilfswerk eine finanzielles Krise durch, die den 
UNRWA-Generalbeauftragten sehr viel Zeit und Energie kostet. 
Solange das Problem der Palästinaflüchtlinge weiterbesteht, 
spielt das Hilfswerk eine unentbehrliche Rolle, indem es nicht 
nur eine humanitäre Verpflichtung der Vereinten Nationen er­

füllt, sondern auch einen wichtigen Stabilisierungsfaktor in dieser 
Region bildet. Aufgrund fehlender finanzieller Mittel ist jedoch 
leider jedes Jahr eine drastische Kürzung der Leistungen des 
UNRWA, insbesondere im Bereich des Erziehungswesens, zu be­
fürchten und für nächstes Jahr sind die Aussichten sogar noch 
schlimmer. 
VII. Regeln und Normen internationalen Verhaltens 
Schon an früherer Stelle in diesem Bericht habe ich darauf ver­
wiesen, daß es in den grundlegenden Beziehungen zwischen den 
Staaten einen verbindlichen Verhaltenskodex geben muß. Die 
Einmischung in die inneren Angelegenheiten souveräner Staaten, 
oft mit Mitteln der Gewalt, ist schon viel zu lange eine höchst 
bedauernswerte Erscheinung des internationalen Lebens. Im letz­
ten Jahr haben wir darüber hinaus — sowohl im Ausland als auch 
in ihrer eigenen Heimat — ein gefährliches Ansteigen der Gewalt 
gegen Diplomaten und Politiker mit Entführung, Gewaltandro­
hung und Mord erlebt. 
Diese Tendenzen beunruhigen mich zutiefst, da sie einen Hang 
zur Anarchie aufzeigen, der die bereits anfällige Struktur der 
internationalen Beziehungen nur weiter schwächen und aushöhlen 
kann. Solche Handlungen zeugen sowohl von einer Geringschät­
zung internationaler Verhaltensregeln, Konventionen und Prak­
tiken als auch von der Mißachtung des inneren Friedens und der 
inneren Ordnung anderer Staaten. Sie müssen bei der überwie­
genden Mehrheit der Staaten, die nach einer friedlichen und ge­
waltlosen Zukunft trachten, unweigerlich große Besorgnis hervor­
rufen. Auch als Generalsekretär mit meiner unmittelbaren Ver­
antwortung für internationale Bedienstete in der ganzen Welt 
bin ich zutiefst über diese Tendenz beunruhigt, die die Sicherheit 
und Leistungsfähigkeit des internationalen öffentlichen Dienstes 
schwer beeinträchtigen kann. 
Die Generalversammlung hatte auf meine Initiative hin schon 
früher Gelegenheit, das allgemeine Problem des internationalen 
Terrorismus und die ihm zugrundeliegenden Ursachen zu behan­
deln. Ich begrüße jetzt den Vorschlag zur Aufnahme eines neuen 
Tagesordnungspunkts der Versammlung über wirksame Maßnah­
men zur Stärkung des Schutzes und der Sicherheit diplomatischer 
und konsularischer Missionen und Vertreter. Ich hoffe, daß die 
Versammlung diesen Vorschlag nutzen wird, um aller Welt deut­
lich zu machen, daß sich die Mitgliedstaaten um die Erhaltung 
und Stärkung der Achtung und Sicherheit aller mit internatio­
nalen Angelegenheiten betrauten Personen kümmern und sich 
klar darüber sind, wie nötig es ist, dem gegenwärtigen Hang zur 
Gewalt ein Ende zu setzen, der der ganzen Welt nichts als Unheil 
bringen kann. 

VIII. Weltwirtschaft 
Während des vergangenen Jahres habe ich bei zahlreichen An­
lässen meine Besorgnis über die gegenwärtigen Tendenzen der 
Weltwirtschaft geäußert. Diese Tendenzen rufen nach wie vor 
weitverbreitete Unsicherheit hervor und haben besonders gravie­
rende Folgen für die schwächsten und krisenanfälligsten Länder. 
Es liegt auf der Hand, daß dringend entsprechende Gegenmaß­
nahmen der internationalen Gemeinschaft erforderlich sind und 
daß diese auf größerem gegenseitigem Verständnis und besserer 
Zusammenarbeit beruhen müssen. Wenn die Verhandlungsergeb­
nisse und Kompromisse, die für eine Umkehr der derzeitigen 
Tendenzen und eine Umwandlung und Neugestaltung der Welt­
wirtschaft erforderlich sind, beschleunigt werden sollen, muß bei 
allen Nationen — und zwar auf höchster Regierungsebene — 
unbedingt der dazu erforderliche politische Wille aufgebracht 
werden. Angesichts dieser Lage habe ich in den letzten Monaten 
bei Gesprächen mit zahlreichen führenden Staatsmännern und 
während meiner Besuche in verschiedenen Hauptstädten immer 
wieder meine tiefe Besorgnis über den schleppenden Fortgang 
der Verhandlungen geäußert und überlegt, wie man zu einem 
konsequenteren und zügigeren Vorgehen kommen könnte. 
In den letzten Monaten waren durchaus einige positive Ergebnisse 
zu verzeichnen, insbesondere bei den Verhandlungen im Rahmen 
der Handels- und Entwicklungskonferenz der Vereinten Nationen, 
wo es zur Errichtung eines Gemeinsamen Fonds und zur Aufstel­
lung eines Regel- und Prinzipienkatalogs im Hinblick auf restrik­
tive Geschäftspraktiken kam. Darüber hinaus haben die Weltbank 
und der Internationale Währungsfonds Maßnahmen zur Erleich­
terung der Zahlungsbilanzprobleme der Entwicklungsländer ein­
geleitet. In den kritischen Bereichen der Energie, der monetären 
Fragen und der Entwicklungsfinanzierung sind jedoch keinerlei 
nennenswerte Fortschritte erzielt worden und haben sich alle hier 
ergriffenen Initiativen als unzureichend erwiesen. Selbst schon 
die Vorbereitungsarbeiten für die Elfte Sondertagung der General­
versammlung über Entwicklung und internationale wirtschaft­
liche Zusammenarbeit gestalteten sich ziemlich schwierig. 
So beginnen wir nun ein neues Jahrzehnt voll ungelöster Pro­
bleme und sind noch nicht einmal einig darüber, wie wir diese 
Probleme richtig angehen sollen. Es ist das Ziel der auf der Son­
dertagung der Generalversammlung erörterten neuen internatio­
nalen Entwicklungsstrategie für die Dritte Entwicklungsdekade 
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der Vereinten Nationen, eine gemeinsame Perspektive zu schaffen 
und aufzuzeigen, welche Gesamt- und Einzelziele sich die Staaten­
gemeinschaft insgesamt setzen und welche entwicklungspoliti­
schen Grundsatzentscheidungen sie treffen muß, wenn die Ent­
wicklungsländer in ihrer Entwicklung schneller vorankommen 
sollen. Diese Strategie setzt den Maßstab für die massiven An­
strengungen, die sowohl in den einzelnen Ländern als auch auf 
internationaler Ebene unternommen werden müssen, wenn der 
Erfolg die Mühe lohnen soll. Wenn wir uns nicht sehr anstrengen, 
bleibt die Gefahr bestehen, daß diese Ziele nicht erreicht werden, 
wie dies ja auch schon bei zahlreichen Elementen der letzten 
Strategie der Fall war. Ich muß wohl kaum näher ausführen, 
welche verhängnisvollen Folgen ein solches Zurückbleiben hinter 
den Zielen für die sechs Milliarden Menschen hätte, die bis zum 
Jahr 2000 unseren Planeten bevölkern werden. 
Aus diesen Gründen müssen die geplanten globalen Verhandlun­
gen in den kritischen Bereichen Rohstoffe, Energie, Handel, Ent­
wicklung, Währung und Finanzen in den kommenden Monaten 
unbedingt einen echten neuen Anstoß erhalten. Ich hoffe sehr, 
daß die Konvergenz der Anliegen und Befürchtungen und die 
Entschlossenheit zum Handeln, die sich in vielen Äußerungen an­
läßlich der Elften Sondertagung der Generalversammlung abzeich­
nete, dazu beitragen werden, die zur Zeit gefährlich langsam vor­
angehenden Nord-Süd-Verhandlungen wieder in Gang zu bringen. 
Die große Mehrzahl der Länder vertritt die Auffassung, daß diese 
neue Verhandlungsrunde zur Lösung der internationalen Proble­
me beitragen und für die Umstrukturierung der internationalen 
Wirtschaftsbeziehungen sehr wichtig sein wird. Schon die Dis­
kussion der Tagesordnung und der Verfahren für die neue Runde 
haben jedoch deutlich gezeigt, daß noch immer schwerwiegende 
Meinungsverschiedenheiten über den Verhandlungsablauf beste­
hen. Die Endergebnisse der Sondertagung werden erkennen lassen, 
ob über allgemeine Absichtserklärungen hinaus die echte Be­
reitschaft besteht, sich auf Verhandlungen zur Sache selbst ein­
zulassen. 
Ich hoffe, daß die Antworten auf diese Fragen wirklich so bald 
wie möglich gefunden werden, damit der globale Verhandlungs­
prozeß vorankommt. Doch selbst dann wird dieser Verhandlungs­
prozeß wahrscheinlich bedeutungslos und letzten Endes enttäu­
schend bleiben, wenn hinter ihm nicht der ernsthafte politische 
Wille aller Beteiligten steht. Zu diesem Zweck und um die jewei­
ligen Verhandlungen zu beleben, könnte es sich in kritischen Ver­
handlungsstadien als nützlich erweisen, kurze Treffen auf Mini­
sterebene abzuhalten. In diesem Sinne hat auch die Brandt-Kom­
mission die Abhaltung von Gipfeltreffen mit einer beschränkten 
Zahl von Staats- und Regierungschefs vorgeschlagen, ein Gedanke, 
der sorgfältige Erwägung verdient. 
Wie ich in meiner Rede vor dem Wirtschafts- und Sozialrat bereits 
festgestellt habe, sollte uns der für einen Erfolg der globalen 
Verhandlungen erforderliche Zeitrahmen nicht von dem Versuch 
abhalten, unmittelbare Abhilfe für drängende Probleme zu schaf­
fen. So kann es zum Beispiel sein, daß sich die ohnehin bereits 
prekäre Situation bestimmter Entwicklungsländer in den näch­
sten Monaten drastisch verschlechtert, wenn nicht unverzüglich 
geeignete Maßnahmen getroffen werden. In diesem Zusammen­
hang habe ich auch die Mitgliedstaaten auf die Zahlungsbilanz­
schwierigkeiten aufmerksam gemacht, denen viele, insbesondere 
die am wenigsten entwickelten Entwicklungsländer sowie andere 
Länder mit niedrigem Einkommen zur Zeit ausgesetzt sind. Ich 
habe verschiedene Vorschläge gemacht, wie diesen Schwierigkei­
ten begegnet werden kann und auch auf eine Beschleunigung der 
Investitionen im Energiesektor dieser Länder gedrängt. Wie ich 
feststellen konnte, war die Reaktion auf diese Vorschläge nicht 
schlecht, und ich hoffe, daß man sie auf der fünfunddreißigsten 
Tagung der Generalversammlung nochmals eingehender prüft 
und daß dann angemessene Maßnahmen zur Überwindung dieser 
schwierigen Situation eingeleitet werden. 
Wenn wir uns den gegenwärtigen Stand unserer Wirtschaftsver­
handlungen vor Augen führen, dann können wir uns wohl kaum 
der Illusion hingeben, daß eine Lähmung des Wirtschaftsbereichs 
keine gravierenden politischen Konsequenzen hätte. Wirtschaft­
liche und politische Faktoren stehen in ständiger intensiver Wech­
selwirkung miteinander. Bei Auseinandersetzungen über Wirt­
schaftsprobleme geht es mindestens ebensosehr um Frieden wie 
um Wohlstand und einen annehmbaren Lebensstandard für alle 
Menschen. Es kann deshalb auch nicht ausbleiben, daß sich die 
Vereinten Nationen als Reaktion auf die Sorgen und Probleme 
ihrer Mitgliedstaaten zunehmend auch mit Wirtschaftsfragen be­
schäftigen. Ich werde versuchen, dafür zu sorgen, daß die Ver­
einten Nationen alles in ihren Kräften Stehende tun, um sich ziel­
bewußt und entschlossen dieser Probleme anzunehmen. 

IX. Menschenrechte 
Im Streben der Menschheit nach einer Welt, in der die Menschen­
rechte und die Würde des Menschen geachtet werden, spielt un­
sere Organisation nach wie vor eine zentrale Rolle. Zwar sind 
vor allem aufgrund von Initiativen der Menschenrechtskommission 
im vergangenen Jahr auf dem Menschenrechtssektor einige posi-
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tive Maßnahmen eingeleitet worden, doch leider waren in der 
Welt gleichzeitig auch eine große Zahl von Menschenrechtsver­
letzungen zu beklagen. Diese Verletzungen, zu denen u. a. wi l l ­
kürliche Verhaftungen, Folterung, Geiselnahme und Zwangsum­
siedlungen gehören, bieten weiterhin Anlaß zu schwerer Sorge 
und großem Kummer. Sehr beunruhigend ist auch die Tatsache, 
daß in vielen Teilen der Welt weiterhin Menschen im Schnell­
verfahren ohne Einhaltung des Rechtswegs hingerichtet werden. 
Ich selbst habe diese Vorkommnisse stets aus humanitären Grün­
den verurteilt und werde dies auch weiterhin in unmißverständ­
licher Weise tun. Darüber hinaus haben im letzten Jahr sinnlose 
Gewaltakte und willkürliche Angriffe auf die Würde des Men­
schen nicht nur die Vereinten Nationen, sondern auch alle anderen 
Organisationen und Personen, denen die Förderung der Men­
schenrechte am Herzen liegt, vor neue Aufgaben gestellt. 
Ich habe schon wiederholt darauf hingewiesen, daß die Erwar­
tungen, die man im Menschenrechtsbereich auf die Vereinten 
Nationen setzt, nur dann erfüllt werden können, wenn die Mit­
gliedstaaten unserer Organisation die Grundsätze der Charta und 
der Allgemeinen Erklärung der Menschenrechte auch befolgen. 
Nur allzu oft ist die tägliche Praxis weit von diesen Grundsätzen 
entfernt. Dies führt dann zu enttäuschten Hoffnungen und Bitter­
keit in den Vereinten Nationen selbst und zu allgemeiner Des­
illusion in der breiten Öffentlichkeit. 
Verlauf und Ergebnisse der letzten Tagung der Menschenrechts­
kommission zählen zu den erfreulicheren Ereignissen des ver­
gangenen Jahres und weisen den Weg zur ernsthaften Ausein­
andersetzung mit einer Reihe schwieriger Fragen. Trotz des der­
zeit herrschenden politischen Klimas konnte die Kommission 
Fortschritte bei der Aufstellung von Normen in verschiedenen 
Bereichen erzielen. Dazu gehören u. a. die Rechte des Kindes, die 
Rechte von Minderheiten, das Verbot der Folter und die Besei­
tigung aller Formen von religiöser Intoleranz. Außerdem befaßte 
sich die Kommission mit konkreten Situationen, die eine grobe 
Verletzung der Menschenrechte darstellen. Die Einsetzung einer 
besonderen Arbeitsgruppe zur Untersuchung des Schicksals ver­
mißter und verschollener Personen zeigt das Gewicht, das die 
Kommission diesem tragischen Problem beimißt. Die Arbeitsgruppe 
ist inzwischen zusammengetreten und bemüht sich um die Unter­
stützung aller Beteiligten, damit dem Problem des zwangsweisen 
oder unfreiwilligen Verschwindens von Menschen einmal ein Ende 
gesetzt und der Verbleib und das Schicksal der Vermißten aufge­
klärt werden kann. Um eine wenig spektakuläre, dafür aber um so 
wichtigere Tätigkeit handelte es sich bei den Seminaren und Stu­
dien, die im Laufe dieses Jahres unternommen wurden, um die 
Ziele und Zwecke der Dekade zur Bekämpfung von Rassismus 
und rassischer Diskriminierung weiteren Kreisen näherzubrin­
gen. 
Diese Maßnahmen, die einzeln betrachtet jeweils nur einen klei­
nen Schritt darzustellen scheinen, sind insgesamt jedoch wichtige 
Bausteine bei der Schaffung der Mechanismen und Verfahren, 
die erforderlich sind, wenn die Ziele der Allgemeinen Erklärung 
der Menschenrechte Wirklichkeit werden sollen. Wir müssen uns 
jedoch darüber im klaren sein, daß unsere Bemühungen ange­
sichts der erschreckenden Größe dieses Problems bisher kaum 
ins Gewicht fallen. Wir dürfen auch nicht vergessen, daß die in 
der Allgemeinen Erklärung der Menschenrechte verankerten 
Rechte für Millionen von Menschen in der ganzen Welt nur dann 
eine Bedeutung haben können, wenn sie im Zusammenhang mit 
dem Recht auf Entwicklung und mit der Schaffung einer neuen 
internationalen Wirtschaftsordnung gesehen werden. Die bloße 
Betrachtung abstrakter Rechte bietet kaum einen Trost für die 
unzähligen Menschen, die auf unserem Erdball noch von Armut 
und Krankheit niedergedrückt werden. 
Angesichts all dessen ergeht mein Aufruf an alle Staaten, die dies 
bisher noch nicht getan haben, doch möglichst bald Instrumenten 
wie dem Internationalen Pakt über wirtschaftliche, soziale und 
kulturelle Rechte, dem Internationalen Pakt über bürgerliche und 
politische Rechte und dem zugehörigen Fakultativprotokoll sowie 
dem Internationalen Übereinkommen zur Beseitigung aller For­
men von rassischer Diskriminierung beizutreten. 
Ich habe es immer als meine Pflicht angesehen, für die Sache der 
Menschenrechte meine guten Dienste zur Verfügung zu stellen, 
und werde hier auch weiterhin auf jede mir mögliche Weise zu 
helfen versuchen. Immer häufiger werde ich von den verschie­
denen mit Menschenrechtsfragen befaßten Gremien der Vereinten 
Nationen gebeten, mit den Regierungen in Ländern, in denen es 
Probleme gibt, direkten Kontakt aufzunehmen. In mehreren Fäl­
len haben diese Regierungen dann von mir bestellte Sonderbeauf­
tragte empfangen. Im bin sehr für eine solche Unterstützung 
dankbar, die einem Ziel dient, das ein zentrales Anliegen der Ver­
einten Nationen und der Wertordnung ist, zu der wir uns be­
kennen. 

X. Die Gleichberechtigung der Frau 
Die Kopenhagener Weltkonferenz zur Frauendekade der Verein­
ten Nationen anläßlich der Halbzeit dieser 1976 von der General­
versammlung verkündeten Dekade befaßte sich eingehend mit 
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allen Fragen und Interessen der Frauen. Die Konferenz und alle 
ihre Begleitveranstaltungen haben deutlich gezeigt, daß man die­
sen grundlegenden Fragen inzwischen erheblich größeres Ver­
ständnis entgegenbringt und ihnen endlich die ihnen zukommende 
Bedeutung beimißt. Die Konferenz bewies auf dramatische Weise, 
daß die Frauen die feste Absicht haben, auf nationaler wie auf 
internationaler Ebene ihr Schicksal aktiver in die eigene Hand 
zu nehmen und auch in Fragen des Friedens und der Entwicklung 
an allen grundlegenden Entscheidungen mitzuwirken. 
Die Konferenz betonte nachdrücklich, daß die Aufgaben und 
Pflichten von Mann und Frau neu verteilt werden müssen, wenn 
es zu einer gerechteren Arbeitsteilung der beiden Geschlechter 
inner- und außerhalb des Haushalts kommen soll. Vor allem 
wurde die unbestreitbare Tatsache unterstrichen, daß Massen­
armut eine der Hauptursachen für die ungleiche Behandlung der 
Frau ist und daß eine Verbesserung des Loses der Frauen daher 
in engem Zusammenhang mit den Entwicklungszielen und den 
Zielsetzungen der neuen internationalen Wirtschaftsordnung ge­
sehen werden muß. Ferner wurde auf die ebenfalls unbestrittene 
Tatsache verwiesen, daß Frauen nicht lediglich durch das Produk­
tionssystem benachteiligt werden, sondern als Reproduktionsträ­
ger unserer Gesellschaft eine doppelte Verantwortung tragen. 
Die Konferenz brachte deutlich die Entschlossenheit der Frauen 
zum Ausdruck, an den weltweiten Bemühungen um Entwicklung 
und Frieden künftig stärker mitzuwirken, und hob ihre Überzeu­
gung hervor, daß ein größerer Teil der Weltressourcen statt zur 
Herstellung neuer Kriegswerkzeuge zur Verbesserung der Le­
bensbedingungen aller Menschen verwendet werden sollte. In die­
sem Zusammenhang wurde auch herausgestellt, welche wichtige 
Rolle bei der Ausarbeitung der neuen internationalen Entwick­
lungsstrategie sowohl den Kräften und Fähigkeiten als auch den 
Anliegen und Bedürfnissen der Frauen zugedacht werden muß. 
Die politischen Kontroversen über bestimmte Aspekte des Ak­
tionsprogramms sollten nicht die Reichweite, die Bedeutung und 
den Ideenreichtum der Kopenhagener Debatten überschatten. Die 
Konferenz trug dazu bei, der Welt noch deutlicher und eindring­
licher vor Augen zu führen, daß Frauen aktiven Anteil an allen 
heutigen Fragen nehmen. Es ist meine zuversichtliche Hoffnung, 
daß sich diese Erkenntnis mit der Zeit in eine hilfreiche Kraft 
verwandelt, die sich zugunsten einer Besserung der Verhältnisse 
und einer friedlichen Entwicklung auswirkt. 

XI. Seerecht 
Die Dritte Seerechtskonferenz der Vereinten Nationen beendete 
ihre neunte Tagung Ende August mit der definitiven Aussicht auf 
einen erfolgreichen Verhandlungsabschluß, und es ist damit zu 
rechnen, daß Anfang 1981 eine Konvention verabschiedet werden 
kann. Dieser monumentale Verhandlungsprozeß zur Ausarbeitung 
einer Meeresverfassung wurde zu Recht als eine der bedeutend­
sten Leistungen in den internationalen Beziehungen seit der 
Charta der Vereinten Nationen bezeichnet. 
Die über 300 Artikel und acht Anhänge des Konventionsentwurfs, 
die nahezu alle erdenklichen Aspekte der Meeresnutzung und 
Meeresressourcen behandeln, sind das Ergebnis unermüdlicher 
Verhandlungen und des Konsensverfahrens. Die dabei erzielten 
Kompromisse sind weniger auf ideologische Einigung als auf ge­
meinsame Interessen bzw. den Ausgleich konkurrierender Inter­
essen zurückzuführen und bedeuten einen eindrucksvollen Sieg 
für die Herrschaft der Vernunft und des Rechts. Tatsächlich wider­
legt die Seerechtskonferenz die Auffassung, daß die Vereinten 
Nationen kein brauchbares Verhandlungsforum seien und daß in 
großen Gruppen von Staaten nicht über komplexe Fragen ver­
handelt werden könne. 
Auf der kürzlich beendeten Tagung konnten für die verbleiben­
den diffizilsten Fragen annehmbare Formulierungen gefunden 
werden. Die noch anstehende Arbeit könnte auf der nächsten 
und letzten Tagung der Konferenz zum Abschluß gebracht wer­
den, und man kann zuversichtlich hoffen, daß die Konvention bis 
April 1981 zur Unterzeichnung vorliegt. Hiermit wäre dann einer 
der mühsamsten und kompliziertesten Verhandlungsprozesse, der 
jemals unter der Ägide der Vereinten Nationen oder vielleicht 
sogar in der Geschichte der Menschheit stattgefunden hat, zu ei­
nem erfolgreichen Abschluß gebracht. 
Ganz abgesehen davon, daß die spezifischen Zielsetzungen der 
Seerechtskonferenz erreicht werden konnten, finde ich es auch 
sehr wichtig, welche Auswirkungen ihr erfolgreicher Abschluß 
vielleicht auf die Stärkung der Rolle hat, die die Vereinten Natio­
nen bei der Suche nach brauchbaren Lösungen für schwierige 
Weltprobleme spielen können. Ich hoffe, daß dieses gute Beispiel 
alle diejenigen ermutigt, deren schwierige Arbeiten auf anderen 
Gebieten noch im Gange sind. 

XII. Verwaltungs- und Personalfragen 
In meinem letzten Bericht über die Arbeit der Organisation stellte 
ich fest, daß der internationale öffentliche Dienst an einem kri t i ­
schen Punkt angelangt sei, und wies im vollen Bewußtsein der 
Tatsache, daß es hierzu unterschiedliche Meinungen gibt, darauf 

hin, daß es dringend geboten sei, die diesbezüglichen Positionen 
und Einstellungen neu zu überdenken. Ich bin auch heute noch 
derselben Ansicht. 
Sowohl auf seiten der Mitgliedstaaten als auch der Mitarbeiter 
selbst nimmt heute das Interesse an Personalfragen der Organisa­
tion immer mehr zu. Entscheidende Fragen wie die ausgewogene 
geographische Verteilung der Sekretariatsposten, die sehr zu 
wünschende Festsetzung und Beibehaltung einer besser durch­
dachten Einstellungspolitik, die Laufbahnaussichten der Mitarbei­
ter sowie der Status und die Sicherheit der Angehörigen des in­
ternationalen öffentlichen Dienstes haben die Aufmerksamkeit 
sowohl der Mitgliedstaaten als auch der Mitarbeiter auf sich gezo­
gen. Wii dürfen nichts unversucht lassen, um diese wichtigen Fra­
gen zufriedenstellend zu lösen, wenn wir den ursprünglichen Ge­
danken eines unabhängigen internationalen öffentlichen Dienstes, 
wie er in Artikel 100 und 101 der Charta so überzeugend dargelegt 
ist, stärken und wiederbeleben wollen. 
Zu vielen praktischen Problemen des Sekretariats gibt es bei den 
Mitgliedstaaten und den Mitarbeitern einen breiten Fächer ver­
schiedener Auffassungen. Zum Beispiel hat in diesem Jahr die 
Resolution der Generalversammlung, die um Berichte über even­
tuell mögliche Änderungen der bestehenden Kriterien ersuchte, zu 
schweren Differenzen zwischen den Ländern, die die Hauptfinanz­
last tragen, und anderen Mitgliedstaaten über den anzustrebenden 
Vertretungsrahmen bei der geographischen Verteilung der Sekre­
tariatsposten geführt. 
Das Problem des internationalen öffentlichen Dienstes ist überaus 
vielschichtig, da es zwingende Umstände und praktische Begren­
zungen gibt, die es nur sehr schwer möglich machen, allen Stand­
punkten gerecht zu werden. Eine perfekte Lösung ist, wie die Din­
ge nun einmal liegen, also ein Ding der Unmöglichkeit. Wir müs­
sen uns demnach bemühen, durch Verständnis und gegenseitige 
Kompromißbereitschaft einen gemeinsamen Nenner zu finden, in 
dessen Rahmen alle willens sind, die Interessen der anderen zu 
berücksichtigen und bei der Befriedigung legitimer Anliegen mit­
zuwirken. Dies wird zweifellos sehr viel Geduld erforderlich ma­
chen. 
Der Generalsekretär selbst ist darauf angewiesen, daß die Anlei­
tungen der Mitgliedstaaten so gegeben werden, daß er die bei 
Neuernennungen erforderliche Ermessensfreiheit voll ausüben 
kann, damit die Organisation immer die für die erfolgreiche Er­
füllung ihrer Aufgaben erforderlichen Mitarbeiter zur Verfügung 
hat. Auch die legitimen Interessen der Mitarbeiter selbst müssen 
stets berücksichtigt werden, nicht nur vom Generalsekretär, son­
dern auch von den Mitgliedstaaten. In diesem Zusammenhang 
möchte ich meiner Sorge über die Sicherheit der Angehörigen des 
internationalen öffentlichen Diensts Ausdruck verleihen und auf 
die zwingende Notwendigkeit der Einhaltung der Verpflichtungen 
aus der Konvention über die Vorrechte und Immunitäten der 
Vereinten Nationen durch die Mitgliedstaaten hinweisen. 
Wir haben inzwischen eine Fülle von Erfahrungen über Probleme 
und Arbeitsweisen des internationalen öffentlichen Dienstes ge­
sammelt. Ich glaube, wir brauchen eine offene und ehrliche Dis­
kussion über Personalfragen und den Begriff des internationalen 
öffentlichen Dienstes im Licht dieser Erfahrungen und in voller 
Kenntnis der Tatsache, daß es weit voneinander abweichende Auf­
fassungen gibt. Ich bin zuversichtlich, daß es uns bei der richtigen 
Einstellung gelingen wird, das nötige Entgegenkommen aufzu­
bringen und die nötigen Vorkehrungen zu treffen, um dem inter­
nationalen öffentlichen Dienst seinen Grundcharakter zu erhalten 
und der Organisation die volle Einsatzbereitschaft ihrer Mitarbei­
ter bei ihrem aufopferungsvollen Dienst an der Weltgemeinschaft 
zu sichern. 

XIII. Rationalisierung 
In den letzten Jahren wurde — sowohl im zwischenstaatlichen Be­
reich als auch im Sekretariatsbereich — viel Kraft und Zeit auf 
die Rationalisierung der Strukturen und Verfahren der Vereinten 
Nationen verwandt. Auf beiden Ebenen konnten manche Fort­
schritte erzielt werden. Doch so wichtig die Rationalisierung von 
Strukturen und Verfahren auch sein mag, es muß doch klar gesagt 
werden, daß sie kein Selbstzweck, sondern nur ein Unterbau für 
die eigentliche Arbeit der Vereinten Nationen sind, d.h. für die 
Programme, Hilfen und Dienste, die sie den Mitgliedstaaten und 
ganz allgemein der Welt zur Verfügung stellen. Es ist deshalb 
nicht weniger wichtig, diese Sacharbeit selbst zu rationalisieren 
und dafür zu sorgen, daß sie nach Form, Inhalt, Zeitpunkt und 
Orientierung den wichtigsten Anforderungen und Bedürfnissen 
der Mitgliedstaaten und der Weltgemeinschaft entspricht. Hier 
sind wir bisher nicht sehr weit vorangekommen. 
Bei einer Organisation von dem Umfang und der Komplexität der 
Vereinten Nationen — mit ihrem Zwei Jahreshaushalt von 1,2 Mil ­
liarden Dollar, ihrem Programm aus rund 2 000 Einzelelementen 
bzw. größeren Projekten, mit ihren 50 zwischenstaatlichen Orga­
nen zur Programmaufstellung, die für das Sekretariat verbind­
liche Beschlüsse fassen können, und ihren über die ganze Welt 
verstreuten Organisationseinheiten und Gremien — ist dies keine 
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leichte Aufgabe. In einer Zeit, in der wir mit dem Dilemma fer­
tig werden müssen, trotz neuer Anforderungen an die Organisa­
tion gleichzeitig beim Haushalt kurz treten zu müssen, ist es je­
doch eine Aufgabe, die dringend in Angriff genommen werden 
muß. Da der Spielraum für ein reales Haushaltswachstum außer­
ordentlich begrenzt ist, können wir Forderungen nach neuen Ak­
tivitäten nur nachkommen, indem wir die Programme gründlich 
daraufhin durchforsten, welche Elemente eingeschränkt oder völ­
lig aufgegeben werden können, da sie eine relativ geringere Pri­
orität besitzen als die vorgeschlagenen neuen Programme. Dies 
würde eine rigorose Überprüfung des Stellenwerts der einzelnen 
Programme und der Verfahren zur Neuzuweisung der Mittel an 
die neu bewerteten Programme erforderlich machen. 
Diese Bemühungen werden durch eine Reihe von organisatori­
schen Maßnahmen erheblich erleichtert. Dazu gehören der mittel­
fristige Plan, der die zwischenstaatlichen Organe konsequenter in 
den Überprüfungsprozeß miteinbezieht, der Programmhaushalt, 
der den Programmaspekten vor allem im Wirtschafts- und Sozial­
bereich stärkeres Gewicht verleiht, und die Effizienz- und Er­
folgskontrolle von VN-Programmen, aufgrund derer die Verein­
ten Nationen sich ihre eigenen Erfahrungen systematischer zunut­
ze machen und sich leichter auf die bisher erfolgreichsten Vor­
gehensweisen und Methoden konzentrieren können. 
Derartige Maßnahmen sind unbedingt erforderlich, wenn festge­
stellt werden soll, welche Aktivitäten nur von marginalem Nutzen 
oder überholt sind. Natürlich lassen sich Leistungsfähigkeit und 
Effektivität der Organisation nicht allein durch interne Sekreta­
riatsmaßnahmen entscheidend verbessern. Die zweite Grundvor­
aussetzung ist daher die aktive Mitwirkung der Mitgliedstaaten 
und ihre Bereitschaft, bei den Entscheidungen über die Einstel­
lung von Aktivitäten von marginalem Nutzen auch konsequent ge­
nug zu sein. 
In früheren Berichten bin ich bereits darauf eingegangen, daß die 
Zahl der internationalen Tagungen und Konferenzen von Jahr zu 
Jahr unbarmherzig zunimmt Ich weiß, daß viele, deren Dienst 
die Teilnahme an einer unaufhörlichen Kette internationaler Kon­
ferenzen erfordert, meine Gefühle teilen. Es lassen sich jedoch 
bisher keinerlei Anzeichen für eine Einschränkung des Konferenz­
programms erkennen. Im vergangenen Jahr hat es vielmehr sogar 
mehr internationale Tagungen der verschiedensten Art gegeben 
als je zuvor. Bei den Vereinten Nationen kann man sogar manch­
mal den Eindruck gewinnen, als würden die Hauptorgane perma­
nent tagen, so gering ist der zeitliche Abstand zwischen ihren ein­
zelnen Sitzungen. Ich erkenne zwar an, daß sich darin die Lebens­
kraft und Vitalität unserer Organisation widerspiegelt, die sich 
daraus ergebende Belastung für Delegationen und Sekretariat hat 
jedoch unvermeidliche Auswirkungen auf die Qualität der Vorbe­
reitungen und zuweilen auch der Ergebnisse. Ich appelliere daher 
an die Regierungen aller Mitgliedstaaten, diese Situation sorgfäl­
tig zu prüfen und sich im Hinblick auf eine Steigerung der Effi­
zienz und Wirksamkeit unserer Arbeit erneut um eine Rationali­
sierung des Tagungsprogramms zu bemühen. 
Im Sekretariat begegnen wir im Rahmen unserer täglichen Ar­
beit mancher — zuweilen berechtigten — Kritik an Arbeitsmetho­
den, Programmen und Sinn der Vereinten Nationen. Ich hoffe, 
daß die Mitgliedstaaten in Zukunft das Sekretariat bei der Durch­
führung von Maßnahmen der oben geschilderten Art wesentlich 
besser unterstützen werden, damit unsere Organisation effizien­
ter und erfolgreicher wird und sich besser für die Lösung der 
großen Fragen unserer Zeit einsetzen kann. 

XIV. Schlußbemerkung 
Auf den vorangehenden Seiten habe ich versucht, freimütig zu 
schildern, wie es um unsere Organisation zur Zeit bestellt ist, und 
den Mitgliedstaaten auch einige Anregungen zur Prüfung an die 
Hand zu geben. Ich möchte keineswegs pessimistisch erscheinen, 
doch bin ich fest davon überzeugt, daß wir den Problemen, mit 
denen wir uns auseinanderzusetzen haben, realistisch gegenüber­
treten und uns ständig darum bemühen müssen, zu ihrem Kern 
vorzustoßen. Nur wenn uns dies gelingt, können wir erkennen, 
wie die Vereinten Nationen am ehesten in nützlicher Weise tätig 
werden und einen maßgeblichen Beitrag zur Lösung dieser Pro­
bleme leisten können. 
Wie immer schon ist es auch heute kein Kunststück, die Verein­
ten Nationen zu kritisieren und zu verurteilen, besonders für die 
vielen Menschen überall in der Welt, die mit der derzeitigen welt­
politischen Lage zutiefst unzufrieden sind und nicht wissen, wie 
man die Dinge ändern soll. Wie bei anderen politischen Vertre­
tungskörperschaften gibt es auch hier sicher manchen Grund zur 
Kritik. Wir sollten jedoch berechtigte Kritik sorgsam unterschei­
den von einer negativen, oft eigennützigen Motiven entspringen­
den Abwertung der Vereinten Nationen, in der diese gerade des­
wegen angegriffen werden, weil sie eine weltumfassende Institu­
tion sind. 
Für eine Organisation, die sich aus 153 souveränen Staaten zusam­
mensetzt und auf deren Tagesordnung die meisten der unter die­
sen Staaten strittigen Fragen stehen, ist es nahezu unmöglich, sich 
jenseits aller Kontroversen zu halten. Daß eine solche Institution 

umstritten ist, ist nur natürlich, solange sie gleichzeitig auch wei­
terhin von den Grundprinzipien und Zielen der Charta ausgeht. 
Es ist ebenfalls natürlich, daß für die auf der Seite der Mehrheit 
stehenden Staaten die Vereinten Nationen im allgemeinen weni­
ger kontrovers sind als für die anderen, die sich in der Minderheit 
befinden, wobei jedoch nicht übersehen werden sollte, daß sich in 
den Vereinten Nationen — wie von einer Organisation unabhän­
giger souveräner Staaten nicht anders zu erwarten — Mehrheiten 
und Minderheiten je nach dem zur Debatte stehenden Thema än­
dern und daß es die sogenannte »automatische Mehrheit< nicht 
gibt. 
Ich bin zwar für eine berechtigte Kritik an den Vereinten Natio­
nen durchaus empfänglich, doch liegt mir ihr Sinn und Nutzen für 
die Lösung der drängenden Probleme der von ihr repräsentierten 
Welt weitaus mehr am Herzen. Ich habe immer noch den Ein­
druck, daß der enorme Aufwand an Tagungen und Dokumenten in 
keinem Verhältnis zu den dabei herauskommenden praktischen 
Maßnahmen für die Zukunft oder tatsächlichen Vorteilen für die 
Weltbevölkerung steht. Mir ist auch darum zu tun, daß die Orga­
nisation ihren ausgewogenen und umfassenden Charakter beibe­
hält und daß die Auseinandersetzung mit bestimmten Schlüssel­
fragen nicht die Aufmerksamkeit von anderen wichtigen Weltpro­
blemen ablenken darf. 
Gewisse Kreise neigen immer noch zu der Auffassung, daß die 
Vereinten Nationen im wahren Prozeß der internationalen Bezie­
hungen, der sich angeblich anderswo in den Vorzimmern der 
Macht abspielt, nur eine periphere Rolle spielen. Die Tatsache, 
daß sich die Regierungen in Krisenzeiten im allgemeinen prompt 
an die Vereinten Nationen wenden, ist meines Erachtens ein kla­
rer Beweis dafür, wie irrig und auch gefährlich diese Einstellung 
ist. 
Eine der wichtigsten und nur selten gesehenen Aufgaben der 
Vereinten Nationen besteht darin, Ideen und Grundsätze lebendig 
zu halten, die sich nicht unmittelbar verwirklichen lassen, aber 
dennoch als Ziele bestehen bleiben, die angestrebt und schließ­
lich verwirklicht werden müssen. Ein solches Ziel, das inzwischen 
glücklicherweise erreicht ist; war die Selbstbestimmung und Un­
abhängigkeit des Volkes von Simbabwe. Es gibt noch viele andere, 
konkrete und allgemeine Ziele, bei denen das beständige Engage­
ment der Vereinten Nationen, das sich in Debatten, Anhörungen, 
Berichten und anderen Aktivitäten niederschlägt, maßgeblich zur 
Verdeutlichung anstehender Probleme beiträgt und den Weg zu 
einer Lösung weist. Vor allem im Wirtschafts- und Sozialbereich 
kann die Organisation langfristig in ganz entscheidendem Maße 
dafür sorgen, daß Probleme in den Brennpunkt des Interesses ge­
rückt, etablierte Einstellungen dazu verändert und Programme, 
Strategien und Leitlinien formuliert werden, die den Mitglied­
staaten einen Rahmen für die Auseinandersetzung mit wichtigen 
Problemen liefern. Dabei sollten wir uns jedoch unbedingt jedes 
Jahr der Mühe unterziehen festzustellen, wie weit wir mit diesen 
Problemen praktisch vorangekommen sind. 
Zu Beginn dieses Berichts habe ich erwähnt, daß das System der 
Vereinten Nationen ursprünglich nicht als operatives System ge­
dacht war. Die Operationen, die es heute durchführt, sind daher 
weitgehend improvisiert. Gut durchgeführte Operationen sind je­
doch der beste Beweis für die Möglichkeit eines erfolgreichen in­
ternationalen Vorgehens und stärken auch den Geist der Solidari­
tät, den ich oben als wichtigsten Einigungsfaktor bei unserer Aus­
einandersetzung mit strittigen und kontroversen Problemen be­
zeichnet habe. Eine große humanitäre Aktion oder Friedenssiche­
rungsoperation ist ein eindrucksvolles Beispiel dafür, was eine in­
ternationale Operation leisten kann und wie dabei Absichten und 
Ziele, ja sogar Schwierigkeiten und Gefahren eine einigende und 
anspornende Wirkung ausüben. Derartige Beispiele sind die beste 
Antwort auf den müden Zynismus all derer, die ständig verkün­
den, die Vereinten Nationen seien ihrer Ansicht nach ein aus­
sichtsloses Unternehmen. Nachdem die Vereinten Nationen inzwi­
schen 35 Jahre alt sind, können sie nicht mehr erwarten, genauso 
mühelos Schlagzeilen zu machen wie in ihren jungen Jahren. Da­
für können sie jedoch voraussichtlich auf eine ständig zunehmen­
de Zahl solider und dauerhafter Leistungen und Erfolge sowie 
auch auf dramatische Situationen zurückblicken, in denen der 
Frieden erhalten oder gerettet werden konnte. Wenn es uns ge­
lingt, auf diesem Weg weiterzuschreiten, werden wir immer mehr 
Achtung und Unterstützung finden und werden wir — bei aus­
reichendem Verantwortungsbewußtsein und Pflichtgefühl und 
ausreichender Erfahrung — auch die erforderliche Autorität ge­
winnen und die gewünschten Erfolge erzielen. 
Für eine Weltsituation wie die unsere gibt es nur selten schnelle 
oder leichte Erfolge, hingegen viele Hindernisse und Fußangeln. 
Wir müssen uns deshalb bewußt darum bemühen, auch in Zu­
kunft mit Zuversicht und Entschlossenheit auf den Fundamenten 
weiterzubauen, die vor 35 Jahren so sorgfältig gelegt wurden. 

10. September 1980 

Anmerkung: Für Überschrift und Zwischenüberschriften ist die 
Redaktion verantwortlich. 
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Dokumente der Vereinten Nationen 
Nahost, Namibia, Generalversammlung 

Nahost 

GENERALVERSAMMLUNG — Gegen­
stand: Die Palästina-Frage. — Resolu­
tion 34/65B vom 29. November 1979 

Die Generalversammlung, 
— unter Hinweis auf die in Ziffer 4 ihrer 

Resolution 33/28A vom 7. Dezember 
1978 enthaltene Erklärung und in Be­
kräftigung dieser Erklärung, demzufol­
ge Abkommen zur Lösung des Palästi­
na-Problems nur gültig sind, wenn sie 
sich im Rahmen der Vereinten Natio­
nen und ihrer Charta sowie ihrer Reso­
lutionen auf der Grundlage der voll­
ständigen Erringung und Ausübung 
der unveräußerlichen Rechte des palä­
stinensischen Volkes bewegen, ein­
schließlich des Rechts auf Rückkehr und 
des Rechts auf nationale Unabhängig­
keit und Souveränität in Palästina so­
wie unter Teilnahme der Palästinensi­
schen Befreiungsorganisation, 

— in Kenntnisnahme der Ziffern 33 bis 35 
des Berichts des Ausschusses für die 
Ausübung der unveräußerlichen Rech­
te des palästinensischen Volkes, 

1. stellt mit Bedauern fest, daß die Ver­
einbarung von Camp David außerhalb 
des Rahmens der Vereinten Nationen 
und ohne Teilnahme der Palästinensi­
schen Befreiungsorganisation als Ver­
treterin des palästinensischen Volkes 
abgeschlossen worden sind; 

2. weist diejenigen Bestimmungen der 
Vereinbarungen zurück, die die unver­
äußerlichen Rechte des palästinensi­
schen Volkes ignorieren, gegen sie ver­
stoßen, sie verletzen oder negieren, ein­
schließlich des Rechts auf Rückkehr, des 
Rechts auf Selbstbestimmung und des 
Rechts auf nationale Unabhängigkeit 
und Souveränität in Palästina in Über­
einstimmung mit der Charta der Ver­
einten Nationen, sowie desgleichen 
diejenigen Bestimmungen, die die wei­
tere israelische Besetzung der von Is­
rael seit 1967 okkupierten palästinensi­
schen Territorien vorsehen und ent­
schuldigen; 

3. verurteilt nachdrücklich alle Teilver­
einbarungen und Separatverträge, die 
eine flagrante Verletzung der Rechte 
des palästinensischen Volkes, der Prin­
zipien der Charta und der in den ver­
schiedenen internationalen Foren ver­
abschiedeten Resolutionen zur Palästi­
na-Frage darstellen; 

4. erklärt, daß die Vereinbarungen von 
Camp David sowie andere Abkommen 
keine Gültigkeit besitzen, soweit sie 
den Anspruch stellen, die Zukunft 
des palästinensischen Volkes und der 
von Israel seit 1967 besetzten palästi­
nensischen Territorien festzulegen. 

Abstimmungsergebnis: +75; —33; =37. 

GENERALVERSAMMLUNG — Gegen­
stand: Nukleare Rüstung Israels. —Re­
solution 34/89 vom 11. Dezember 1979 

Die Generalversammlung, 
— sehr beunruhigt über die immer 

zahlreicheren Informationen und Indi­
zien bezüglich der auf den Erwerb und 
die Entwicklung von Kernwaffen ge­
richteten Aktivitäten Israels, 

— unter Hinweis auf ihre Resolution 33/ 
71A vom 14. Dezember 1978 über militä­
rische und nukleare Kollaboration mit 
Israel, 

— unter Hinweis auf ihre wiederholte 
Verurteilung der militärischen und nu­
klearen Kollaboration zwischen Israel 
und Südafrika, 

— in Bekräftigung ihrer Resolutionen 
3263 (XXIX) vom 9. Dezember 1974, 
3474(XXX) vom 11. Dezember 1975, 31/71 
vom 10. Dezember 1976, 32/82 vom 
12. Dezember 1977 und 33/64 vom 
14. Dezember 1978 über die Errichtung 
einer kernwaffenfreien Zone im Gebiet 
des Nahen Ostens, 

— in der Uberzeugung, daß die Entwick­
lung einer Nuklearkapazität durch Is­
rael die bereits gefährliche Situation 
in der Region weiter verschärfen und 
den Weltfrieden und die internationale 
Sicherheit weiter bedrohen würde, 

1. fordert alle Staaten auf, jede Art der 
Zusammenarbeit mit Israel einzustel­
len, die dem Land beim Erwerb und 
bei der Entwicklung von Kernwaffen 
behilflich sein kann, und auch die un­
ter ihre Jurisdiktion fallenden Unter­
nehmen, Institutionen und Einzelperso­
nen von jeder Art der Zusammenar­
beit abzubringen, die dazu führen 
kann, daß Israel in den Besitz von 
Kernwaffen gelangt; 

2. fordert alle Staaten auf, alle erforder­
lichen Maßnahmen zur Verhinderung 
des Transfers von für Kernwaffen ver­
wendbaren spaltbaren Materialien und 
nuklearen Technologien an Israel zu er­
greifen; 

3. fordert Israel auf, alle seine nuklearen 
Einrichtungen der Kontrolle durch die 
Internationale Atomenergie-Organisa­
tion zu unterstellen; 

4. verurteilt scharf jeden Versuch Israels, 
Kernwaffen herzustellen, zu erwerben, 
zu lagern oder zu testen bzw. sie in den 
Nahen Osten einzuführen; 

5. ersucht den Sicherheitsrat, geeignete 
Maßnahmen zur Sicherung der Durch­
führung der entsprechenden Resolutio­
nen über die nukleare Rüstung Is­
raels zu ergreifen; 

6. ersucht den Generalsekretär, mit Hi l ­
fe qualifizierter Sachverständiger eine 
Untersuchung über die nukleare Rü­
stung Israels vorzubereiten und der Ge­
neralversammlung auf ihrer sechsund­
dreißigsten Tagung darüber zu berich­
ten; 

7. ersucht den Generalsekretär ferner, der 
Generalversammlung auf ihrer fünf­
unddreißigsten Tagung einen Zwi­
schenbericht über die Arbeit der Sach­
verständigengruppe vorzulegen; 

8. beschließt die Aufnahme des Punkts 
>Nukleare Rüstung Israels< in die vor­
läufige Tagesordnung ihrer fünfund­
dreißigsten Tagung. 

Abstimmungsergebnis: +97; —10; =38 
(darunter Deutschland (Bundesrepu­
blik), Frankreich und Großbritannien). 

GENERALVERSAMMLUNG — Gegen­
stand: Hilfe beim Wiederaufbau und 
bei der Entwicklung des Libanon. — Re­
solution 34/135 vom 14. Dezember 1979 

Die Generalversammlung, 
— in Bekräftigung ihrer Resolution 33/146 

vom 20. Dezember 1978 über Hilfe beim 
Wiederaufbau und bei der Entwicklung 
des Libanon, 

— nach Behandlung des Berichts des Ge­
neralsekretärs vom 26. September 1979, 

1. nimmt mit Befriedigung Kenntnis von 
der vom Generalsekretär vorgenomme­
nen Ernennung eines Koordinators, 
der die Regierung des Libanon bei der 
Beurteilung, Festlegung und Staffelung 
der Hilfsprogramme unterstützen und 
deren Durchführung entsprechend den 
Bedürfnissen des Libanon gewährlei­
sten soll; 

2. ersucht den Generalsekretär um Fort­
setzung seiner Bemühungen um die 
vollständige Durchführung der Resolu­
tion 33/146 der Generalversammlung; 

3. ersucht den Generalsekretär ferner, 
dem Wirtschafts- und Sozialrat auf der 
ersten ordentlichen Tagung des Jahres 
1980 und der Generalversammlung auf 
ihrer fünfunddreißigsten Tagung über 
den Stand der Durchführung dieser Re­
solution Bericht zu erstatten. 

Abstimmungsergebnis: Ohne förmliche Ab­
stimmung angenommen. 

GENERALVERSAMMLUNG — Gegen­
stand: Die Palästina-Frage. — Resolu­
tion ES-7/2 vom 29. Juli 1980 

Die Generalversammlung, 
— nach Behandlung der Palästina-Frage 

auf einer Notstandssondertagung, 
— in der Überzeugung, daß es eine schwe­

re Bedrohung des Weltfriedens und 
der internationalen Sicherheit darstellt, 
wenn es nicht gelingt, diese Frage zu 
lösen, 

— mit Bedauern und Besorgnis feststel­
lend, daß der Sicherheitsrat auf seiner 
2220. Sitzung vom 30. April 1980 auf­
grund der Gegenstimme der Vereinig­
ten Staaten von Amerika keinen Be­
schluß zu den Empfehlungen des Aus­
schusses für die Ausübung der unver­
äußerlichen Rechte des palästinensi­
schen Volkes fassen konnte, die von 
der Generalversammlung in ihren Re­
solutionen 31/20 vom 24. November 1976, 
32/40A vom 2. Dezember 1977, 33/28A 
vom 7. Dezember 1978 und 34/65A vom 
29. November 1979 gebilligt worden wa­
ren, 

— nach Behandlung des Schreibens des 
Ständigen Vertreters des Senegal und 
Vorsitzenden des Ausschusses für die 
Ausübung der unveräußerlichen Rechte 
des palästinensischen Volkes vom 1. Juli 
1980, 

— nach Anhörung der Erklärung des Be­
obachters der Palästinensischen Befrei­
ungsorganisation, der Vertretung des 
palästinensischen Volkes, 

1. verweist unter erneuter Bekräftigung 
derselben auf ihre Resolution 3236 
(XXIX) und 3237(XXIX) vom 22. No­
vember 1974 und alle anderen Resolu­
tionen der Vereinten Nationen, die für 
die Palästina-Frage von Belang sind; 

2. bekräftigt insbesondere, daß es ge­
mäß der Charta und den einschlägigen 
Resolutionen der Vereinten Nationen 
ohne den Rückzug Israels aus allen 
besetzten palästinensischen und ande­
ren arabischen Gebieten einschließlich 
Jerusalems und ohne die Herbeifüh-
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rung einer gerechten Lösung des Palä­
stina-Problems auf der Grundlage der 
Verwirklichung der unveräußerlichen 
Rechte des palästinensischen Volkes in 
Palästina zu keinem umfassenden, ge­
rechten und dauerhaften Frieden im 
Nahen Osten kommen kann; 

3. bekräftigt das unveräußerliche Recht 
der aus ihren Heimstätten und von 
ihrem Grund und Boden in Palästina 
vertriebenen, entwurzelten Palästinen­
ser auf Rückkehr und fordert diese 
Rückkehr; 

4. bekräftigt ferner die unveräußerlichen 
Rechte des palästinensischen Volkes in 
Palästina, darunter 
a) das Recht auf Selbstbestimmung 

ohne Einmischung von außen so­
wie auf nationale Unabhängigkeit 
und Souveränität; 

b) das Recht auf Errichtung seines 
eigenen unabhängigen, souveränen 
Staates; 

5. bekräftigt das Recht der Palästinensi­
schen Befreiungsorganisation, der Ver­
tretung des palästinensischen Volkes, 
gleichberechtigt an allen im Rahmen 
der Vereinten Nationen stattfindenden 
Bemühungen, Beratungen und Konfe­
renzen über die Palästina-Frage und 
die Lage im Nahen Osten teilzuneh­
men; 

6. bekräftigt das Grundprinzip der Unzu­
lässigkeit der gewaltsamen Aneignung 
von Gebieten; 

7. fordert Israel dazu auf, sich unter 
Intakthaltung allen Eigentums und 
aller Versorgungseinrichtungen voll­
ständig und bedingungslos aus allen 
seit Juni 1967 besetzten palästinensi­
schen und anderen arabischen Gebie­
ten einschließlich Jerusalems zurück­
zuziehen, und drängt darauf, daß ein 
derartiger Rückzug aus allen besetzten 
Gebieten vor dem 15. November 1980 
beginnen sollte; 

8. verlangt, daß Israel der vom Sicher­
heitsrat am 1. März 1980 einstimmig 
verabschiedeten Resolution 465(1980) 
voll und ganz nachkommt; 

9. verlangt ferner, daß Israel allen Reso­
lutionen der Vereinten Nationen hin­
sichtlich des historischen Charakters 
der Heiligen Stadt Jerusalem, insbe­
sondere der Resolution 476(1980) des 
Sicherheitsrats vom 30. Juni 1980, voll 
und ganz nachkommt; 

10. bringt ihren Widerstand gegen alle 
Politiken und Pläne zum Ausdruck, 
die auf eine Neuansiedlung der Palä­
stinenser außerhalb ihres Heimatlan­
des abzielen; 

11. ersucht und ermächtigt den General­
sekretär, gegebenfalls in Absprache 
mit dem Ausschuß für die Ausübung 
der unveräußerlichen Rechte des palä­
stinensischen Volkes als Grundlage für 
die Beilegung der Palästina-Frage die 
erforderlichen Maßnahmen zur Durch­
führung der Empfehlungen in Ziffer 
59 bis 72 des Berichts des Ausschus­
ses an die dreiunddreißigste Tagung 
der Generalversammlung zu ergreifen; 

12. ersucht den Generalsekretär, der Ge­
neralversammlung auf ihrer fünfund­
dreißigsten Tagung über die Durch­
führung dieser Resolution zu berich­
ten; 

13. ersucht den Sicherheitsrat, im Falle 
der Nichtbefolgung dieser Resolution 
durch Israel zusammenzutreten, um 
über die Lage und die Verabschiedung 
wirksamer Maßnahmen gemäß Kapi­
tel VI I der Charta zu beraten: 

14. beschließt, die siebente Notstandsson­
dertagung vorläufig zu vertagen und 
den Präsidenten der jeweils letzten 

ordentlichen Tagung der Generalver­
sammlung zu ermächtigen, auf Antrag 
von Mitgliedstaaten ihre Wiederauf­
nahme zu verfügen. 

Abstimmungsergebnis: +112; —7: Austra­
lien, Dominikanische Republik, Guate­
mala, Israel, Kanada, Norwegen, Ver­
einigte Staaten; =24: Bahamas, Belgien, 
Birma, Dänemark, Deutschland (Bun­
desrepublik), Fidschi, Finnland, Frank­
reich, Großbritannien, Haiti, Honduras, 
Irland, Island, Italien, Japan, Liberia, 
Luxemburg, Neuseeland, Niederlande, 
Österreich, Paraguay, Portugal, Samoa, 
Schweden. Folgende 9 Mitgliedstaaten 
waren entweder nicht anwesend oder 
nahmen an der Abstimmung nicht teil: 
Äquatorial-Guinea, Dominica, Komo­
ren, Malawi, Papua-Neuguinea, Salomo­
nen, Südafrika, Swasiland, Zentral­
afrikanische Republik. 

GENERALVERSAMMLUNG — Gegen­
stand: Arbeit des Ausschusses für die 
Ausübung der unveräußerlichen Rechte 
des palästinensischen Volkes. — Reso­
lution ES-7/3 vom 29. Juli 1980 

Die Generalversammlung, 
— nach Anhörung der Erklärung des Vor­

sitzenden des Ausschusses für die Aus­
übung der unveräußerlichen Rechte des 
palästinensischen Volkes und des Aus­
schußberichterstatters, 

1. spricht dem Ausschuß für die Aus­
übung der unveräußerlichen Rechte des 
palästinensischen Volkes ihre Anerken­
nung für seine Bemühungen um die 
Durchführung seiner Aufgaben aus; 

2. bringt ihre große Wertschätzung für 
die Untersuchungen zu verschiedenen 
Aspekten der Palästina-Frage zum Aus­
druck, die unter Anleitung des Aus­
schusses für die Ausübung der unver­
äußerlichen Rechte des palästinensi­
schen Volkes von der Sondereinheit 
des Sekretariats für die Rechte der 
Palästinenser veröffentlicht wurden, 
und ersucht den Ausschuß erstens, sorg­
fältig zu untersuchen, aus welchen 
Gründen Israel sich geweigert hat, den 
einschlägigen Resolutionen der Verein­
ten Nationen nachzukommen, insbeson­
dere der Resolution 31/20 vom 24. No­
vember 1976, mit der sich die General­
versammlung den Empfehlungen des 
Ausschusses in seinem Bericht an die 
einunddreißigste Tagung der General­
versammlung anschloß, sowie den zahl­
reichen Resolutionen, die den Rückzug 
Israels aus den besetzten palästinen­
sischen and anderen arabischen Gebie­
ten einschließlich Jerusalems fordern, 
und zweitens, diese Untersuchung der 
Generalversammlung vorzulegen; 

3. ersucht den Ausschuß für die Ausübung 
der unveräußerlichen Rechte des palä­
stinensischen Volkes, der Generalver­
sammlung auf ihrer fünfunddreißigsten 
Tagung über die Fortschritte bei der 
Erstellung seiner Untersuchung zu be­
richten. 

Abstimmungsergebnis: +112; —5; =26. 

SICHERHEITSRAT — Mitteilung des Prä­
sidenten des Sicherheitsrats am 18. April 
1980 (UN-Doc.S/13900) 
Der Präsident des Sicherheitsrats verlas 
auf der 2217. Sitzung des Sicherheitsrats 
am 18. April 1980 folgende Erklärung im 
Zusammenhang mit der Beratung des Ta­
gesordnungspunkts >Die Lage im Nahen 
Ostern durch den Rat: 
»Nach Konsultation der Mitglieder des 

Sicherheitsrats bin ich ermächtigt, als Prä­
sident des Sicherheitsrats die folgende, 
von allen Mitgliedern des Rates verein­
barte Erklärung abzugeben: 
>Ich bin vom Sicherheitsrat ermächtigt, 
im Namen seiner Mitglieder folgende Er­
klärung abzugeben, die im Zusammenhang 
mit der Beratung der beim Sicherheitsrat 
anhängigen Resolution über die Gesamt­
lage im Libanon und über die feindseli­
gen Handlungen gegen den Libanon, die 
UNIFIL und die UNTSO steht. 
Die Mitglieder des Sicherheitsrats sind 
entsetzt und empört über die dem Sicher­
heitsrat berichteten Angriffe auf die Trup­
pe und die kaltblütige Ermordung von 
Soldaten der Friedenstruppe durch die 
De-facto-Streitkräfte. 
Dieses beispiellose, barbarische Vorgehen 
gegen eine Friedenstruppe ist eine unmit­
telbare Herausforderung und offene Miß­
achtung der Autorität des Sicherheitsrats 
und des Auftrags der Vereinten Nationen, 
den Weltfrieden und die internationale 
Sicherheit zu wahren. 
Der Sicherheitsrat verurteilt nachdrücklich 
alle, die Mitverantwortung für dieses ver­
brecherische Vorgehen tragen. Der Rat 
bekräftigt seine Absicht, die durch die La­
ge geforderten entschlossenen Maßnahmen 
zu treffen, um die UNIFIL instand zu set­
zen, die sofortige und vollständige Kon­
trolle über ihr gesamtes Einsatzgebiet bis 
zu den international anerkannten Grenzen 
zu erlangen. 
Der Rat spricht der Regierung von Irland 
und den Angehörigen der Opfer sein tief­
empfundenes Beileid aus. 
Der Rat lobt auch das tapfere Vorgehen 
der Befehlshaber und Soldaten der UNI­
FIL und den unter schwierigsten Bedin­
gungen bewiesenen Mut der Beobachter 
der Vereinten Nationen.« « 

SICHERHEITSRAT — Gegenstand: Behin­
derungen der Tätigkeit von UNIFIL. — 
Resolution 467 (1980) vom 24. April 1980 

Der Sicherheitsrat, 
— auf Antrag der Regierung des Libanon 

tätig werdend, 
— nach eingehender Beschäftigung mit 

dem Sonderbericht des Generalsekre­
tärs vom 12. April 1980 (S/13888) und 
den anschließenden Erklärungen, Be­
richten und Addenda, 

— nach seiner Stellungnahme in der Er­
klärung des Präsidenten des Sicher­
heitsrats vom 18.Aprü 1980 (S/13900), 

— unter Hinweis auf seine Resolutionen 
425 (1978), 426 (1978), 427 (1978), 434 (1978), 
444 (1979), 450 (1979) und 459 (1979), 

— unter Hinweis auf das Mandat und die 
allgemeinen Richtlinien für die UNI­
FIL, wie im Bericht des Generalsekre­
tärs vom 19.März 1978 (S/12611) darge­
legt und mit Resolution 426 (1978) be­
stätigt, wonach insbesondere gilt', 
a) daß »die Truppe in der Lage sein 

muß, als integrierte und leistungs­
fähige militärische Einheit zu ope­
rieren«; 

b) daß »die Truppe über die erforder­
liche Bewegungs- und Kommunika­
tionsfreiheit und die anderen für die 
Erfüllung ihrer Aufgaben notwendi­
gen Hilfen verfügen muß«; 

c) daß »die Truppe nur zur Selbstver­
teidigung Gewalt anwenden darf«; 

d) daß »zur Selbstverteidigung auch der 
Widerstand gegen gewaltsame Ver­
suche gehört, sie an der Erfüllung 
ihrer Pflichten gemäß dem Mandat 
des Sicherheitsrats zu hindern«, 

1. bekräftigt seine Entschlossenheit zur 
Durchführung der obengenannten Re­
solutionen, insbesondere der Resolu­
tionen 425 (1978), 426 (1978) und 459 
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(1979), in dem gesamten, der UNIFIL 
anvertrauten Operationsgebiet bis zu 
den international anerkannten Gren­
zen; 

2. verurteilt alle den obengenannten Re­
solutionen zuwiderlaufenden Handlun­
gen und beklagt insbesondere lebhaft 
a) jede Verletzung der libanesischen 

Souveränität und territorialen In­
tegrität; 

b) die militärische Intervention Israels 
im Libanon; 

c) alle Gewaltakte in Verletzung des 
Allgemeinen Waffenstillstandsab­
kommens zwischen Israel und dem 
Libanon; 

d) die militärische Unterstützung der 
sogenannten >De-facto-Streitkräf-
te<; 

e) alle Handlungen, die eine Störung 
der Organisation der Vereinten Na­
tionen für die Überwachung des 
Waffenstillstands (UNTSO) darstel­
len; 

f) alle gegen die UNIFIL und im Ope­
rationsgebiet der UNIFIL oder un­
ter Durchquerung derselben began­
genen feindseligen Handlungen als 
Zuwiderhandlungen gegen die Re­
solutionen des Sicherheitsrats; 

g) jede Behinderung der Fähigkeit der 
UNFIL, den vollständigen Abzug 
israelischer Truppen aus dem Liba­
non zu bestätigen, die Einstellung 
der Feindseligkeiten zu überwachen, 
den friedlichen Charakter des 
Operationsgebiets zu gewährleisten, 
Bewegungen zu kontrollieren und 
zur wirksamen Wiederherstellung 
der Souveränität des Libanon für 
erforderlich erachtete Maßnahmen 
zu ergreifen; 

h) Handlungen, die beim Personal der 
UNIFIL und der UNTSO zu Verlu­
sten an Menschenleben und zu Ver­
wundungen geführt haben, die Be­
lästigung und Mißhandlung dieses 
Personals, die Unterbrechung von 
Nachrichtenverbindungen sowie die 
Zerstörung von Sachwerten und 
Material; 

3. verurteilt die absichtliche Bombardie­
rung des UNIFIL-Hauptquartiers und 
vor allem des Feldlazaretts, das gemäß 
dem Völkerrecht besonderen Schutz 
genießt; 

4. würdigt die Bemühungen des General­
sekretärs und der beteiligten Regie­
rungen, die Einstellung der Feindselig­
keiten herbeizuführen und die UNIFIL 
in die Lage zu versetzen, ihr Mandat 
wirksam und ohne Einmischung 
durchzuführen; 

5. würdigt die große Zurückhaltung der 
UNIFIL bei der Wahrnehmung ihrer 
Pflichten unter sehr widrigen Um­
ständen; 

6. lenkt die Aufmerksamkeit auf die im 
Mandat enthaltenen Bestimmungen, 
nach denen die Truppe Gebrauch von 
ihrem Selbstverteidigungsrecht ma­
chen könnte; 

7. lenkt die Aufmerksamkeit auf das 
Mandat der UNIFIL, dem zufolge die 
Truppe sich mit allen Kräften darum 
bemüht, eine Wiederaufnahme der 
Kämpfe zu verhindern und dafür zu 
sorgen, daß ihr Operationsgebiet für 
keinerlei feindselige Aktivitäten be­
nutzt wird; 

8. ersucht den Generalsekretär, auf ge­
eigneter Ebene eine Zusammenkunft 
der Gemischten israelisch-libanesi­
schen Waffenstillstandskommission 
(ILMAC) einzuberufen, damit diese 
präzise Empfehlungen abgeben und 
außerdem das Allgemeine Waffenstill­
standsabkommen im Hinblick auf die 

Wiederherstellung der Souveränität 
des Libanon über sein gesamtes Ho­
heitsgebiet bis zu den international 
anerkannten Grenzen reaktivieren 
kann; 

9. fordert alle beteiligten Parteien und 
alle, die irgendeine Hilfestellung lei­
sten können, dazu auf, gemeinsam mit 
dem Generalsekretär die UNIFIL in 
die Lage zu versetzen, ihr Mandat zu 
erfüllen; 

10. erkennt an, daß dringend alle Mittel 
und Wege, einschließlich einer Ver­
stärkung der Kapazität der UNIFIL 
zur Erfüllung aller Aspekte ihres 
Mandats, untersucht werden müssen, 
mit denen für die volle Durchführung 
der Resolution 425 (1978) gesorgt wer­
den kann; 

11. ersucht den Generalsekretär, sobald 
wie möglich über die Fortschritte bei 
diesen Initiativen und über die Ein­
stellung der Feindseligkeiten zu be­
richten. 

Abstimmungsergebnis: +12; —0; =3: 
Deutsche Demokratische Republik, So­
wjetunion, Vereinigte Staaten. 

SICHERHEITSRAT — Gegenstand: Die 
Lage in den von Israel besetzten ara­
bischen Gebieten. — Resolution 468 
(1980) vom 8. Mai 1980 

Der Sicherheitsrat, 
— unter Hinweis auf das Genfer Abkom­

men von 1949, 
— tief besorgt über die Ausweisung der 

Bürgermeister von Hebron und Hal-
houl sowie des Scheria-Richters von 
Hebron durch die militärischen Besat­
zungsbehörden Israels, 

1. fordert die Regierung Israels als Besat­
zungsmacht auf, diese illegalen Maß­
nahmen rückgängig zu machen und den 
ausgewiesenen palästinensischen Füh­
rern die sofortige Rückkehr zu ermög­
lichen, damit sie die Ämter, in die sie 
gewählt und eingesetzt wurden, wie­
der ausüben können; 

2. ersucht den Generalsekretär, über die 
Durchführung dieser Resolution zu be­
richten. 

Abstimmungsergebnis: +14; —0; =1: Ver­
einigte Staaten. 

SICHERHEITSRAT — Gegenstand: Die 
Lage in den von Israel besetzten arabi­
schen Gebieten. — Resolution 469 
(1980) vom 20. Mai 1980 

Der Sicherheitsrat, 
— nach Behandlung des vom Generalse­

kretär gemäß Resolution 468 (1980) des 
Sicherheitsrats vom 13. Mai 1980 vor­
gelegten Berichts (S/13938), 

— unter Hinweis auf das Vierte Genfer 
Abkommen von 1949 und insbesondere 
Artikel 1 mit dem Wortlaut »Die Hohen 
Vertragsparteien verpflichten sich, das 
vorliegende Abkommen unter allen Um­
ständen einzuhalten und seine Einhal­
tung durchzusetzen« sowie Artikel 49 
mit dem Wortlaut »Einzel- oder Mas­
senzwangsverschickungen sowie Ver­
schleppungen von geschützten Personen 
aus besetztem Gebiet nach dem Gebiet 
der Besatzungsmacht oder dem irgend­
eines anderen besetzten oder unbesetz­
ten Staates sind ohne Rücksicht auf 
deren Beweggrund untersagt«, 

1. beklagt lebhaft, daß die Regierung Is­
raels der Resolution 468 (1980) des Si­
cherheitsrats vom 8. Mai 1980 nicht 
nachgekommen ist; 

2. fordert die Regierung Israels als Be­
satzungsmacht erneut auf, die durch die 
israelischen Militärbesatzungsbehörden 

mit der Ausweisung der Bürgermeister 
von Hebron und Halhoul sowie des 
Scheria-Richters von Hebron getroffe­
nen illegalen Maßnahmen rückgängig 
zu machen und den ausgewiesenen pa­
lästinensischen Führern die sofortige 
Rückkehr zu ermöglichen, damit sie die 
Ämter, in die sie gewählt und einge­
setzt wurden, wieder ausüben können; 

3. spricht dem Generalsekretär für seine 
Bemühungen seine Anerkennung aus 
und ersucht ihn, seine Bemühungen 
fortzusetzen, um die sofortige Durch­
führung dieser Resolution zu gewähr­
leisten, und dem Sicherheitsrat zum 
frühestmöglichen Zeitpunkt über die 
Ergebnisse seiner Bemühungen zu be­
richten. 

Abstimmungsergebnis: + 14; — 0; = 1: 
Vereinigte Staaten. 

SICHERHEITSRAT — Gegenstand: Über­
wachung der Entflechtung auf den Go-
lanhöhen. — Resolution 470(1980) vom 
30. Mai 1980 

Der Sicherheitsrat, 
— nach Behandlung des Berichts des Ge­

neralsekretärs über die Beobachter­
truppe der Vereinten Nationen für die 
Truppenentflechtung (S/13957), 

> beschließt, 
a) die beteiligten Parteien aufzufor­

dern, die Resolution 338(1973) des Si­
cherheitsrats vom 22. Oktober 1973 
unverzüglich durchzuführen; 

b) das Mandat der Beobachtertruppe 
der Vereinten Nationen für die 
Truppenentflechtung um weitere 
sechs Monate, d. h. bis zum 30. No­
vember 1980, zu verlängern; 

c) den Generalsekretär zu ersuchen, 
mit Ablauf dieses Zeitraums einen 
Bericht über die Entwicklung der 
Lage und die zur Durchführung der 
Resolution 338(1973) des Sicherheits­
rats getroffenen Maßnahmen vorzu­
legen. 

Abstimmungsergebnis: +14; —0; =0. Chi­
na nahm an der Abstimmung nicht teil. 

SICHERHEITSRAT — Gegenstand: Die 
Lage in den von Israel besetzten ara­
bischen Gebieten. — Resolution 471 
(1980) vom 5. Juni 1980 

Der Sicherheitsrat, 
— unter erneutem Hinweis auf das Vierte 

Genfer Abkommen zum Schutze von 
Zivilpersonen in Kriegszeiten (1949) und 
insbesondere auf Artikel 27 dieses Ab­
kommens, in dem es unter anderem 
heißt: 
»Die geschützten Personen haben un­
ter allen Umständen Anspruch auf Ach­
tung ihrer Person... Sie werden jeder­
zeit mit Menschlichkeit behandelt und 
insbesondere vor Gewalttätigkeit oder 
Einschüchterung . . . geschützt.«, 

— erneut erklärend, daß das Vierte Gen­
fer Abkommen zum Schutze von Zivil­
personen in Kriegszeiten auf die seit 
1967 von Israel besetzten arabischen 
Gebiete einschließlich Jerusalems an­
wendbar ist, 

— ferner unter Hinweis auf seine Reso­
lutionen 468(1980) und 469(1980) vom 8. 
bzw. 20. Mai 1980, 

— in Bekräftigung seiner Resolution 465 
(1980), in der der Rat feststellte, »daß 
alle Maßnahmen Israels zur Verände­
rung des physischen Charakters, der 
demographischen Zusammensetzung, 
der institutionellen Struktur oder des 
Status der palästinensischen und ande­
ren seit 1967 besetzten arabischen Ge­
biete, einschließlich Jerusalems bzw. ir-
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gendeines Teils dieser Gebiete, keine 
Rechtsgültigkeit besitzen und daß Isra­
els Politik und Praxis, Teile seiner Be­
völkerung sowie Neueinwanderer in den 
genannten Gebieten anzusiedeln, eine 
flagrante Verletzung des Vierten Gen­
fer Abkommens zum Schutze von Zi­
vilpersonen in Kriegszeiten darstellt 
und ferner ein ernstes Hindernis auf 
dem Weg zu einem umfassenden, ge­
rechten und dauerhaften Frieden im 
Nahen Osten bildet«, und in der er 
nachdrücklich »die ständige und beharr­
liche Fortführung dieser Politiken und 
Praktiken durch Israel« beklagte, 

— empört über die Mordanschläge auf die 
Bürgermeister von Nablus, Ramallah 
und Al Bireh, 

— tief besorgt, daß es den jüdischen Sied­
lern in den besetzten arabischen Ge­
bieten gestattet ist, Waffen bei sich zu 
führen, aufgrund derer sie in der Lage 
sind, Verbrechen an der arabischen Zi­
vilbevölkerung zu begehen, 

1. verurteilt die Mordanschläge auf die 
Bürgermeister von Nablus, Ramallah 
und Al Bireh und fordert die sofortige 
Festnahme und Verurteilung der Täter; 

2. bringt seine tiefe Besorgnis darüber 
zum Ausdruck, daß Israel als Besat­
zungsmacht der Zivilbevölkerung in 
den besetzten Gebieten keinen ausrei­
chenden Schutz gemäß den Bestimmun­
gen des Vierten Genfer Abkommens 
zum Schutze von Zivilpersonen in 
Kriegszeiten (1949) gewährt hat; 

3. fordert die Regierung Israels auf, den 
Opfern für den aufgrund dieser Ver­
brechen erlittenen Schaden eine ange­
messene Entschädigung zu leisten; 

4. fordert die Regierung Israels erneut 
auf, das Vierte Genfer Abkommen von 
1949 sowie die diesbezüglichen Resolu­
tionen des Sicherheitsrats zu achten 
und zu befolgen; 

5. fordert alle Staaten erneut auf, Israel 
keinerlei Unterstützung zu gewähren, 
die speziell für die Siedlungen in den 
besetzten Gebieten bestimmt ist; 

6. bekräftigt die dringende Notwendig­
keit einer Beendigung der bereits seit 
1967 währenden Besetzung der arabi­
schen Gebiete einschließlich Jerusalems 
durch Israel; 

7. ersucht den Generalsekretär, über die 
Durchführung dieser Resolution zu be­
richten. 

Abstimmungsergebnis: +14; —0; =1: Ver­
einigte Staaten. 

SICHERHEITSRAT — Gegenstand: Wei­
terer Einsatz der Interimstruppe für 
den Südlibanon. — Resolution 474(1980) 
vom 17. Juni 1980 

Der Sicherheitsrat, 
— unter Hinweis auf seine Resolutionen 

425(1978), 426(1978), 427(1978), 434(1978), 
444(1979), 450(1979), 459(1979) und 467 
(1980) sowie die Erklärung des Präsi­
denten des Sicherheitsrats vom 18. April 
1980 (S/13900), 

— nach Prüfung des Berichts des Gene­
ralsekretärs vom 12. Juni 1980 über die 
Interimstruppe der Vereinten Nationen 
im Libanon (S/13994), 

— auf Ersuchen der Regierung des Liba­
non tätig werdend und mit Besorgnis 
die in ihren Schreiben an den Sicher­
heitsrat vom 8. Mai 1980 (S/13931), 
17. Mai 1980 (S/13946) und 27. Mai 1980 
(S/13962) aufgeworfenen Fragen zur 
Kenntnis nehmend, 

— in der Überzeugung, daß die derzeitige 
Situation schwerwiegende folgen für 
Frieden und Sicherheit im Nahen Osten 
hat, 

— in Bekräftigung seiner Forderung nach 
strikter Achtung der territorialen Inte­
grität, Einheit, Souveränität und poli­
tischen Unabhängigkeit des Libanon in 
seinen international anerkannten Gren­
zen, 

— in Würdigung der Leistungen der UNI-
FIL, jedoch mit dem Ausdruck seiner 
Beunruhigung angesichts der Hinder­
nisse, die einer uneingeschränkten Ent­
faltung der Kräfte der Truppe und 
ihrer Bewegungsfreiheit nach wie vor 
im Wege stehen und der Bedrohungen 
ihrer Sicherheit und der Sicherheit 
ihres Hauptquartiers, 

1. beschließt, das Mandat der Truppe um 
sechs Monate, d. h. bis zum 19. Dezem­
ber 1980, zu verlängern, und erklärt er­
neut seine Entschlossenheit im Hinblick 
auf die uneingeschränkte Ausübung des 
Mandats der UNIFIL in ihrem gesam­
ten Operationsbereich bis zu den inter­
national anerkannten Grenzen im Ein­
klang mit dem Auftrag und den Richt­
linien, wie sie in den diesbezüglichen 
Resolutionen des Sicherheitsrats nie­
dergelegt und bekräftigt sind; 

2. nimmt Kenntnis vom Bericht des Ge­
neralsekretärs (S/13994) und schließt 
sich den darin enthaltenen Feststellun­
gen und Empfehlungen voll an; 

3. verurteilt nachdrücklich alle den Be­
stimmungen des Mandats zuwiderlau­
fenden Aktivitäten und insbesondere 
die anhaltenden Gewaltakte, die die 
UNIFIL an der Erfüllung ihres Auf­
trags hindern; 

4. nimmt die vom Generalsekretär schon 
ergriffenen Schritte zur Einberufung 
einer Zusammenkunft der Gemischten 
israelisch-libanesischen Waffenstill­
standmission (ILMAC) zur Kenntnis 
und bittet die beteiligten Parteien ein­
dringlich, den Generalsekretär gemäß 
den diesbezüglichen Beschlüssen und 
Resolutionen des Sicherheitsrats, dar­
unter auch Resolution 467(1980), voll zu 
unterstützen; 

5. nimmt die Bemühungen der Mitglied­
staaten und insbesondere der truppen­
stellenden Länder um Unterstützung 
der UNIFIL zur Kenntnis und bittet 
alle, die dazu in der Lage sind, weiter­
hin ihren Einfluß bei den Beteiligten 
geltend zu machen, damit die Truppe 
ihre Aufgaben uneingeschränkt und un­
gehindert erfüllen kann; 

6. bekräftigt seine Entschlossenheit, für 
den Fall, daß die UNIFIL weiterhin bei 
der Ausübung ihres Mandats behindert 
wird, praktische Mittel und Wege zu 
untersuchen, um die uneingeschränkte 
Durchführung der Resolution 425(1978) 
zu gewährleisten; 

7. beschließt, mit dieser Frage befaßt zu 
bleiben. 

Abstimmungsergebnis: +12; —0; =2: 
Deutsche Demokratische Republik, So­
wjetunion. China nahm an der Abstim­
mung nicht teil. 

SICHERHEITSRAT — Gegenstand: Status 
der Heiligen Stadt Jerusalem. — Reso­
lution 476(1980) vom 30. Juni 1980 

Der Sicherheitsrat, 
— nach Behandlung des in Dokument S/ 

13966 vom 28. Mai 1980 enthaltenen, 
gleichfalls vom 28. Mai 1980 datierten 
Schreibens des Vertreters Pakistans 
und derzeitigen Vorsitzenden der Orga­
nisation der Islamischen Konferenz, 

— erneut erklärend, daß die gewaltsame 
Aneignung von Gebieten unzulässig ist, 

— eingedenk des besonderen Status Jeru­
salems und vor allem der Notwendig­
keit, den einzigartigen spirituellen und 

religiösen Gehalt der Heiligen Stätten 
dieser Stadt zu schützen und zu erhal­
ten, 

— in Bekräftigung seiner Resolutionen, 
die für den Charakter und Status der 
Heiligen Stadt Jerusalem von Bedeu­
tung sind, insbesondere der Resolutio­
nen 252(1968) vom 21. Mai 1968, 267(1969) 
vom 3. Juli 1969, 271(1969) vom 15. Sep­
tember 1969, 298(1971) vom 25. Septem­
ber 1971 und 265(1980) vom 1. März 1980, 

— unter Hinweis auf das Vierte Genfer 
Abkommen vom 12. August 1949 zum 
Schutze von Zivilpersonen in Kriegs­
zeiten, 

— die Beharrlichkeit beklagend, mit der 
Israel den physischen Charakter, die 
demographische Zusammensetzung, die 
institutionelle Struktur und den Status 
der Heiligen Stadt Jerusalem verän­
dert, 

— tief besorgt über die in der israelischen 
Knesset eingeleiteten legislativen Maß­
nahmen zur Änderung des Charakters 
und des Status der Heiligen Stadt Jeru­
salem, 

1. bekräftigt, daß zunächst und vor allem 
die anhaltende Besetzung der seit 1967 
von Israel besetzten arabischen Ge­
biete, einschließlich Jerusalems, been­
det werden muß; 

2. beklagt nachdrücklich die ständige Wei­
gerung Israels als Besatzungsmacht, die 
diesbezüglichen Resolutionen des Si­
cherheitsrats und der Generalversamm­
lung zu befolgen; 

3. bestätigt erneut, daß alle legislativen 
und administrativen Maßnahmen und 
Aktionen der Besatzungsmacht Israel, 
die eine Veränderung des Charakters 
und des Status der Heiligen Stadt Jeru­
salem zum Ziel haben, keine Rechts­
gültigkeit besitzen, eine flagrante Ver­
letzung des Vierten Genfer Abkom­
mens zum Schutze von Zivilpersonen 
in Kriegszeiten darstellen und außer­
dem ein ernstes Hindernis auf dem 
Weg zu einem umfassenden, gerechten 
und dauerhaften Frieden im Nahen 
Osten bilden; 

4. wiederholt erneut, daß alle derartigen 
Maßnahmen, die den geographischen, 
demographischen und historischen Cha­
rakter und Status der Heiligen Stadt 
Jerusalem verändert haben, null und 
nichtig sind und in Befolgung der dies­
bezüglichen Resolutionen des Sicher­
heitsrats rückgängig gemacht werden 
müssen; 

5. fordert die Besatzungsmacht Israel 
dringend auf, diese und frühere Reso­
lutionen des Sicherheitsrats zu befolgen 
und unverzüglich vom Bestehen auf 
einer Politik und auf Maßnahmen ab­
zulassen, die sich auf den Charakter 
und den Status der Heiligen Stadt Je­
rusalem auswirken; 

6. bekräftigt für den Fall der Nichtbefol-
gung dieser Resolution durch Israel sei­
ne Entschlossenheit, zu prüfen, mit wel­
chen praktischen Mitteln und Wegen im 
Einklang mit entsprechenden Bestim­
mungen der Charta der Vereinten Na­
tionen die uneingeschränkte Durchfüh­
rung dieser Resolution gewährleistet 
werden kann. 

Abstimmungsergebnis: +14; —0; =1: Ver­
einigte Staaten. 

SICHERHEITSRAT — Gegenstand: Status 
der Heiligen Stadt Jerusalem. — Reso­
lution 478(1980) vom 20. August 1980 

Der Sicherheitsrat, 
— unter Hinweis auf seine Resolution 476 

(1980) vom 30. Juni 1980, 
— erneut erklärend, daß die gewaltsame 
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Aneignung von Gebieten unzulässig ist, 
— tief besorgt über die Verabschiedung 

eines >Grundgesetzes< in der israeli­
schen Knesset, in dem eine Änderung 
von Charakter und Status der Heiligen 
Stadt Jerusalem verkündet wird, sowie 
über die sich daraus ergebenden Folgen 
für Frieden und Sicherheit, 

— im Hinblick darauf, daß Israel die Re­
solution 476(1980) des Sicherheitsrats 
nicht befolgt hat, 

— in Bekräftigung seiner Entschlossen­
heit, für den Fall der Nichtbefolgung 
dieser Resolution durch Israel zu prü­
fen, mit welchen praktischen Mitteln 
und Wegen im Einklang mit den ent­
sprechenden Bestimmungen der Charta 
der Vereinten Nationen die uneinge­
schränkte Durchführung seiner Resolu­
tion 476(1980) gewährleistet werden 
kann, 

1. tadelt Israel aufs schärfste wegen sei­
ner Verabschiedung des >Grundgeset-
zes< über Jerusalem und seiner Wei­
gerung, die entsprechenden Resolutio­
nen des Sicherheitsrats zu befolgen; 

2. erklärt, daß die Verabschiedung dieses 
>Grundgesetzes( durch Israel eine Ver­
letzung des Völkerrechts darstellt und 
daß die weitere Anwendung des Vier­
ten Genfer Abkommens vom 12. August 
1949 zum Schutze von Zivilpersonen in 
Kriegszeiten auf die seit Juni 1967 be­
setzten palästinensischen und sonstigen 
arabischen Gebiete einschließlich Jeru­
salems davon nicht berührt wird; 

3. stellt fest, daß alle legislativen und 
administrativen Maßnahmen und Ak­
tionen der Besatzungsmacht Israel, die 
Charakter und Status der Heiligen 
Stadt Jerusalem geändert haben bzw. 
ändern sollen und insbesondere das 
neue >Grundgesetz< über Jerusalem null 
und nichtig sind und unverzüglich wi­
derrufen werden müssen; 

4. erklärt ferner, daß diese Maßnahme 
ein schwerwiegendes Hindernis für die 
Herbeiführung eines umfassenden, ge­
rechten und dauerhaften Friedens im 
Nahen Osten darstellt; 

5. beschließt, das >Grundgesetz< und alle 
anderen von Israel aufgrund dieses 
Gesetzes ergriffenen Maßnahmen, die 
eine Veränderung von Charakter und 
Status Jerusalems zum Ziel haben, 
nicht anzuerkennen und 
a) fordert alle Mitgliedstaaten der Ver­

einten Nationen auf, diesen Be­
schluß anzunehmen; 

b) fordert alle Staaten, die in Jerusa­
lem diplomatische Vertretungen un­
terhalten, auf, diese Vertretungen 
aus der Heiligen Stadt abzuziehen; 

6. ersucht den Generalsekretär, dem Si­
cherheitsrat bis 15. November 1980 über 
die Durchführung dieser Resolution zu 
berichten; 

7. beschließt, mit dieser ernsten Lage wei­
ter befaßt zu bleiben. 

Abstimmungsergebnis: +14; —0; =1: Ver­
einigte Staaten. 

Namibia 
SICHERHEITSRAT — Gegenstand: An­

griff Südafrikas gegen Angola vom 
Territorium Namibias aus. — Resolu­
tion 475(1980) vom 27. Juni 1980 

Der Sicherheitsrat, 
— nach Behandlung des Ersuchens des 

Ständigen Vertreters Angolas bei den 
Vereinten Nationen in Dokument S/ 
14022, mit dem er die unverzügliche 
Einberufung einer Sitzung des Sicher­
heitsrats beantragte, 

— nach Anhörung der Erklärung des Stän­
digen Vertreters der Volksrepublik 
Angola bei den Vereinten Nationen, 

— unter Hinweis auf seine Resolutionen 
387(1976) vom 31. März 1976, 428(1978) 
vom 6. Mai 1978, 447(1979) vom 28. März 
1979 sowie 454(1979) vom 2. November 
1979, in denen u. a. Südafrikas Aggres­
sion gegen die Volksrepublik Angola 
verurteilt und verlangt wurde, daß 
Südafrika die Unabhängigkeit, Sou­
veränität und territoriale Integrität 
der Volksrepublik Angola strikt achtet, 

— tief besorgt über die Eskalation der 
feindseligen, nichtprovozierten und 
ständigen Aggressionsakte und der an­
haltenden bewaffneten Invasionen, die 
das rassistische Regime Südafrikas un­
ter Verletzung der Souveränität, des 
Luftraums und der territorialen Inte­
grität der Volksrepublik Angola began­
gen hat, 

— in der Überzeugung, daß die Intensität 
sowie der gewählte Zeitpunkt dieser 
bewaffneten Invasionen die Bemühun­
gen um eine Verhandlungslösung im 
Südlichen Afrika zunichte machen sol­
len, insbesondere was die Verwirkli­
chung der Resolutionen des Sicherheits­
rats 385(1976) und 435(1978) vom 29. Sep­
tember 1978 betrifft, 

— betrübt über die tragischen Verluste 
an Menschenleben, vor allem unter der 
Zivilbevölkerung, und besorgt über die 
Schäden und Zerstörungen an Sachwer­
ten, darunter auch von Brücken und 
Viehbeständen, die durch die Eskala­
tion der gegen die Volksrepublik An­
gola gerichteten Aggressionsakte und 
bewaffneten Invasionen des rassisti-
stischen Regimes von Südafrika ver­
ursacht wurden, 

— zutiefst besorgt darüber, daß diese 
willkürlichen Aggressionsakte Südafri­
kas eine zielgerichtete und ununterbro­
chene Reihe von Verletzungen darstel­
len, die auf eine Schwächung der un­
aufhörlichen Unterstützung der Front­
staaten für die Freiheits- und natio­
nalen Befreiungsbewegungen der Völ­
ker Namibias und Südafrikas abzielen, 

— im Bewußtsein dessen, daß wirksame 
Maßnahmen zur Wahrung des Weltfrie­
dens und der internationalen Sicherheit 
getroffen werden müssen, 

1. verurteilt das rassistische Regime von 
Südafrika nachdrücklich wegen seiner 
vorsätzlichen, wiederholten und anhal­
tenden bewaffneten Invasionen der 
Volksrepublik Angola, die eine flagran­
te Verletzung der Souveränität und ter­
ritorialen Integrität dieses Landes so­
wie eine ernste Bedrohung des Welt­
friedens und der internationalen Si­
cherheit darstellen; 

2. verurteilt ferner nachdrücklich die Be­
nutzung des internationalen Territo­
riums von Namibia als Sprungbrett für 
bewaffnete Invasionen und für Maß­
nahmen zur Destabilisierung der Volks­
republik Angola durch Südafrika; 

3. verlangt, daß Südafrika seine Streit­
kräfte aus dem Hoheitsgebiet der 
Volksrepublik Angola unverzüglich ab­
zieht, alle Verletzungen des angolani­
schen Luftraums unterläßt und künftig 
die Unabhängigkeit, Souveränität und 
territoriale Integrität der Volksrepu­
blik Angola strikt achtet; 

4. fordert alle Staaten auf, das mit Reso­
lution 418(1977) vom 4. November 1977 
gegen Südafrika verhängte Waffenem­
bargo voll zu verwirklichen; 

5. ersucht die Mitgliedstaaten, der Volks­
republik Angola und anderen Front­
staaten zur Stärkung ihres Verteidi­
gungspotentials angesichts der von Süd­
afrika gegen diese Länder verübten 

Aggressionsakte dringend jede erfor­
derliche Hilfe zu gewähren; 

6. fordert von Südafrika die Zahlung 
einer vollen und angemessenen Ent­
schädigung an die Volksrepublik An­
gola für die durch diese Aggressions­
akte verursachten Verluste an Men­
schenleben und Zerstörungen von 
Sachwerten; 

7. beschließt, im Falle weiterer Verlet­
zungen der Souveränität und territo­
rialen Integrität der Volksrepublik An­
gola durch das südafrikanische rassi­
stische Regime erneut zusammenzutre­
ten, um über die Verabschiedung wirk­
samerer Maßnahmen im Einklang mit 
den entsprechenden Bestimmungen der 
Charta der Vereinten Nationen, ein­
schließlich Kapitel VII , zu beraten; 

8. beschließt, mit der Angelegenheit be­
faßt zu bleiben. 

Abstimmungsergebnis: +12; —0; =3: 
Frankreich, Großbritannien, Vereinigte 
Staaten. 

Generalversammlung 
GENERALVERSAMMLUNG — Gegen­

stand: Nebenorgane der Generalver­
sammlung. — Resolution 35/5 vom 
20. Oktober 1980 

Die Generalversammlung, 
— unter Hinweis auf Ziffer 35 ihres Be­

schlusses 34/401 vom 12. Dezember 1979, 
mit dem sie den Ad-hoc-Ausschuß für 
Nebenorgane einsetzte, 

— nach Behandlung des Berichts des Ad-
hoc-Ausschusses, 

1. erklärt, daß sie für die Dauer eines 
Jahres vorläufig keine neuen Neben­
organe der Generalversammlung ein­
setzen wird, unter der Voraussetzung, 
daß hiervon nicht betroffen sind: 
a) diesbezügliche frühere Resolutionen 

der Generalversammlung oder Reso­
lutionen der laufenden Tagung der 
Versammlung, die die Erstellung von 
Dokumenten wie z. B. die Ausarbei­
tung internationaler Konventionen 
oder Deklarationen vorsehen, wofür 
eventuell Nebenorgane eingesetzt 
werden müssen; 

b) alle früheren Resolutionen der Gene­
ralversammlung, in denen die Ein­
setzung von Nebenorganen ins Auge 
gefaßt worden war; 

c) alle notwendigen Vorkehrungen für 
globale Verhandlungen über inter­
natonale wirtschaftliche Zusammen­
arbeit im Dienste der Entwicklung; 

2. beschließt, daß die Vorbereitungsarbei­
ten für Sonderkonferenzen der Verein­
ten Nationen von bereits bestehenden 
Organen durchgeführt werden sollten; 

3. beschließt, daß unter Berücksichtigung 
der Erfahrungen aus vorangegangenen 
Tagungen die Tagungsdauer der Neben­
organe der Generalversammlung im In­
teresse eines möglichst wirksamen Ein­
satzes der vorhandenen begrenzten Mit­
tel nach Möglichkeit verringert werden 
sollte; 

4. ersucht die Nebenorgane, sich noch 
mehr darum zu bemühen, ihre Tagun­
gen nur alle zwei Jahre anzusetzen; 

5. ersucht den Konferenzausschuß, bei der 
Vorbereitung künftiger Konferenz- und 
Sitzungskalender die Ziffern 3 und 4 
dieser Resolution gebührend zu berück­
sichtigen; 

6. beschließt, die Durchführung dieser Re­
solution auf ihrer sechsunddreißigsten 
Tagung zu überprüfen. 

Abstimmungsergebnis: Ohne förmliche Ab­
stimmung angenommen. 
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Jahresinhaltsverzeichnis 1980 
Um den Zugang zu den in der Zeitschrift VEREINTE NATIONEN enthaltenen Informationen zu erleichtern, enthält seit 
letztem Jahr jeder Jahrgang ein Jahresinhaltsverzeichnis; eine detailliertere Erschließung früherer Jahrgänge ermöglichen die 
Sonderhefte ^Register 1962—1973< (Bonn 1976) und ^Register 1974—1978< (Bonn 1979). Das Jahresinhaltsverzeichnis ordnet 
die Beiträge — notwendigerweise grob — nach Themenkreisen, die den Schwerpunkten der Arbeit der Weltorganisation 
entsprechen. Den Beiträgen des Artikelteils folgen die Beiträge des Teils >Aus dem Bereich der Vereinten Nationem, für die 
vor der Seitenzahl halbfett jeweils die laufende Nummer des Beitrags angegeben ist. Danach sind die zum jeweiligen Themen­
komplex gehörigen Dokumente der Vereinten Nationen (meist Resolutionen des Sicherheitsrats und der Generalversamm­
lung) aufgeführt. Die separate Aufstellung der UN-Gremien, deren Zusammensetzung in der Zeitschrift veröffentlicht wurde, 
und das Autorenregister ergänzen die Übersicht über den Jahrgang. 
Um das Auffinden der Beiträge in den einzelnen Heften des Jahrgangs zu erleichtern, seien hier die Seitenzahlen der Hefte 
1—6 angegeben — Seiten 1—36: VN 1/1980; Seiten 37—72: VN 2/1980; Seiten 73—112: VN 3/1980; Seiten 113—148: VN 4/1980; 
Seiten 149—188: VN 5/1980; Seiten 189—224: VN 6/1980. 

Allgemeines und Grundsatzfragen 
35 Jahre intensiver Arbeit und unschätzbarer Leistungen. 
Erklärung des Präsidenten der Generalversammlung zum 
Tag der Vereinten Nationen 1980 (von Wechmar) 153 
Die Welt braucht keinen Rüstungswettlauf, sondern einen 
Wettlauf in der Hilfe für die Entwicklungsländer. Rede des 
Bundesaußenministers vor der ll.Sondergeneralversammlung 
(Genscher) 171 
Regionale Zusammenschlüsse — Bausteine einer neuen Welt­
ordnung. Rede des Bundesaußenministers vor der 35.Gene-
ralversammlung (Genscher) 175 
Wir müssen wieder zu den Zielen und Grundsätzen der 
Charta zurückkehren. Bericht des Generalsekretärs über die 
Arbeit der Organisation für die 35.Generalversammlung 
(Waldheim) 209 
Verlauf der 34.Generalversammlung (8,57), Abstimmungsver­
halten der beiden deutschen Staaten auf der 34.Generalver-
sammlung (9,58), Rüdiger von Wechmar Präsident der Gene­
ralversammlung (40,179) 

A/Res/35/5 Generalversammlung 222 
Die Mitgliedstaaten der Vereinten Nationen in alphabetischer 
Ordnung mit Beitrittsdaten sowie nach Erdteilen, Gebiets­
größe und Bevölkerungszahl (Tabellen) 34 

Politik und Sicherheit 
Die Nichtverbreitungspolitik — ein Fehlschlag? Der .Atom­
waffensperrvertrag« vor der zweiten Überprüfungskonferenz 
(Prill) 3 
Sowjetische Intervention: Verstoß gegen die Charta. Erklä­
rung der Deutschen Gesellschaft für die Vereinten Nationen 
(Timm) 5 
Über die Vergleichbarkeit der Militärhaushalte. Aussichten 
und Nutzen einer Messung (Frank) 9 
Expertenwissen im Dienste der Abrüstung. Die Abrüstungs­
studien der Vereinten Nationen (Krause) 13 
Intervention und Interventionsverbot. Das Gebot der Ach­
tung der wirtschaftlichen und politischen Selbständigkeit der 
Staaten (Scheuner) 149 
Zwischen Nahost-Konflikt und Palästina-Frage. Lösungsbe­
mühungen der Vereinten Nationen im Spannungsfeld von 
Genfer Konferenz und Camp David (Büttner) 189 
Israelis und Palästinenser — Plädoyer für gute Nachbar­
schaft (Shilbayih) 201 
Afghanistan (10,58), Nahost (11,60), B-Waffen-Konvention 
(16,93), Vertrauensbildende Maßnahmen (17,93), Südafrika 
(28,137), Abrüstungskommission (29,137), Atomwaffensperr­
vertrag (41,179), Abrüstungsausschuß (42,180), Besonders grau­
same Waffen (43,181) 

A/Res/377(V) .Uniting for peace< 29 
S/13729 Afghanistan 31 
S/Res/462 Afghanistan 31 
A/Res/ES-6/2 Afghanistan 31 
S/13616 Iran 32 
S/Res/457 Iran 32 
S/Res/461 Iran 32 
S/13735 Iran 33 
S/Res/458 Zypern 66 
A/Res/34/22 Kamputschea 69 
S/Res/456 Nahost 70 
S/Res/459 Nahost 70 
S/Res/465 Nahost 71 
S/13911 Nahost 102 

S/Res/455 Rhodesien 102 
S/Res/460 Rhodesien 103 
S/Res/463 Rhodesien 103 
S/13549 Südafrika 104 
S/Res/466 Südafrika 104 
S/Res/454 Namibia 104 
A/Res/34/87B Abrüstung 105 
S/Res/473 Südafrika 144 
S/Res/472 Zypern 144 
A/Res/34/75 Abrüstung 146 
A/Res/33/138 Geschäftsordnung 

der Generalversammlung 146 
A/Res/34/103 Internationale Sicherheit 186 
S/14190 Irak-Iran 187 
S/Res/479 Irak-Iran 187 
A/Res/34/65B Nahost 218 
A/Res/34/89 Nahost 218 
A/Res/ES-7/2 Nahost 218 
A/Res/ES-7/3 Nahost 219 
S/13900 Nahost 219 
S/Res/467 Nahost 219 
S/Res/468 Nahost 220 
S/Res/469 Nahost 220 
S/Res/470 Nahost 220 
S/Res/471 Nahost 220 
S/Res/474 Nahost 221 
S/Res/476 Nahost 221 
S/Res/478 Nahost 221 
S/Res/475 Namibia 222 

Entkolonisierung und Treuhandfragen 
West-Sahara (12,61), Simbabwe (18,93) 

A/Res/34/40 Ost-Timor 145 

Wirtschaft und Entwicklung 
Neustrukturierung der internationalen Beziehungen statt 
>Hilfe<. Die Vereinten Nationen und der Bericht der Unab­
h ä n g i g e n Kommission für internationale Entwicklungsfra­
gen (Brandt) 1 
Hande l s förderung für Entwick lungs länder . Das Internationale 
Handelszentrum U N C T A D / G A T T (Leonhardt) 47 
Entwick lungs länder - Indus tr ia l i s i erung bleibt dringlich. Denk­
pause nach dem Scheitern von U N I D O I I I (Kebschull) 83 
Neugliederung des Wirtschafts- und Sozialbereichs (1,23), G e ­
samteuropäischer Umweltschutz (2,24), Neue und erneuerbare 
Energiequellen (19,95), Globalverhandlungen (20,95), Nah­
rungsmittelhilfe-Übereinkommen (21,96), I A O (30,138), Wett­
bewerbsbeschränkende Geschäftspraktiken (31,138), Multimo­
daler Güterverkehr (32,139), Rohstoffprogramm (33,139), 11. 
Sondergeneralversammlung (44,181), Technische Zusammen­
arbeit zwischen den Entwicklungsländern (45,183) 

A/Res/34/8 Nicaragua 145 
A/Res/34/122 Uganda 145 
A/Res/34/135 Nahost 218 

Sozialfragen, Kultur und Menschenrechte 
Jeder von uns kann auf den Wandel hinwirken. Zur Verlei­
hung der Dag-Hammarskjöld-Ehrenmedaille (Aga Khan) — 19 
Schritte zur Verwirklichung der sozialen Menschenrechte. Zu 
den Staatenberichten über die im Sozialpakt anerkannten 
Rechte (Echterhölter) 37 
Gleichberechtigung weltweit längst nicht erreicht. Das Uber­
einkommen zur Beseitigung jeder Form von Diskriminierung 
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der Frau und andere frauenpolitische Initiativen der Ver­
einten Nationen (Maier) 73 
Wem gehört die Benin-Maske? Die Forderung nach Rückgabe 
von Kulturgut an die Ursprungsländer (Ganslmayr) 88 
Die Rechte der Angehörigen von Minderheiten. Kommt es zu 
einer Erklärung der Vereinten Nationen? (Capotorti) 113 
Minderheiten unter uns (Gronemeyer) 119 
Nicht Wiederbelebung, sondern Wandel des Lebendigen. 
Indianische Minderheitenbewegungen heute (Gerber/Münzel) 122 
Minderheitenschutz — eine internationale Rechtsnorm auf 
der Suche nach ihrem Gegenstand (Gerdes) 126 
Internationaler und nationaler Rechtsschutz für Flüchtlinge. 
Gegenwärtige Bemühungen des Hohen Flüchtlingskommis­
sars (Henkel) 156 
Zweierlei Maß in Israel — der Staat und die Grundrechte 
(Shahak) 204 
Kamputschea-Hilfe (3,25; 35,141), Menschenrechts-Unterkom-
mission (4,25), >Menschenpflichten< (5,26), Rassendiskriminie­
rungsausschuß (13,62), Menschenrechtsausschuß (14,63; 25,99), 
Chile (15,66), Jahr des Kindes (22,96), Menschenrechtskommis­
sion (23,97), Anti-Apartheid-Konvention (24,99), Pocken aus­
gerottet (34,140), Verhaltensregeln für Polizeibeamte (36,141), 
Kopenhagener Weltfrauenkonferenz (46,183) 

UNESCO-Res. 
3/1.1/2 Rassendeklaration 67 
A/Res/34/47 Menschenrechte 69 
A/Res/33/49 Kulturelle Werte 104 
A/Res/34/64 Rückgabe von Kulturbesitz 105 
A/Res/34/180 Frauenrechts-Ubereinkommen .. 108 

Verwaltung und Haushalt 
Der UN-Haushalt: Inhalt und System. Erfahrungen mit dem 
Programmbudget (von Harpe) 52 
Beitragsschlüssel für die KostenverteUung der Vereinten Na­
tionen 1980 bis 1982 (Tabelle) 56 

A/Res/33/204 Unnütze Aktivitäten 71 

A/Res/33/12 Geschäftsordnung 
der Generalversammlung 148 

Rechtsfragen 
Völkerrecht und Nord-Süd-Problematik vor der Generalver­
sammlung. Wirtschaftsvölkerrecht und Menschenrecht auf 
Entwicklung (Hecker) 41 
Das Internationale Übereinkommen gegen Geiselnahme. Er­
folg einer deutschen Initiative (Kausch) 77 
Souveränität über Jerusalem. Rechtliches und Zeitgeschicht­
liches zum politischen Problem (Riedmair) 195 
Konflikt USA-Iran (6,27; 37,142), Vertragsrechtskonvention 
(26,100), Seerechtskonferenz (27,100; 47,184), WHO beantragt 
IGH-Gutachten (38,143), Warenkaufverträge (39,143), Welt­
raum (48,185) 

A/Res/34/150 Wirtschaftsvölkerrecht 69 
A/Res/34/146 Geiselnahme-Übereinkommen . . 106 

Verschiedenes 
UNO: notwendig, nützlich und ziemlich unbeachtet. Die Ver­
einten Nationen als Thema des 8,Deutschen Bundestages 
(Skupnik) 131 
Sprachen und Sprachendienste der Vereinten Nationen 
(Paque) 165 
Weltweite Funkverwaltungskonferenz (7,27), Aufnahme von 
Simbabwe (49,185), Aufnahme von Sankt Vincent und den 
Grenadinen (50,186) 

S/Res/464 UN-Mitgliedschaft 71 
S/Res/477 UN-Mitgliedschaft 186 

Literaturhinweise 
Waldheim: Der schwierigste Job der Welt (Wolfrum) 28 
Min-Chuan Ku (Hrsg.): A Comprehensive Handbook of the 
United Nations (Wolfrum) 147 

Die Mitgliedschaften in UN-Organen im 
Sicherheitsrat 72 

Wirtschafts- und Sozialrat 72 

Treuhandrat 72 

Internationaler Gerichtshof 72 

Abrüstungsausschuß 72 

Sonderausschuß für 
friedenssichernde Operationen 72 

Friedensbeobachtungskommission 72 

Sonderausschuß für den Stand 
der Verwirklichung der Erklärung 
über die Gewährung der 
Unabhängigkeit an koloniale 
Länder und Völker 72 

Menschenrechtskommission 112 

1980 
Unterkommission zur Verhütung 
von Diskriminierung 
und für Minderheitenschutz 112 
Ausschuß für die Beseitigung 
rassischer Diskriminierung 112 
Menschenrechts-Ausschuß 112 
Treuhänderausschuß des 
Treuhandfonds der Vereinten Nationen 
für Chile 112 
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VEREINTE 
NATIONEN 
Register 1974-1978 

Weltpolitik im Spiegel der Weltorganisation -
Nord-Süd - Friedenssicherung - Menschenrechte: 

Zum Nachschlagewerk hierüber wird die Zeitschrift VEREINTE 
NATIONEN durch das als Sonderheft erschienene Register der Jahr­
gänge 1974 bis 1978. 
Gegliedert in Sachregister, Nachweis der veröffentlichten UN-Doku­
mente, Abbildungsverzeichnis und Autorenregister. 
20 Seiten. 
Preis: DM 4,-; für DGVN-Mitglieder: DM 2,50. 

Das Fünfjahresregister 1974-1978 knüpft an das Register 1962-1973 an. Ebenfalls als Sonderheft erschie­
nen. Preis: DM 5,-; für DGVN-Mitglieder: DM 3,50. 

Bezug durch die Deutsche Gesellschaft für die Vereinten Nationen, Simrockstraße 23, D-5300 Bonn 1 
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THE UNITED NATIONS 
STUDY ON THE RIGHTS OF PERSONS BELONGING TO ETHNIC, RELIGIOUS AND LINGUISTIC MINORITIES, 
by Francesco Capotorti, Special Rapporteur of the Sub-Commission on Prevention of Discrimination and Protection of Minorities 

This study demonstrates the attention which is paid to the question of the international protection of minorities. Procedures adopted 
to protect the rights of persons belonging to ethnic minorities to enjoy their own culture, to profess and practise their own religion, to 
use their own language. 113 pages 

Sales No. E.78.XIV.1 $11.00 

ASSISTANCE TO RACIST REGIMES IN SOUTHERN AFRICA: IMPACT ON THE ENJOYMENT OF HUMAN RIGHTS, 
by Ahmed M. Khalifa, Special Rapporteur of the Sub-Commission on Prevention of Discrimination and Protection of Minorities 

The first chapter of this report takes up military and economic assistance and deals with the case of Namibia since it is under South 
African illegal administration. The second chapter takes up the illegal regime of Southern Rhodesia to point out all aspects of 
assistance and sanctions violations. The third chapter undertakes an analysis of the data of the first two chapters with a view to the 
evaluation of the impact of the said assistance on the human rights situation in Southern Africa and sets forth the relevant conclusions. 

41 pages 
Sales No. E.79.XIV.3 $4.00 

HUMAN RIGHTS: A COMPILATION OF INTERNATIONAL INSTRUMENTS OF THE UNITED NATIONS 

Complete texts of conventions and declarations adopted by the United Nations and its specialized Agencies pursuant to the Universal 
Declaration of Human Rights and based on the Charter of the United Nations. 132 pages 

Sales No. E.78.XIV.2 $11.00 
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Alexander Horn, Spiegelgasse 9,6200 Wiesbaden; R. Eisenschmidt, Postfach 700306,6000 Frankfurt/Main 70; 
El wert und Meurer, Hauptstraße 101,1000 Berlin 62; W. E. Saarbach GmbH, Föllerstraße 2, 5000 Köln , 
or directly from Sales Section, Palais des Nations, CH-1211 Geneva 10 
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Das Büro für Führungskräfte zu Internationalen 
Organisationen (BFIO) berät und informiert 
Interessenten über Vakanzen, Möglichkeiten 
und Voraussetzungen für den Dienst 
in Internationalen Organisationen 

Anfragen erbittet: 
Büro Führungskräfte 
zu Internationalen Organisationen 
Feuerbachstraße 44, 6000 Frankfurt 
Tel.: (0611)71111 - Telex 04-11632 



Die 
deutsche 
Luftfahrt 
Entwicklungsgeschichte der 
deutschen Luftfahrttechnik in ca. 20 
Bänden, herausgegeben von Dr. 
Theodor Benecke in 
Zusammenarbeit mit dem 
Deutschen Museum München, dem 
Bundesverband der Deutschen 
Luft- und Raumfahrtindustrie, Bonn-
Bad Godesberg, und der Deutschen 
Gesellschaft für Luft- und Raumfahrt 
in Köln. 
Das großzügig bebilderte Gesamtwerk 
zeigt eine umfassende Darstellung aller 
Gebiete der deutschen Luftfahrttechnik 
von Anbeginn an bis zu den neuesten 
Fluggeräten, die im Rahmen 
europäischer 
Gemeinschaftsentwicklungen realisiert 
werden. 

Die Buchreihe richtet sich ebenso an die 
Fachleute und diejenigen, die »dabei« 
waren, wie an jüngere, technisch 
interessierte Leser, Studenten, Flieger, 
Modellbauer, Sammler und alle, die sich 
über die Luftfahrt und ihre Technik 
informieren wollen und Anregungen 
suchen. Die Buchreihe soll gleichzeitig 
ein zuverlässiges Nachschlagewerk und 

eine begleitende Dokumentation für 
Besucher des Deutschen Museums sein. 

Die Buchreihe wird voraussichtlich 20 
Bände umfassen, die beginnend ab 
Herbst 1980 in etwa halbjähriger Folge 
erscheinen. Jeder Band in Großformat 
mit 250 bis 300 Seiten Umfang ist mit 
zahlreichen Bildern und Zeichnungen 
illustriert, die zum großen Teil aus 
Archiven des Deutschen Museums 
stammen. Tabellen mit technischen 
Angaben, Dreiseitenansichten, 
Kurzbeschreibungen, Zeitübersichten 
mit Vergleichen zum Ausland und eine 
umfangreiche Literaturliste zu jedem 
Kapitel ergänzen die einzelnen Bände. 
Viele Bücher und Zeichnungen sind 
Erstveröffentlichungen aus Privatbesitz 
oder jetzt zugänglichen Archiven. 

Der an einzelnen Typen interessierte 
Leser wird in den Tabellen, ListeYi und 
Beschreibungen viele Daten und 
Unterscheidungsmerkmale f inden. 
Technisch und konstruktiv wichtige 
Einzelheiten, insbesondere wenn sie 
erstmalig zur Ausführung kamen, sind 
anhand von Gesamt-, Detail- und 
Schnittbi ldern, Prinzipskizzen und 
Konstruktionszeichnungen erläutert. 

Obgleich bereits in vielen Büchern über 
deutsche Flugzeuge, Flugkörper, 
Raketen, Motoren und Geräte aller Art 

geschrieben worden ist, fehlt bisher eine 
allgemeinverständliche und 
vergleichende Zusammenfassung über 
den ganzen Zeitraum dieser 
Entwicklungsleistungen deutscher 
Technik. 

Diese umfangreiche Buchreihe »Die 
Deutsche Luftfahrt« will nun • 
voraussichtlich unter Verwendung aller 
heute verfügbaren Unterlagen und 
Aussagen eine vollständige, kurzgefaßte 
Übersicht des Ablaufes der deutschen 
Luftfahrttechnik bringen. Zu Worte 
kommen noch lebende Pioniere und 
Zeugen der Entwicklung ebenso wie 
Berufs- und Testpiloten sowie Flieger, 
die an Wettbewerben und Pionier-, 
Rekord- oder Vergleichsflügen 
teilnahmen. 

Die Bände der Buchreihe sind keine 
Typenbücher im üblichen Sinn, von 
denen es bereits viele gibt, sondern sie 
stellen die wesentlichen Muster und ihre 
Weiterentwicklungen in den größeren 
Rahmen der gesamten 
Luftfahrtentwicklung. Dabei werden ihr 
Entwicklungsverlauf, die technischen 
Verbesserungen und konstruktiven 
Schritte, ihre Leistungssteigerung sowie 

die Maßnahmen zur Serienproduktion, 
die Reifmachung für den Einsatz und die 
Betriebsergebnisse behandelt. 

Informationsscheck 
DIE DEUTSCHE LUFTFAHRT interessiert mich. 
Senden Sie mir bitte den ausführlichen 
farbigen Sonderprospekt zu. Meine Adresse: 

Name: 

Vorname: 

Straße 

PLZ. Ort: 

Land: 

Bitte ausschneiden und abschicken an: 
Verlag Bernard & Graefe, Hubertusstraße 5 
8000 München 19 
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